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Erklärung der benutzten Zeichen 

 * Konsultationsverfahren 

 *** Zustimmungsverfahren 

 ***I Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (erste Lesung) 

 ***II Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (zweite Lesung) 

 III. Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung) 

 

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Entwurf eines Rechtsakts 

vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.) 

 

 

 

 

 

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines Rechtsakts 

Änderungsanträge des Parlaments in Spaltenform 
 

Streichungen werden durch Fett- und Kursivdruck in der linken Spalte 

gekennzeichnet. Textänderungen werden durch Fett- und Kursivdruck in 

beiden Spalten gekennzeichnet. Neuer Text wird durch Fett- und 

Kursivdruck in der rechten Spalte gekennzeichnet. 

 

Aus der ersten und der zweiten Zeile des Kopftextes zu jedem der 

Änderungsanträge ist der betroffene Abschnitt des zu prüfenden Entwurfs 

eines Rechtsakts ersichtlich. Wenn sich ein Änderungsantrag auf einen 

bestehenden Rechtsakt bezieht, der durch den Entwurf eines Rechtsakts 

geändert werden soll, umfasst der Kopftext auch eine dritte und eine vierte 

Zeile, in der der bestehende Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene 

Bestimmung des bestehenden Rechtsakts angegeben werden. 

 

Änderungsanträge des Parlaments in Form eines konsolidierten Textes 

 

Neue Textteile sind durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet. Auf 

Textteile, die entfallen, wird mit dem Symbol ▌hingewiesen oder diese 

Textteile erscheinen durchgestrichen (Beispiel: „ABCD“). Textänderungen 

werden gekennzeichnet, indem der neue Text in Fett- und Kursivdruck steht 

und der bisherige Text gelöscht oder durchgestrichen wird. 

Rein technische Änderungen, die von den Dienststellen im Hinblick auf die 

Erstellung des endgültigen Textes vorgenommen werden, werden allerdings 

nicht gekennzeichnet. 
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates 

über Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen 

(COM(2013)0267 – C7-0122/2013 – 2013/0141(COD)) 

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 

(COM(2013)0267), 

– unter Hinweis auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 43 des Vertrags über die Arbeitsweise 

der Europäischen Union, gemäß welchen die Kommission seinen Entwurf dem Parlament 

vorgelegt hat (C7-0122/2013), 

– in Kenntnis der Stellungnahme des Rechtausschusses zu der vorgeschlagenen 

Rechtsgrundlage, 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union, 

– in Kenntnis der vom österreichischen Bundesrat im Rahmen des Protokolls Nr. 2 über die 

Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit vorgelegten 

begründeten Stellungnahme, in der geltend gemacht wird, dass der Entwurf eines 

Gesetzgebungsakts nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip vereinbar ist, 

– in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 

11. Dezember 20131, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

sowie der Stellungnahme des Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und 

Lebensmittelsicherheit (A7-0147/2014), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 

entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 

Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

                                                 
1  ABL. L 0, 0.0.0000, p. 0.. 
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Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(4) Die Pflanzengesundheit ist für die 

Pflanzenerzeugung, öffentliche und private 

Grünflächen, natürliche Ökosysteme, 

Ökosystemdienstleistungen und die 

biologische Vielfalt in der Union von 

großer Bedeutung. Sie wird durch Arten 

bedroht, die Pflanzen und 

Pflanzenerzeugnisse schädigen (im 

Folgenden „Schädlinge“). Um dieser 

Bedrohung entgegenzuwirken, müssen 

Maßnahmen zur Feststellung der von 

diesen Schädlingen ausgehenden 

Pflanzengesundheitsrisiken sowie zur 

Reduzierung dieser Risiken auf ein 

hinnehmbares Maß festgelegt werden. 

(4) Die Pflanzengesundheit ist für die 

Pflanzenerzeugung, öffentliche und private 

Grünflächen, natürliche Ökosysteme, 

Ökosystemdienstleistungen und die 

biologische Vielfalt in der Union von 

großer Bedeutung. Sie wird durch Arten 

bedroht, die Pflanzen und 

Pflanzenerzeugnisse schädigen (im 

Folgenden „Schädlinge“), und die Gefahr 

der Einschleppung von Schädlingen in 

das Hoheitsgebiet der Union hat aufgrund 

des globalisierten Handels und des 

Klimawandels zugenommen. Um dieser 

Bedrohung entgegenzuwirken, müssen 

Maßnahmen zur Feststellung der von 

diesen Schädlingen ausgehenden 

Pflanzengesundheitsrisiken sowie zur 

Reduzierung dieser Risiken auf ein 

hinnehmbares Maß festgelegt werden. 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die Notwendigkeit solcher Maßnahmen 

wird seit langem anerkannt. Sie sind 

Gegenstand internationaler Abkommen 

und Übereinkünfte, unter anderem des 

Internationalen 

Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC), 

das am 6. Dezember 1951 im Rahmen der 

Ernährungs- und 

(5) Die Notwendigkeit solcher Maßnahmen 

wird seit langem anerkannt. Sie sind 

Gegenstand internationaler Abkommen 

und Übereinkünfte, unter anderem des 

Internationalen 

Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC), 

das am 6. Dezember 1951 im Rahmen der 

Ernährungs- und 
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Landwirtschaftsorganisation (FAO) der 

Vereinten Nationen abgeschlossen und 

dessen überarbeite Fassung im 

November 1997 auf der 29. Tagung der 

FAO-Konferenz angenommen wurde. Die 

Union ist Vertragspartei des IPPC. 

Landwirtschaftsorganisation (FAO) der 

Vereinten Nationen abgeschlossen und 

dessen überarbeite Fassung im 

November 1997 auf der 29. Tagung der 

FAO-Konferenz angenommen wurde, 

sowie des Übereinkommens über die 

biologische Vielfalt (CBD) vom 

29. Dezember 1993. Die Union ist 

Vertragspartei sowohl des IPPC als auch 

des CBD. 

Begründung 

Mit Blick auf die Bedeutung der Pflanzengesundheit für den Erhalt natürlicher Ökosysteme 

sowie für Ökosystemdienstleistungen und biologische Vielfalt sollte das internationale 

Übereinkommen über die biologische Vielfalt Erwähnung finden. Insbesondere invasive 

gebietsfremde Arten, die ebenfalls unter das Übereinkommen fallen, können erhebliche 

Auswirkungen auf Umwelt und Wirtschaft haben. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 11 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(11) Um ein wirksames, rechtzeitiges 

Vorgehen im Falle des Auftretens eines 

Unionsquarantäneschädlings zu 

gewährleisten, sollte für die Allgemeinheit, 

für Unternehmer und für die 

Mitgliedstaaten eine Meldepflicht gelten. 

(11) Um ein wirksames, rechtzeitiges 

Vorgehen im Falle des Auftretens eines 

Unionsquarantäneschädlings zu 

gewährleisten, sollte für die Allgemeinheit, 

für Unternehmer und für die 

Mitgliedstaaten eine Meldepflicht gelten. 

Es ist von wesentlicher Bedeutung, in 

Grünanlagen tätige Fachkräfte, 

Bedienstete der Gebietskörperschaften, 

Gärtner, Baumschularbeiter, Importeure, 

Landschaftsarchitekten, Baumpfleger, 

Lehrer, Forscher, Gewerbetreibende, 

Behördenbedienstete, Mandatsträger und 

Privatpersonen für die Bekämpfung von 

Pflanzenschädlingen zu sensibilisieren 

und zu schulen.  

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 16 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Für die schnelle und wirksame 

Tilgung von Schädlingen ist eine frühe 

Feststellung ihres Auftretens 

außerordentlich wichtig. Die 

Mitgliedstaaten sollten daher in Regionen, 

in denen das Auftreten eines 

Unionsquarantäneschädlings bisher nicht 

festgestellt wurde, Untersuchungen zum 

Auftreten dieses Schädlings durchführen. 

Angesichts der Zahl der 

Unionsquarantäneschädlinge und des für 

die Durchführung dieser Untersuchungen 

benötigten Zeit- und Ressourcenaufwands 

sollten die Mitgliedstaaten 

Mehrjahresprogramme für solche 

Untersuchungen ausarbeiten. 

(16) Für die schnelle und wirksame 

Tilgung von Schädlingen sind eine 

Prävention, Schutzmaßnahmen und eine 

frühe Feststellung ihres Auftretens 

außerordentlich wichtig. Die 

Mitgliedstaaten sollten daher in Regionen, 

in denen das Auftreten eines 

Unionsquarantäneschädlings bisher nicht 

festgestellt wurde, Untersuchungen zum 

Auftreten dieses Schädlings durchführen. 

Angesichts der Zahl der 

Unionsquarantäneschädlinge und des für 

die Durchführung dieser Untersuchungen 

benötigten Zeit- und Ressourcenaufwands 

sollten die Mitgliedstaaten 

Mehrjahresprogramme für solche 

Untersuchungen ausarbeiten. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 16 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (16a) Landwirtschaftliche 

Vorbeugemaßnahmen und ein integrierter 

Pflanzenschutz im Einklang mit 

Richtlinie 2009/128/EG sollten nicht die 

systematische Prophylaxe mittels 

Pestiziden, d. h. die Anwendung von 

Bioziden bereits vor dem Nachweis eines 

Schädlings, umfassen. 

Begründung 

Damit wird klargestellt, was eine zulässige landwirtschaftliche Vorbeugemaßnahme ist. 
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Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 17 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(17) Der Kommission sollte die Befugnis 

übertragen werden, im Falle eines 

Verdachts auf Auftreten bestimmter 

Unionsquarantäneschädlinge oder der 

Bestätigung dieses Verdachts Maßnahmen 

zu erlassen, die insbesondere die Tilgung 

und Eindämmung des Schädlings, die 

Einrichtung von Sperrzonen sowie 

Untersuchungen, Krisenpläne, 

Simulationsübungen und Tilgungspläne in 

Bezug auf diesen Schädling zum 

Gegenstand haben. 

(17) Der Kommission sollte die Befugnis 

übertragen werden, im Falle eines 

Verdachts auf Auftreten bestimmter 

Unionsquarantäneschädlinge oder der 

Bestätigung dieses Verdachts Maßnahmen 

zu erlassen, die insbesondere die Tilgung 

und Eindämmung des Schädlings, die 

Einrichtung von Sperrzonen sowie 

Untersuchungen, Krisenpläne, 

Simulationsübungen und Tilgungspläne in 

Bezug auf diesen Schädling zum 

Gegenstand haben. Die Kommission 

konsultiert vorab die Mitgliedstaaten zu 

den erlassenen Maßnahmen. 

Begründung 

Die Kommission muss die Mitgliedstaaten rechtzeitig über die erlassenen Maßnahmen 

unterrichten.  

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 19 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Die Mitgliedstaaten sollten unter 

bestimmten Bedingungen die Möglichkeit 

haben, Tilgungsmaßnahmen zu 

beschließen, die strenger sind als die im 

Unionsrecht vorgesehenen Maßnahmen. 

(19) Die Mitgliedstaaten sollten unter 

bestimmten Bedingungen die Möglichkeit 

haben, Tilgungsmaßnahmen zu 

beschließen, die strenger sind als die im 

Unionsrecht vorgesehenen Maßnahmen, 

sofern diese in nachhaltiger Weise 

angewandt werden. 
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Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 28 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(28) Vom internationalen Handel mit zum 

Anpflanzen bestimmten Pflanzen, mit 

denen nur begrenzte 

pflanzengesundheitlich relevante 

Erfahrungen gesammelt wurden, kann ein 

erhebliches Risiko der Ansiedlung von 

Quarantäneschädlingen ausgehen, für die 

keine Maßnahmen auf Grundlage dieser 

Verordnung festgelegt wurden. Damit 

schnelle und wirksame Maßnahmen zur 

Bekämpfung neu ermittelter Risiken im 

Zusammenhang mit zum Anpflanzen 

bestimmten Pflanzen ergriffen werden 

können, die keinen dauerhaften 

Anforderungen oder Verboten unterliegen, 

jedoch für solche dauerhaften Maßnahmen 

in Frage kommen könnten, sollte die 

Kommission die Möglichkeit haben, 

entsprechend dem Vorsorgeprinzip 
befristete Maßnahmen zu erlassen. 

(28) Vom internationalen Handel mit zum 

Anpflanzen bestimmten Pflanzen, mit 

denen nur begrenzte 

pflanzengesundheitlich relevante 

Erfahrungen gesammelt wurden, kann ein 

erhebliches Risiko der Ansiedlung von 

Quarantäneschädlingen ausgehen, für die 

keine Maßnahmen auf Grundlage dieser 

Verordnung festgelegt wurden. Damit 

schnelle und wirksame Maßnahmen zur 

Bekämpfung neu ermittelter Risiken im 

Zusammenhang mit zum Anpflanzen 

bestimmten Pflanzen ergriffen werden 

können, die keinen dauerhaften 

Anforderungen oder Verboten unterliegen, 

jedoch für solche dauerhaften Maßnahmen 

in Frage kommen könnten, sollte die 

Kommission die Möglichkeit haben, 

befristete Maßnahmen zu erlassen.  

Begründung 

Die Textstelle wird aus Gründen der Redundanz gestrichen. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 33 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (33a) Der Fernabsatz kann ein hohes 

Pflanzengesundheitsrisiko darstellen, 

wenn Waren von nichtheimischen 

Schädlingen einschließlich 

Quarantäneschädlingen befallen sind. 

Besonders Sendungen mit Pflanzen, die 

aus Drittländern eingeführt und im 

Versandhandel gekauft werden, 



 

RR\1021316DE.doc 11/197 PE522.767v02-00 

 DE 

entsprechen oftmals nicht den 

pflanzengesundheitlichen 

Einfuhrbestimmungen der EU. Um hier 

Abhilfe zu schaffen, ist es erforderlich, 

Verbraucher und Pflanzenhändler zu 

sensibilisieren und die Rückverfolgbarkeit 

sowohl beim Versandhandel mit Sitz 

innerhalb der EU als auch in 

Drittländern sicherzustellen. 

Begründung 

Der Geltungsbereich sollte erweitert werden, um sicherzustellen, dass alle „Versandhändler“ 

einbezogen werden. Heute bietet das Internet dem Einzelhandel die Möglichkeit, sich einem 

viel größeren Kundenkreis bekanntzumachen, was bislang über den Versand- und 

Kataloghandel erfolgte, weshalb diese Handelsformen ebenfalls einbezogen werden sollten. 

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 33 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (33b) Die Mitgliedstaaten sollten 

Maßnahmen ergreifen, mit denen das 

Bewusstsein für die potenziellen 

wirtschaftlichen, ökologischen und 

sozialen Auswirkungen von 

Pflanzenschädlingen, die wichtigsten 

Grundsätze der Verhütung und 

Verbreitung sowie die 

gesamtgesellschaftliche Verantwortung 

für die Sicherstellung der 

Pflanzengesundheit in der EU geschärft 

wird. Zudem sollte die Kommission eine 

öffentlich zugängliche Liste der in 

Drittländern neu auftauchenden 

Pflanzenschädlinge, die die 

Pflanzengesundheit in der EU gefährden 

können, führen und fortlaufend 

aktualisieren.  

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Erwägung 41 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(41) Für Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstige Gegenstände, die für Endnutzer 

bestimmt sind, sollte kein Pflanzenpass 

erforderlich sein. 

(41) Für Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstige Gegenstände, die für Endnutzer, 

darunter Hobbygärtner, bestimmt sind, 

sollte kein Pflanzenpass erforderlich sein. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 43 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(43) Im Allgemeinen sollten Pflanzenpässe 

vom Unternehmer ausgestellt werden. 

Verfügt ein Unternehmer jedoch nicht über 

die für die Ausstellung von Pflanzenpässen 

benötigten Ressourcen, sollte die 

Möglichkeit bestehen, dass Pflanzenpässe 

auf sein Ersuchen hin von den zuständigen 

Behörden ausgestellt werden. 

(43) Im Allgemeinen sollten Pflanzenpässe 

vom Unternehmer ausgestellt werden. 

Verfügt ein Unternehmer jedoch nicht über 

die für die Ausstellung von Pflanzenpässen 

benötigten Ressourcen, sollte die 

Möglichkeit bestehen, dass Pflanzenpässe 

auf sein Ersuchen hin von den zuständigen 

Behörden der Mitgliedstaaten ausgestellt 

werden.  

Begründung 

Der Änderungsantrag dient der Präzisierung der zuständigen Behörden. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 47 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(47) Bestimmte Unternehmer möchten 

möglicherweise einen 

Risikomanagementplan für 

Pflanzengesundheit aufstellen; dieser 

gewährleistet und veranschaulicht ein 

hohes Kompetenz- und 

Bewusstseinsniveau für 

Pflanzengesundheitsrisiken im 

Zusammenhang mit kritischen Punkten im 

(47) Bestimmte ermächtigte Unternehmer 

möchten möglicherweise einen 

Risikomanagementplan für 

Pflanzengesundheit aufstellen; dieser 

gewährleistet und veranschaulicht ein 

hohes Kompetenz- und 

Bewusstseinsniveau für 

Pflanzengesundheitsrisiken im 

Zusammenhang mit kritischen Punkten im 
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Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit und 

rechtfertigt besondere Kontrollregelungen 

mit den zuständigen Behörden. Der Inhalt 

dieser Pläne sollte in Unionsvorschriften 

geregelt werden. 

Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit und 

rechtfertigt besondere Kontrollregelungen 

mit den zuständigen Behörden.  

Begründung 

Um Verwechslungen zu vermeiden, muss der Wortlaut von Artikel 86 auch hier verwendet 

werden. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 53 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (53a) Um dem technischen Fortschritt, 

den wissenschaftlichen Entwicklungen 

und den veränderten Gegebenheiten auf 

dem Gebiet der Pflanzengesundheit 

Rechnung zu tragen, sollte der 

Kommission die Befugnis übertragen 

werden, Rechtsakte gemäß Artikel 290 

AEUV mit Vorschriften in Bezug auf die 

Änderung oder Ergänzung der jeweiligen 

Listen der Unionsquarantäneschädlinge, 

der prioritären Schädlinge sowie der 

Unionsqualitätsschädlinge und der 

betreffenden zum Anpflanzen bestimmten 

Pflanzen zu erlassen.  

 Im Fall eines ernsten 

Pflanzengesundheitsrisikos sollte der 

Kommission die Befugnis übertragen 

werden, Rechtsakte nach dem 

Dringlichkeitsverfahren zu erlassen, um 

Unionsquarantäneschädlinge als 

prioritäre Schädlinge einzustufen. 
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Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 74 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(74) Die Richtlinie 69/464/EWG des Rates 

vom 8. Dezember 1969 zur Bekämpfung 

des Kartoffelkrebses19, die Richtlinie 

93/85/EWG des Rates vom 4. Oktober 

1993 zur Bekämpfung der bakteriellen 

Ringfäule der Kartoffel20, die Richtlinie 

98/57/EG des Rates vom 20. Juli 1998 zur 

Bekämpfung von Ralstonia solanacearum 

(Smith) Yabuuchi et al.21 und die Richtlinie 

2007/33/EG des Rates vom 11. Juni 2007 

zur Bekämpfung von Kartoffelnematoden 

und zur Aufhebung der Richtlinie 

69/465/EWG22 sollten aufgehoben werden, 

da neue, den Bestimmungen der 

vorliegenden Verordnung entsprechende 

Maßnahmen in Bezug auf die betreffenden 

Schädlinge angenommen werden sollten. 

Angesichts des für die Annahme solcher 

neuen Maßnahmen erforderlichen Zeit- 

und Ressourcenaufwands sollten die oben 

genannten Rechtsakte bis zum Jahr 2021 

aufgehoben werden. 

(74) Die Richtlinie 69/464/EWG des Rates 

vom 8. Dezember 1969 zur Bekämpfung 

des Kartoffelkrebses19, die Richtlinie 

93/85/EWG des Rates vom 4. Oktober 

1993 zur Bekämpfung der bakteriellen 

Ringfäule der Kartoffel20, die Richtlinie 

98/57/EG des Rates vom 20. Juli 1998 zur 

Bekämpfung von Ralstonia solanacearum 

(Smith) Yabuuchi et al.21 und die Richtlinie 

2007/33/EG des Rates vom 11. Juni 2007 

zur Bekämpfung von Kartoffelnematoden 

und zur Aufhebung der Richtlinie 

69/465/EWG22 sollten aufgehoben werden, 

da neue, den Bestimmungen der 

vorliegenden Verordnung entsprechende 

Maßnahmen in Bezug auf die betreffenden 

Schädlinge angenommen werden sollten. 

Angesichts des für die Annahme solcher 

neuen Maßnahmen erforderlichen Zeit- 

und Ressourcenaufwands sollten die oben 

genannten Rechtsakte bis zum 

1. Januar 2021 aufgehoben werden. 

___________________ __________________ 

19 ABl.  L 323 vom 24.12.1969, S. 1 19 ABl.  L 323 vom 24.12.1969, S. 1 

20 ABl.  L 259 vom 18.10.1993, S. 1. 20 ABl.  L 259 vom 18.10.1993, S. 1. 

21 ABl.  L 235vom 21.8.1998, S. 1. 21 ABl.  L 235 vom 21.8.1998, S. 1. 

22 ABl.  L 156 vom 16.6. 2007, S.12. 22 ABl.  L 156 vom 16.6. 2007, S.12. 

Begründung 

Der Änderungsantrag dient der Präzisierung des Termins der Aufhebung der Rechtsakte. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Erwägung 75 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(75) Die Verordnung (EU) Nr. …/2013 mit 

Bestimmungen für ……+ sieht vor, dass 

Finanzhilfen für Maßnahmen gegen 

Schädlinge gewährt werden können, wenn 

diese Maßnahmen bestimmte in den 

Anhängen der Richtlinie 2000/29/EG 

aufgeführte Schädlinge betreffen oder 

wenn sie bestimmte Schädlinge betreffen, 

die zwar nicht in diesen Anhängen 

aufgeführt sind, jedoch Gegenstand einer 

befristeten, in Bezug auf den Schädling 

angenommenen Maßnahme der Union 

sind. Mit der vorliegenden Verordnung 

wird die Kategorie der prioritären 

Schädlinge eingeführt. Es ist angebracht, 

dass für bestimmte von den Mitgliedstaaten 

ergriffene Maßnahmen in Bezug auf 

prioritäre Schädlinge Finanzhilfen der 

Union gewährt werden können; dies 

schließt auch Entschädigungen für 

Unternehmer für den Wert von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen ein, die aufgrund von 

Tilgungsmaßnahmen gemäß der 

vorliegenden Verordnung vernichtet 

werden. Die Verordnung (EU) 

Nr. XXX/2013 ist daher entsprechend zu 

ändern. 

(75) Die Verordnung (EU) Nr. …/2013 mit 

Bestimmungen für ……+ sieht vor, dass 

Finanzhilfen für Maßnahmen gegen 

Schädlinge gewährt werden können, wenn 

diese Maßnahmen bestimmte in den 

Anhängen der Richtlinie 2000/29/EG 

aufgeführte Schädlinge betreffen oder 

wenn sie bestimmte Schädlinge betreffen, 

die zwar nicht in diesen Anhängen 

aufgeführt sind, jedoch Gegenstand einer 

befristeten, in Bezug auf den Schädling 

angenommenen Maßnahme der Union 

sind. Mit der vorliegenden Verordnung 

wird die Kategorie der prioritären 

Schädlinge eingeführt. Es ist von 

wesentlicher Bedeutung, dass für 

bestimmte von den Mitgliedstaaten 

ergriffene Maßnahmen, insbesondere in 

Bezug auf prioritäre Schädlinge, 

Finanzhilfen der Union gewährt werden 

können; dies schließt auch 

Entschädigungen für Unternehmer für den 

Wert von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen 

und sonstigen Gegenständen ein, die 

aufgrund von Tilgungsmaßnahmen gemäß 

der vorliegenden Verordnung vernichtet 

werden; ebenso ist dies für die 

Durchführung erweiterter 

Biosicherheitsmaßnahmen angebracht, 

die für die Prävention, Erkennung und 

Kontrolle von prioritären Schädlingen auf 

der Ebene der landwirtschaftlichen 

Betriebe unentbehrlich sind. Darüber 

hinaus sollten auch für Maßnahmen, die 

Mitgliedstaaten gemäß Artikel 15 der 

Verordnung (EU) Nr. …/2013 mit 

Bestimmungen zu … ++ ergreifen, um 

potenziell gefährliche gebietsfremde Arten 

in einem frühen Stadium der Invasion zu 

tilgen, Beihilfen der Union gewährt 

werden können. Dies sollte auch 

Entschädigungen für Unternehmer für 

den Wert von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 
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Gegenständen einschließen, die gemäß 

Artikel 15 der Verordnung (EU) 

Nr. …/2013 über ….++  vernichtet werden. 
Die Verordnung (EU) Nr. …/2013 ist 

daher entsprechend zu ändern.  

_________________ _________________ 

+ ABl.: Bitte die Nummer und den Titel der 

Verordnung mit Bestimmungen für die 

Verwaltung der Ausgaben in den 

Bereichen Lebensmittelkette, 

Tiergesundheit und Tierschutz sowie 

Pflanzengesundheit und 

Pflanzenvermehrungsmaterial in die 

Fußnote mit dem Verweis auf das 

Amtsblatt einfügen. 

+ ABl.: Bitte die Nummer und den Titel der 

Verordnung mit Bestimmungen für die 

Verwaltung der Ausgaben in den 

Bereichen Lebensmittelkette, 

Tiergesundheit und Tierschutz sowie 

Pflanzengesundheit und 

Pflanzenvermehrungsmaterial in die 

Fußnote mit dem Verweis auf das 

Amtsblatt einfügen. 

++  ABl.: Bitte die Nummer und den Titel 

der Verordnung mit Bestimmungen für 

die Prävention und die Kontrolle der 

Einbringung und Verbreitung invasiver 

gebietsfremder Arten einfügen. 

Begründung 

Unternehmer sollten für die Durchführung erweiterter Biosicherheitsmaßnahmen, die 

unerlässlich für eine frühzeitige Bekämpfung prioritärer Schädlinge sind, entschädigt werden. 

Auch im Sinne einer Anpassung der Verordnung über die Mittelverwaltung an den am 

9. September 2013 veröffentlichten Vorschlag über invasive gebietsfremde Arten sollte für 

Maßnahmen von Mitgliedstaaten zur raschen und frühzeitigen Tilgung von Invasionen 

gebietsfremder Arten gemäß Artikel 15 des genannten Vorschlags eine Kofinanzierung durch 

die EU gewährt werden können. Dies sollte auch Entschädigungen für Unternehmer für den 

Wert der durch die Tilgungsmaßnahmen vernichteten Pflanzen einschließen.  

 

Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 75 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (75a) Die Gemeinsame Agrarpolitik 

enthält Bestimmungen, bei denen die 

Finanzierung und Unterstützung von 

Landwirten durch die EU an bestimmte 

Standards in Bezug auf die Umwelt, die 

öffentliche Gesundheit, die Tier- und 

Pflanzengesundheit sowie den Tierschutz 
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geknüpft sind. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 78 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (78a) Nach dem Grundsatz der besseren 

Rechtsetzung sollte diese Verordnung im 

Einklang mit der Verordnung .../2014+ 

stehen, damit die umfassende und 

uneingeschränkte Anwendung der 

Rechtsvorschriften im Bereich 

Pflanzengesundheit gewährleistet ist. 
 ______________ 

 +  ABl.: Bitte die Nummer und den Titel 

der Verordnung mit Bestimmungen für 

die Prävention und die Kontrolle der 

Einbringung und Verbreitung invasiver 

gebietsfremder Arten einfügen.  

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 1 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die vorliegende Verordnung regelt die 

Bestimmung der 
Pflanzengesundheitsrisiken, die von Arten, 

Stämmen oder Biotypen von 

Krankheitserregern, Tieren oder Pflanzen 

ausgehen, die Pflanzen oder 

Pflanzenerzeugnisse schädigen können (im 

Folgenden „Schädlinge“), sowie die 

Maßnahmen zur Verringerung dieser 

Risiken auf ein hinnehmbares Maß. 

1. Die vorliegende Verordnung regelt die 

Pflanzengesundheitskontrollen und 

weiteren amtlichen Maßnahmen der 

zuständigen Behörden der 

Mitgliedstaaten, um 
Pflanzengesundheitsrisiken zu ermitteln, 

die von Arten, Stämmen oder Biotypen von 

Krankheitserregern, Tieren oder Pflanzen 

ausgehen, die Pflanzen oder 

Pflanzenerzeugnisse schädigen können (im 

Folgenden „Schädlinge“), einschließlich 

für Pflanzen schädlicher invasiver 

gebietsfremder Pflanzen, sowie die 

anzuwendenden 

pflanzenschutzrechtlichen Maßnahmen 
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zur Verhinderung der Einschleppung von 

Schädlingen in Mitgliedstaaten aus 

anderen Mitgliedstaaten oder 

Drittländern. 

Begründung 

Einige invasive gebietsfremde Pflanzen haben erhebliche Auswirkungen auf die 

Pflanzengesundheit und sind daher als Quarantäneschädlinge zu betrachten, insbesondere im 

Hinblick auf ein Verbot der Einfuhr und Verbringung auf das Gebiet der Union. Für Pflanzen 

schädliche invasive gebietsfremde Pflanzen, die als nicht parasitär gelten, sind von der 

Definition von „Schädling“ des Internationalen Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC) 

abgedeckt, die für „jede Form pflanzlichen oder tierischen Lebens sowie jeden 

Krankheitserreger, die für Pflanzen oder Pflanzenerzeugnisse schädlich sind oder schädlich 

sein können“, gilt. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) „zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen“ 

Pflanzen, die dazu in der Lage und 

bestimmt sind, vollständige Pflanzen zu 

erzeugen, und die angepflanzt werden, 

wiederangepflanzt werden oder 

angepflanzt bleiben sollen; 

(3) „zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen“: 

 - bereits angepflanzte Pflanzen, die nach 

ihrer Einfuhr angepflanzt bleiben oder 

wiederangepflanzt werden sollen, oder  

 - bei ihrer Einfuhr noch nicht 

angepflanzte Pflanzen, die aber danach 

angepflanzt werden sollen; 

Begründung 

Die Definition der RL 2000/29/EG sollte beibehalten werden, da sie eine Trennung zwischen 

Fertigpflanzen und Halbfertigware ermöglicht und zudem den Bezug zur Einfuhr erhält. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 7 – Buchstabe e a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ea) Züchtung 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 7 – Buchstabe e b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 eb) Vermehrung 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 7 – Buchstabe e c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ec) Erhaltung 

 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 7 – Buchstabe e d (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ed) Angebot von Dienstleistungen 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 7 – Buchstabe e e (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ee) Bewahrung, einschließlich Lagerung 
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Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10a) „Unternehmer“: ein Unternehmer 

im Sinne von Artikel 2 Nummer 26 der 

Verordnung (EU) Nr. XXX/XXXX+; 

 +  ABl.: Bitte die Nummer der Verordnung 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates über amtliche Kontrollen und 

andere amtliche Tätigkeiten zur 

Gewährleistung der Anwendung des 

Lebens- und Futtermittelrechts und der 

Vorschriften über Tiergesundheit und 

Tierschutz, Pflanzengesundheit, 

Pflanzenvermehrungsmaterial und 

Pflanzenschutzmittel sowie zur Änderung 

der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, 

(EG) Nr. 1829/2003, (EG) Nr. 1831/2003, 

(EG) Nr. 1/2005, (EG) Nr. 396/2005, (EG) 

Nr. 834/2007, (EG) Nr. 1099/2009, (EG) 

Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) 

Nr. 1151/2012 und (EU) Nr. [….]/2013 

sowie der Richtlinien 98/58/EG, 

1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG, 

2008/120/EG und 2009/128/EG  

(Verordnung über amtliche Kontrollen) 

einfügen. 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10b) „pflanzenschutzrechtliche 

Inspektion“ eine Form der amtlichen 

Kontrolle, bei der Folgendes geprüft wird: 
 (a) Pflanzen oder Waren; 

 (b) von Unternehmern durchgeführte 

Maßnahmen, die in den 

Anwendungsbereich der in Artikel 1 
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Absatz 1 genannten Bestimmungen fallen, 

sowie die Ausrüstung und die zur 

Durchführung dieser Tätigkeiten 

genutzten Transportmittel; 
 (c) Standorte oder Gebiete, an denen die 

Unternehmer ihre Maßnahmen 

durchführen; 
 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10c) „pflanzenschutzrechtliche 

Maßnahme“ jede Maßnahme, die 

angewandt wird, um die Risiken zu 

verringern oder die Einschleppung von 

Schädlingen in das Hoheitsgebiet der 

Union aus anderen Mitgliedstaaten oder 

Drittländern zu verhindern; 

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10 d (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10d) „Quarantänestationen“ von den 

zuständigen Behörden ausgewiesene 

Räumlichkeiten, in denen Pflanzen aus 

Drittländern für einen hinlänglich langen 

Zeitraum gelagert werden, bis davon 

auszugehen ist, dass das Risiko der 

Einschleppung von Schädlingen aus 

Drittländern beseitigt worden ist; 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission stellt im Wege eines 

Durchführungsrechtsakts eine Liste der 

Schädlinge auf, die in Bezug auf das 

Gebiet der Union die Bedingungen des 

Artikels 3 Buchstaben b, c und d erfüllen; 

diese Liste trägt die Bezeichnung „Liste 

der Unionsquarantäneschädlinge“. 

Eine Liste der Schädlinge, die in Bezug 

auf das Gebiet der Union die Bedingungen 

des Artikels 3 Buchstaben b, c und d 

erfüllen, wird in Anhang 1a festgelegt und 

trägt die Bezeichnung „Liste der 

Unionsquarantäneschädlinge“. 

Begründung 

Die Liste der Unionsquarantäneschädlinge muss in den Basisrechtsakt aufgenommen werden. 

Es handelt sich um ein wesentliches Element der neuen Verordnung, weshalb vorgeschlagen 

wird, diese Liste in den Anhang der Verordnung aufzunehmen. 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Liste umfasst auch die in Anhang I 

Teil A sowie Anhang II Teil A Kapitel I 

der Richtlinie 2000/29/EG aufgeführten 

Schädlinge. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Dieser Durchführungsrechtsakt wird 

gemäß dem in Artikel 99 Absatz 2 

genannten Beratungsverfahren erlassen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission ändert den in Absatz 2 

genannten delegierten Rechtsakt, wenn 

eine Bewertung ergibt, dass ein nicht in 

jenem Rechtsakt aufgeführter Schädling in 

Bezug auf das Gebiet der Union die 

Bedingungen des Artikels 3 Buchstaben b, 

c und d erfüllt oder dass ein in diesem 

Durchführungsrechtsakt aufgeführter 

Schädling eine oder mehrere dieser 

Bedingungen nicht mehr erfüllt. Im ersten 

Fall nimmt die Kommission den 

betreffenden Schädling in die in Absatz 2 

genannte Liste auf, im zweiten Fall streicht 

sie den betreffenden Schädling aus der 

Liste. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß 

Artikel 98 in Bezug auf die Änderung der 

in Absatz 2 genannten Liste zu erlassen, 

wenn eine Bewertung ergibt, dass ein nicht 

in dieser Liste aufgeführter Schädling in 

Bezug auf das Gebiet der Union die 

Bedingungen des Artikels 3 Buchstaben b, 

c und d erfüllt oder dass ein in dieser Liste 

aufgeführter Schädling eine oder mehrere 

dieser Bedingungen nicht mehr erfüllt. Im 

ersten Fall nimmt die Kommission den 

betreffenden Schädling in die in Absatz 2 

genannte Liste auf, im zweiten Fall streicht 

sie den betreffenden Schädling aus der 

Liste. 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 3 – Unterabsatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Durchführungsrechtsakte zur 

Änderung des in Absatz 2 genannten 

Durchführungsrechtsakts werden nach 

dem in Artikel 99 Absatz 3 genannten 

Prüfverfahren erlassen. Das gleiche 

Verfahren gilt im Falle einer Aufhebung 

oder einer Ersetzung des in Absatz 2 

genannten Durchführungsrechtsakts. 

Die Kommission wird ermächtigt, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 98 

bezüglich der Aufhebung oder einer 

Ersetzung der in Absatz 2 genannten Liste 

zu erlassen. 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 4 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission ändert den in Absatz 2 

genannten Durchführungsrechtsakt, um 

die wissenschaftliche Bezeichnung eines 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß 

Artikel 98 in Bezug auf die Änderung der 
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Schädlings zu ändern, wenn der 

wissenschaftliche Fortschritt eine solche 

Änderung rechtfertigt. 

wissenschaftlichen Bezeichnung eines 

Schädlings, der auf der in Absatz 2 

genannten Liste aufgeführt ist, zu 

erlassen, wenn der wissenschaftliche 

Fortschritt eine solche Änderung 

rechtfertigt. 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 4 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem in Artikel 99 Absatz 2 

genannten Beratungsverfahren erlassen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Im Wege eines Durchführungsrechtsakts 

stellt die Kommission eine Liste der 

prioritären Schädlinge auf (im Folgenden 

„Liste der prioritären Schädlinge“) und 

ändert diese Liste. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte für die Änderung der in 

Anhang Ib festgelegten Liste der 

prioritären Schädlinge (im Folgenden 

„Liste der prioritären Schädlinge“) zu 

erlassen.  

Begründung 

Die Liste der prioritären Schädlinge muss in den Basisrechtsakt aufgenommen werden. Es 

handelt sich um ein wesentliches Element der neuen Verordnung, weshalb vorgeschlagen 

wird, diese Liste in den Anhang der Verordnung aufzunehmen. 

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 



 

RR\1021316DE.doc 25/197 PE522.767v02-00 

 DE 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Ergibt eine Bewertung, dass ein 

Unionsquarantäneschädling die 

Bedingungen in Absatz 1 erfüllt bzw. dass 

ein Schädling eine oder mehrere dieser 

Bedingungen nicht mehr erfüllt, ändert die 

Kommission den in Unterabsatz 1 

genannten Durchführungsrechtsakt, um 

den betreffenden Schädling in die Liste 

aufzunehmen bzw. aus der Liste zu 

streichen. 

Ergibt eine Bewertung, dass ein 

Unionsquarantäneschädling die 

Bedingungen in Absatz 1 erfüllt bzw. dass 

ein Schädling eine oder mehrere dieser 

Bedingungen nicht mehr erfüllt, wird der 

Kommission die Befugnis übertragen, 

delegierte Rechtsakte gemäß Artikel 98 

hinsichtlich der Änderung der in 

Unterabsatz 1 genannten Liste zu erlassen, 

um den betreffenden Schädling in die Liste 

aufzunehmen bzw. aus der Liste zu 

streichen. 

Begründung 

Die Liste sollte nicht im Wege eines Durchführungsrechtsakts geändert werden. 

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission macht die Bewertung den 

Mitgliedstaaten zugänglich. 

Die Kommission macht die Bewertung den 

Mitgliedstaaten unverzüglich zugänglich. 

Begründung 

Damit wird die Pflicht der Kommission festgestellt, schnell zu handeln. 

 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Anzahl der prioritären Schädlinge 

darf 10 % der Anzahl der 

Unionsquarantäneschädlinge auf der 

Liste gemäß Artikel 5 Absätze 2 und 3 

nicht übersteigen. Ist die Zahl der 

entfällt 
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prioritären Schädlinge auf über 10 % der 

Zahl der Unionsquarantäneschädlinge 

auf der Liste gemäß Artikel 5 Absätze 2 

und 3 angestiegen, so ändert die 

Kommission den in Unterabsatz 1 

genannten Durchführungsrechtsakt, um 

die Zahl der Schädlinge auf dieser Liste 

auf Grundlage ihrer potenziellen 

wirtschaftlichen, ökologischen und 

sozialen Folgen gemäß Anhang II 

Abschnitt 2 entsprechend anzupassen. 

Begründung 

Es sollte keine willkürliche Beschränkung bei der Zahl der Schädlinge geben, die als 

prioritäre Schädlinge eingestuft werden können. Dadurch könnte möglicherweise verhindert 

werden, dass sehr gefährliche Schädlinge in das Verzeichnis aufgenommen werden. Auch 

könnte es dazu führen, dass weniger gefährliche in die Liste aufgenommen werden, um die 

10 % zu vervollständigen. Jeder Schädling sollte nach seiner Schädlichkeit und Gefahr und 

nicht anhand künstlicher Ziele bewertet werden. 

 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem Prüfverfahren gemäß 

Artikel 99 Absatz 3 erlassen.  

entfällt 

 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

In hinreichend begründeten Fällen 

äußerster Dringlichkeit aufgrund eines 

ernsten Pflanzengesundheitsrisikos erlässt 

die Kommission nach dem in Artikel 99 

Absatz 4 genannten Verfahren sofort 

geltende Durchführungsrechtsakte zur 

Einstufung von 

Unionsquarantäneschädlingen als 

Wenn es im Falle eines ernsten 

Pflanzengesundheitsrisikos aus Gründen 

der Dringlichkeit zwingend erforderlich 

ist, findet das in Artikel 98a genannte 
Verfahren auf die gemäß diesem Absatz 

erlassenen delegierten Rechtsakte 

Anwendung. 
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prioritäre Schädlinge.  

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts Anhang II 

Abschnitt 1 zu den Kriterien für die 

Bestimmung von Schädlingen, die als 

Quarantäneschädlinge einzustufen sind, in 

Bezug auf Folgendes zu ändern: Identität 

des Schädlings, sein Auftreten, seine 

Fähigkeit zum Eindringen, zur Ansiedlung 

und zur Ausbreitung und seine potenziellen 

wirtschaftlichen, sozialen und 

ökologischen Folgen. 

1. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts sowie der 

Fortentwicklung internationaler 

Standards Anhang II Abschnitt 1 zu den 

Kriterien für die Bestimmung von 

Schädlingen, die als Quarantäneschädlinge 

einzustufen sind, in Bezug auf Folgendes 

zu ändern: Identität des Schädlings, sein 

Auftreten, seine Fähigkeit zum Eindringen, 

zur Ansiedlung und zur Ausbreitung und 

seine potenziellen wirtschaftlichen, 

sozialen und ökologischen Folgen.  

Begründung 

Es ist erforderlich, die Fortentwicklung internationaler Standards zu berücksichtigen. 

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 9 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Jede Person, der das Auftreten eines 

Unionsquarantäneschädlings bekannt wird 

oder die einen begründeten Verdacht auf 

ein solches Auftreten hat, benachrichtigt 

innerhalb von zehn Kalendertagen 

schriftlich die zuständige Behörde. 

1. Jede Person, der das Auftreten eines 

Unionsquarantäneschädlings bekannt wird 

oder die einen begründeten Verdacht auf 

ein solches Auftreten hat, benachrichtigt 

umgehend die zuständige Behörde und 

bestätigt innerhalb von zehn Kalendertagen 

schriftlich die Meldung an die zuständige 

Behörde. 
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Begründung 

Mit der schriftlichen Bestätigung innerhalb von zehn Tagen soll mehr Zeit für die 

Bewältigung eines Schädlingsbefalls eingeräumt werden. Mit der Auflage der sofortigen 

Benachrichtigung der zuständigen Behörde wird die Dringlichkeit der Meldung erhöht. 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 

der Öffentlichkeit Informationen über die 

potenziellen wirtschaftlichen, 

ökologischen und sozialen Auswirkungen 

von Pflanzenschädlingen, über die 

wichtigsten Grundsätze der Prävention 

und der Verbreitung von Schädlingen und 

über die Verantwortung der Gesellschaft 

als Ganzes zur Verfügung gestellt werden, 

um für gesunde Pflanzen im EU-

Hoheitsgebiet zu sorgen.  

 Die Kommission stellt eine öffentlich 

zugängliche Liste der in Drittländern neu 

auftauchenden Pflanzenschädlinge auf, 

die die Pflanzengesundheit im Gebiet der 

Union gefährden können, und aktualisiert 

diese fortlaufend. 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Im Falle einer unmittelbaren Gefahr 

gemäß den Absätzen 1 und 2 müssen 

Unternehmer entsprechend den mit dieser 

Gefahr verbundenen Risiken alle 

notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 

das Eindringen solcher Schädlinge in das 

Gebiet der Union zu verhindern.  
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Begründung 

Im Falle einer unmittelbaren Gefahr des Eindringens eines Unionsquarantäneschädlings in 

das Gebiet der Union sollten Mitgliedstaaten entsprechend den damit verbundenen Risiken 

nicht nur die Kommission, die übrigen Mitgliedstaaten und die zuständige Behörde 

informieren, sondern auch Sofortmaßnahmen ergreifen, um dieses Eindringen zu verhindern. 

 

Änderungsantrag 47 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Wurde das Auftreten eines 

Unionsquarantäneschädlings amtlich 

bestätigt, ergreift die zuständige Behörde 

unverzüglich alle erforderlichen 

Maßnahmen, um diesen Schädling im 

betreffenden Bezirk zu beseitigen und 

seine Ausbreitung über den Bezirk hinaus 

zu verhüten (im Folgenden „tilgen“).. 

Diese Maßnahmen werden gemäß 

Anhang IV zu Maßnahmen und 

Grundsätzen für das Risikomanagement 

bei Schädlingen angenommen. 

1. Wurde das Auftreten eines 

Unionsquarantäneschädlings amtlich 

bestätigt, ergreift die zuständige Behörde 

unverzüglich alle erforderlichen 

Maßnahmen, um diesen Schädling nach 

Möglichkeit aus dem betreffenden Bezirk 

zu beseitigen (im Folgenden „Tilgung“) 

oder, wenn eine solche Tilgung nicht 

möglich sein sollte, seine Ausbreitung über 

den Bezirk hinaus zu verhüten (im 

Folgenden „Eindämmung“).. Diese 

Maßnahmen werden gemäß Anhang IV zu 

Maßnahmen und Grundsätzen für das 

Risikomanagement bei Schädlingen 

angenommen. 

Begründung 

Damit soll erreicht werden, dass es künftig verbindlich  vorgeschrieben ist, dass sowohl bei 

neuem als auch bei bestehendem Befall mit Schädlingen automatisch Tilgungsmaßnahmen 

durchgeführt werden. Im Falle eines früheren Befalls mit Quarantäneschädlingen, bei denen 

gegenwärtig im manchen Gebieten Eindämmungsmaßnahmen durchgeführt werden, ist eine 

Rückkehr zu Tilgungsmaßnahmen jedoch nicht möglich. Hinzu kommt, dass selbst im Fall 

eines neuen Befalls eine Tilgung nicht immer möglich ist. Darüber hinaus ist nach Artikel 27 

Absatz 2 des Vorschlags für eine Verordnung vorgesehen, dass ein Wechsel von Tilgungs- zu 

Eindämmungsmaßnahmen nur per Durchführungsrechtsakt beschlossen werden kann. 

 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 1 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Entschädigen die Mitgliedstaaten 

Unternehmer gemäß Artikel 19 Absatz 1 

Buchstabe ca der Verordnung (EU) 

Nr. […]/2013+ für den Wert der Pflanzen, 

der Pflanzenerzeugnisse und der 

sonstigen Gegenstände, die durch die in 

Absatz 1 genannten und in einer 

Grenzregion ergriffenen Maßnahmen 

vernichtet wurden, sorgen sie dafür, dass 

unter den betroffenen Mitgliedstaaten 

adäquate Entschädigungszahlungen 

vereinbart werden, damit unzumutbare 

Wettbewerbsverfälschung möglichst 

verhindert wird. 

 __________________ 

 + ABl.: Bitte die Nummer der und den 

Verweis auf die Verordnung mit 

Bestimmungen für die Verwaltung der 

Ausgaben in den Bereichen 

Lebensmittelkette, Tiergesundheit und 

Tierschutz sowie Pflanzengesundheit und 

Pflanzenvermehrungsmaterial einfügen.  

 

Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die zuständigen Behörden führen jährlich 

für jede Sperrzone eine Untersuchung zur 

Entwicklung des Auftretens des 

betreffenden Schädlings durch. 

Die zuständigen Behörden führen 

entsprechend dem Risiko mit 

angemessener Häufigkeit für jede 

Sperrzone eine Untersuchung zur 

Entwicklung des Auftretens des 

betreffenden Schädlings durch. 

Begründung 

Eine zügige, flexible und risikobezogene Herangehensweise ist notwendig, damit solche 

restriktiven Maßnahmen beseitigt werden können, sobald die zuständigen Behörden die 

Beseitigung des Schädlings bestätigt haben. Unbegründete Verzögerungen bei der Aufhebung 

von Sperrzonen sind zu vermeiden. 



 

RR\1021316DE.doc 31/197 PE522.767v02-00 

 DE 

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Stellt eine zuständige Behörde im 

Rahmen einer jährlichen Untersuchung 

fest, dass der betreffende Schädling in der 

Pufferzone auftritt, meldet der betreffende 

Mitgliedstaat dies unverzüglich der 

Kommission und den anderen 

Mitgliedstaaten und gibt dabei an, dass der 

Schädling in einer Pufferzone aufgetreten 

ist. 

2. Stellt eine zuständige Behörde im 

Rahmen der Untersuchung fest, dass der 

betreffende Schädling in der Pufferzone 

auftritt, meldet der betreffende 

Mitgliedstaat dies unverzüglich der 

Kommission und den anderen 

Mitgliedstaaten und gibt dabei an, dass der 

Schädling in einer Pufferzone aufgetreten 

ist. 

Begründung 

Eine zügige, flexible und risikobezogene Herangehensweise gemäß Artikel 18 Absatz 1 ist 

notwendig, damit solche restriktiven Maßnahmen beseitigt werden können, sobald die 

zuständigen Behörden die Beseitigung des Schädlings bestätigt haben. Unbegründete 

Verzögerungen bei der Aufhebung von Sperrzonen sind zu vermeiden. 

 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die zuständigen Behörden können 

beschließen, eine Sperrzone aufzuheben 

und die entsprechenden 

Tilgungsmaßnahmen zu beenden, wenn im 

Rahmen der Untersuchungen gemäß 

Absatz 1 innerhalb eines ausreichend 

langen Zeitraums kein Auftreten des 

betreffenden Schädlings festgestellt wurde. 

4. Die zuständigen Behörden können 

beschließen, eine Sperrzone aufzuheben 

und die entsprechenden 

Tilgungsmaßnahmen zu beenden, wenn im 

Rahmen der Untersuchungen gemäß 

Absatz 1 innerhalb eines ausreichend 

langen Zeitraums kein Auftreten des 

betreffenden Schädlings festgestellt wurde, 

sodass man von einem schädlingsfreien 

Zustand ausgehen kann. 

Begründung 

Die ursprüngliche Fassung bietet zu viel Raum für Auslegungen. 
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Änderungsantrag 52 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts Anhang IV 

Abschnitt 1 (Maßnahmen für das 

Risikomanagement bei 

Quarantäneschädlingen) in Bezug auf 

Maßnahmen zur Verhütung und 

Beseitigung des Befalls von Kultur- und 

Wildpflanzen, Maßnahmen hinsichtlich 

Sendungen mit Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen sowie Maßnahmen 

hinsichtlich anderer Übertragungswege von 

Quarantäneschädlingen zu ändern und um 

Anhang IV Abschnitt 2 (Grundsätze für 

das Risikomanagement bei Schädlingen) in 

Bezug auf Grundsätze für das 

Risikomanagement bei Schädlingen zu 

ändern. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts sowie der 

Fortentwicklung der in dem 

Internationalen 

Pflanzenschutzübereinkommen 

vereinbarten internationalen Standards 

für Pflanzenschutzmaßnahmen 
Anhang IV Abschnitt 1 (Maßnahmen für 

das Risikomanagement bei 

Quarantäneschädlingen) in Bezug auf 

Maßnahmen zur Verhütung und 

Beseitigung des Befalls von Kultur- und 

Wildpflanzen, Maßnahmen hinsichtlich 

Sendungen mit Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen sowie Maßnahmen 

hinsichtlich anderer Übertragungswege von 

Quarantäneschädlingen zu ändern und um 

Anhang IV Abschnitt 2 (Grundsätze für 

das Risikomanagement bei Schädlingen) in 

Bezug auf Grundsätze für das 

Risikomanagement bei Schädlingen zu 

ändern. 

Begründung 

Die EU ist einer der Unterzeichner des Internationalen Pflanzenschutzübereinkommens und 

muss daher seine Standards in Bezug auf die Harmonisierung der Pflanzengesundheit 

entsprechend anpassen. 

 

Änderungsantrag 53 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 21 – Absatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten führen während 

festgelegter Zeiträume Untersuchungen 

durch, um das Auftreten von 

Unionsquarantäneschädlingen bzw. 

Anzeichen und Symptome eines Befalls 

mit Schädlingen zu prüfen, die gemäß 

Anhang II Abschnitt 3 vorläufig als 

Unionsquarantäneschädlinge einzustufen 

sind; dies erfolgt in allen Bezirken, in 

denen bislang kein Auftreten der 

betreffenden Schädlinge festgestellt wurde. 

1. Die Mitgliedstaaten führen 

entsprechend offenkundigen Risiken 
während festgelegter Zeiträume 

Untersuchungen durch, um das Auftreten 

von Unionsquarantäneschädlingen bzw. 

Anzeichen und Symptome eines Befalls 

mit Schädlingen zu prüfen, die gemäß 

Anhang II Abschnitt 3 vorläufig als 

Unionsquarantäneschädlinge einzustufen 

sind; dies erfolgt in allen Bezirken, in 

denen bislang kein Auftreten der 

betreffenden Schädlinge festgestellt wurde. 

Begründung 

Die Mitgliedstaaten müssen ihre Ressourcen für Untersuchungen in erster Linie nach den 

größten Schädlingen ausrichten. 

 

Änderungsantrag 54 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um die in Absatz 1 

genannten Elemente der 

Mehrjahresprogramme für Untersuchungen 

zu ändern oder zu ergänzen. 

3. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um von den 

Mitgliedstaaten zu verlangen, die in 

Absatz 1 genannten Elemente der 

Mehrjahresprogramme für Untersuchungen 

zu ändern oder zu ergänzen. 

Begründung 

Da die Erstellung von Mehrjahresprogrammen Sache der Mitgliedstaaten ist, kann die 

Kommission diese Programme nicht eigenmächtig ändern oder ergänzen.  

 

Änderungsantrag 55 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Jeder Mitgliedstaat erstellt für jeden 

prioritären Schädling, der in der Lage ist, 

in sein Hoheitsgebiet oder Teile davon 

einzudringen und sich dort anzusiedeln, 

einen separaten Plan und aktualisiert diesen 

fortlaufend; der Plan (im Folgenden 

„Krisenplan“) enthält Informationen zu den 

anzuwendenden Entscheidungsprozessen, 

Verfahren und Protokollen und den 

bereitzustellenden Ressourcen für den Fall, 

dass ein Verdacht auf Auftreten des 

betreffenden Schädlings besteht oder 

dieses Auftreten bestätigt wird. 

1. Jeder Mitgliedstaat erstellt für jeden 

prioritären Schädling, der in der Lage ist, 

in sein Hoheitsgebiet oder Teile davon 

einzudringen und sich dort anzusiedeln, 

einen separaten Plan und aktualisiert diesen 

fortlaufend; der Plan (im Folgenden 

„Krisenplan“) enthält Informationen zu den 

anzuwendenden Entscheidungsprozessen, 

Verfahren und Protokollen und den 

bereitzustellenden Ressourcen für den Fall, 

dass ein Verdacht auf Auftreten des 

betreffenden Schädlings besteht oder 

dieses Auftreten bestätigt wird. Die 

Mitgliedstaaten beziehen zu einem frühen 

Zeitpunkt alle maßgeblichen 

Interessenträger in den Prozess der 

Ausarbeitung und regelmäßigen 

Aktualisierung des Krisenplans ein. 

 

Änderungsantrag 56 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Auf Anfrage übermitteln die 

Mitgliedstaaten ihre Krisenpläne an die 

Kommission und die anderen 

Mitgliedstaaten. 

4. Auf Anfrage übermitteln die 

Mitgliedstaaten ihre Krisenpläne an die 

Kommission und die anderen 

Mitgliedstaaten und unterrichten alle 

maßgeblichen Unternehmer darüber. 

 

Änderungsantrag 57 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Übungen werden innerhalb einer 

angemessenen Frist für alle betreffenden 

prioritären Schädlinge durchgeführt. 

Diese Übungen werden innerhalb einer 

angemessenen Frist und unter Mitwirkung 

der betroffenen Akteure für alle 

betreffenden prioritären Schädlinge 
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durchgeführt. 

 

Änderungsantrag 58 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Falls das Auftreten eines prioritären 

Schädlings in einem Mitgliedstaat Folgen 

für benachbarte Mitgliedstaaten haben 

könnte, führen die betreffenden 

Mitgliedstaaten die Simulationsübungen 

auf Grundlage ihrer jeweiligen Krisenpläne 

gemeinsam durch. 

Falls das Auftreten eines prioritären 

Schädlings in einem Mitgliedstaat Folgen 

für benachbarte Mitgliedstaaten haben 

könnte, können die betreffenden 

Mitgliedstaaten die Simulationsübungen 

auf Grundlage ihrer jeweiligen Krisenpläne 

gemeinsam durchführen. 

Begründung 

Auf der Grundlage des Subsidiaritätsprinzips muss diese Entscheidung dem jeweiligen 

Mitgliedstaat überlassen werden. 

 

Änderungsantrag 59 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, in denen 

Folgendes festgelegt wird: 

entfällt  

(a) Häufigkeit, Inhalte und Form der 

Simulationsübungen; 

 

(b) Simulationsübungen für mehrere 

prioritäre Schädlinge; 

 

(c) Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten sowie zwischen 

Mitgliedstaaten und Drittländern; 

 

(d) Inhalte der in Absatz 3 genannten 

Berichte über die Simulationsübungen. 
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Begründung 

Die Textstelle wird aus Gründen der Redundanz gestrichen. Es reicht eine Vereinbarung der 

Kommission mit dem ständigen Ausschuss. 

 

Änderungsantrag 60 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 26 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Wird das Auftreten eines prioritären 

Schädlings im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaates gemäß Artikel 11 Absatz 1 

Buchstabe a amtlich bestätigt, so legt die 

zuständige Behörde unverzüglich einen 

Plan mit Maßnahmen zur Tilgung des 

betreffenden Schädlings gemäß den 

Artikeln 16, 17 und 18 sowie einen 

Zeitplan zur Umsetzung dieser 

Maßnahmen fest. Dieser Plan wird als 

„Tilgungsplan“ bezeichnet. 

Wird das Auftreten eines prioritären 

Schädlings oder mehrerer prioritärer 

Schädlinge im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaates gemäß Artikel 11 Absatz 1 

Buchstabe a amtlich bestätigt, so legt die 

zuständige Behörde nach einer 

Konsultierung der betroffenen 

Unternehmer unverzüglich einen Plan mit 

Maßnahmen zur Tilgung des betreffenden 

Schädlings beziehungsweise der 

betreffenden Schädlinge gemäß den 

Artikeln 16, 17 und 18 sowie einen 

Zeitplan zur Umsetzung dieser 

Maßnahmen fest. Dieser Plan wird als 

„Tilgungsplan“ bezeichnet. 

 

Änderungsantrag 61 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission kann mittels 

Durchführungsrechtsakten Maßnahmen 

zur Bekämpfung bestimmter 

Unionsquarantäneschädlinge festlegen. 

Diese Maßnahmen dienen der 

Durchführung einer oder mehrerer der 

folgenden Vorschriften ausschließlich in 

Bezug auf den/die betreffenden 

Schädling(e): 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, in denen 
Maßnahmen zur Bekämpfung bestimmter 

Unionsquarantäneschädlinge festgelegt 

werden. Diese Maßnahmen dienen der 

Durchführung einer oder mehrerer der 

folgenden Vorschriften ausschließlich in 

Bezug auf den/die betreffenden 

Schädling(e): 
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Änderungsantrag 62 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem Prüfverfahren gemäß 

Artikel 99 Absatz 3 erlassen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 63 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Kommt die Kommission auf Grundlage 

der in Artikel 18 genannten 

Untersuchungen oder anderer Nachweise 

in Bezug auf eine Sperrzone zu dem 

Schluss, dass eine Tilgung des 

betreffenden Unionsquarantäneschädlings 

nicht möglich ist, so kann sie 

Durchführungsrechtsakte nach Absatz 1 

erlassen, die Maßnahmen zu dem 

alleinigen Zweck festlegen, die 

Ausbreitung dieses Schädlings über die 

betreffenden Bezirke hinaus zu verhüten. 

Diese Verhütung der Ausbreitung wird als 

„Eindämmung“ bezeichnet. 

2. Kommt die Kommission auf Grundlage 

der in Artikel 18 genannten 

Untersuchungen oder anderer Nachweise 

in Bezug auf eine Sperrzone zu dem 

Schluss, dass eine Tilgung des 

betreffenden Unionsquarantäneschädlings 

nicht möglich ist, so wird ihr die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte hinsichtlich der Festlegung 

von Maßnahmen zu dem alleinigen Zweck 

zu erlassen, die Ausbreitung dieses 

Schädlings über die betreffenden Bezirke 

hinaus zu verhindern. Diese Verhütung der 

Ausbreitung wird als „Eindämmung“ 

bezeichnet. 

 

Änderungsantrag 64 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Kommt die Kommission zu dem 

Schluss, dass zum Schutz desjenigen Teils 

des Gebiets der Union, in dem der 

betreffende Schädling nicht auftritt, 

Präventionsmaßnahmen an Orten 

3. Kommt die Kommission zu dem 

Schluss, dass zum Schutz desjenigen Teils 

des Gebiets der Union, in dem der 

betreffende Schädling nicht auftritt, 

Präventionsmaßnahmen an Orten 
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außerhalb von Sperrzonen erforderlich 

sind, so kann sie 

Durchführungsrechtsakte gemäß Absatz 1 

zur Festlegung solcher Maßnahmen 

erlassen. 

außerhalb von Sperrzonen erforderlich 

sind, so wird ihr die Befugnis übertragen, 

gemäß Artikel 98 delegierte Rechtsakte 

zur Festlegung solcher Maßnahmen zu 

erlassen. 

 

Änderungsantrag 65 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Die in Absatz 1 genannten 

Durchführungsrechtsakte können 

vorsehen, dass von den Mitgliedstaaten 

ergriffene Maßnahmen, die die in Absatz 1 

Buchstaben a bis j genannten Punkte 

betreffen, aufgehoben oder geändert 

werden. Bis zur Annahme einer Maßnahme 

durch die Kommission kann der 

Mitgliedstaat die von ihm ergriffenen 

Maßnahmen aufrechterhalten. 

5. Die in Absatz 1 genannten delegierten 

Rechtsakte können vorsehen, dass von den 

Mitgliedstaaten ergriffene Maßnahmen, die 

die in Absatz 1 Buchstaben a bis j 

genannten Punkte betreffen, aufgehoben 

oder geändert werden. Bis zur Annahme 

einer Maßnahme durch die Kommission 

kann der Mitgliedstaat die von ihm 

ergriffenen Maßnahmen aufrechterhalten. 

 

Änderungsantrag 66 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

6. In hinreichend begründeten Fällen 

äußerster Dringlichkeit erlässt die 

Kommission zur Abwendung eines ernsten 

Pflanzengesundheitsrisikos sofort geltende 

Durchführungsrechtsakte nach dem in 

Artikel 99 Absatz 4 genannten Verfahren. 

6. Wenn es im Falle eines ernsten 

Pflanzengesundheitsrisikos aus Gründen 

der Dringlichkeit zwingend erforderlich 

ist, findet das in Artikel 98 Buchstabe a 

genannte Verfahren auf die gemäß 

diesem Absatz erlassenen delegierten 

Rechtsakte Anwendung. 
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Änderungsantrag 67 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 30 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts wie in den 

Artikeln 28 und 29 vorgesehen Anhang II 

Abschnitt 3 zu Kriterien für Schädlinge in 

Bezug auf die Kriterien für Folgendes zu 

ändern: Identität des Schädlings, sein 

Vorkommen, Wahrscheinlichkeit seines 

Eindringens, seiner Ansiedlung und seiner 

Ausbreitung sowie potenzielle 

wirtschaftliche, soziale und ökologische 

Folgen des Schädlings. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts sowie der 

Fortentwicklung internationaler 

Standards wie in den Artikeln 28 und 29 

vorgesehen Anhang II Abschnitt 3 zu 

Kriterien für Schädlinge in Bezug auf die 

Kriterien für Folgendes zu ändern: Identität 

des Schädlings, sein Vorkommen, 

Wahrscheinlichkeit seines Eindringens, 

seiner Ansiedlung und seiner Ausbreitung 

sowie potenzielle wirtschaftliche, soziale 

und ökologische Folgen des Schädlings. 

Begründung 

Es ist erforderlich, die internationalen Standards zu berücksichtigen. 

 

Änderungsantrag 68 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 31 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 31 entfällt  

Anwendung strengerer Maßnahmen 

durch die Mitgliedstaaten 

 

1. Die Mitgliedstaaten können innerhalb 

ihrer Hoheitsgebiete Maßnahmen 

umsetzen, die strenger sind als die auf 

Grundlage von Artikel 27 Absätze 1, 2 

und 3 und Artikel 29 Absätze 1, 2 und 3 

festgelegten Maßnahmen, sofern das Ziel 

des Pflanzenschutzes dies rechtfertigt und 

sie mit Anhang IV (Maßnahmen und 

Grundsätze für das Risikomanagement 
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bei Schädlingen) Abschnitt 2 in Einklang 

stehen.  

Diese Maßnahmen dürfen keine anderen 

Verbote bzw. Beschränkungen der 

Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen in das Gebiet der Union 

bzw. innerhalb dieses Gebiets vorsehen 

bzw. zur Folge haben als die durch die 

Bestimmungen der Artikel 40 bis 54 sowie 

der Artikel 67 bis 96 auferlegten. 

 

2. Die Mitgliedstaaten melden der 

Kommission und den anderen 

Mitgliedstaaten unverzüglich die von 

ihnen gemäß Absatz 1 festgelegten 

Maßnahmen.  

 

Die Mitgliedstaaten legen der 

Kommission und den anderen 

Mitgliedstaaten auf Anfrage einen 

jährlichen Bericht über die gemäß 

Absatz 1 ergriffenen Maßnahmen vor. 

 

Begründung 

Entfällt, da ansonsten die Funktionsfähigkeit des EU-Binnenmarkts und der Grundsatz des 

freien Warenverkehrs gefährdet wären. 

 

Änderungsantrag 69 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 36 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Ein Schädling wird als 

„Unionsqualitätsschädling“ bezeichnet, 

wen er die folgenden Bedingungen erfüllt 

und in der in Artikel 37 genannten Liste 

aufgeführt ist: 

Ein Schädling wird als 

„Unionsqualitätsschädling“ bezeichnet, 

wenn er die folgenden Bedingungen alle 

erfüllt und in der in Artikel 37 genannten 

Liste aufgeführt ist: 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, dass alle Kriterien erfüllt werden müssen. 
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Änderungsantrag 70 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 36 – Absatz 1 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

f) es stehen durchführbare, wirksame 

Maßnahmen zur Verfügung, mit denen 

sich sein Auftreten auf den betreffenden 

zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen 

verhüten lässt. 

entfällt 

Begründung 

„Qualitätsschädlinge“ können genau so großen Schaden anrichten wie 

Quarantäneschädlinge oder noch größeren Schaden als diese, von denen sie sich nur durch 

das Ausmaß ihres Auftretens und ihrer Ausbreitung in der Europäischen Union 

unterscheiden. Es sind keine Unterschiede hinsichtlich des Bestehens wirksamer Maßnahmen 

festzustellen, durch die sich ihr Auftreten auf Pflanzen verhindern lässt. Beispielsweise gibt es 

keine Vorbeugungsmaßnahmen gegen das Auftreten des Grapevine fanleaf virus mit 

Ausnahme der Verwendung von gesundem Ausgangsmaterial (kontrollierte und zertifizierte 

Mutterpflanzen). 

 

Änderungsantrag 71 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission  Geänderter Text 

Die Kommission stellt im Wege eines 

Durchführungsrechtsakts eine Liste der 

Unionsqualitätsschädlinge und der 

spezifischen zum Anpflanzen bestimmten 

Pflanzen gemäß Artikel 36 Buchstabe d 

auf; gegebenenfalls sind darin jeweils auch 

die in Absatz 4 genannten Kategorien und 

die in Absatz 5 genannten Schwellen 

angegeben. 

Eine Liste der Unionsqualitätsschädlinge 

und der spezifischen zum Anpflanzen 

bestimmten Pflanzen gemäß Artikel 36 

Buchstabe d ist in Anhang 1c festgelegt; 

gegebenenfalls sind darin jeweils auch die 

in Absatz 4 genannten Kategorien und die 

in Absatz 5 genannten Schwellen 

angegeben. 

 

Änderungsantrag 72 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

In dieser Liste sind die Schädlinge und 

die jeweiligen zum Anpflanzen 

bestimmten Pflanzen enthalten, die in 

folgenden Rechtsakten aufgeführt sind: 

entfällt 

a) Anhang II Teil A Kapitel II der 

Richtlinie 2000/29/EG; 

 

b) Anhang I Ziffern 3 und 6 sowie 

Anhang II Ziffer 3 der Richtlinie 

66/402/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

über den Verkehr mit Getreidesaatgut24; 

 

c) Anhang der Richtlinie 93/48/EWG der 

Kommission vom 23. Juni 1993 zur 

Festlegung der Tabelle mit den 

Anforderungen an Vermehrungsmaterial 

und Pflanzen von Obstarten zur 

Fruchterzeugung gemäß der Richtlinie 

92/34/EWG des Rates25; 

 

d) Anhang der Richtlinie 93/49/EWG der 

Kommission vom 23. Juni 1993 zur 

Festlegung der Tabelle mit den 

Anforderungen an Vermehrungsmaterial 

und Pflanzen von Zierpflanzenarten 

gemäß der Richtlinie 91/682/EWG des 

Rates26; 

 

e) Anhang II Buchstabe b der Richtlinie 

2002/55/EG des Rates vom 13. Juni 2002 

über den Verkehr mit Gemüsesaatgut27; 

 

f) Anhang I Ziffer 6 sowie Anhang II 

Buchstabe B der Richtlinie 2002/56/EG 

des Rates vom 13. Juni 2002 über den 

Verkehr mit Pflanzkartoffeln28; 

 

g) Anhang I Ziffer 4 sowie Anhang II 

Ziffer 5 der Richtlinie 2002/57/EG des 

Rates vom 13. Juni 2002 über den 

Verkehr mit Saatgut von Öl- und 

Faserpflanzen29. 

 

__________________  

24 ABL. 125 vom 11.7.1966, S. 2309/66.  

25 ABL. L 250 vom 7.10.1993, S. 1.  

26 ABL. L 250 vom 7.10.1993, S. 9.  
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27 ABL. L 193 vom 20.7.2002, S. 33.  

28 ABL. L 193 vom 20.7.2002, S. 60.  

29 ABL. L 193 vom 20.7.2002, S. 74.  

Begründung 

Die Liste der Qualitätsschädlinge muss in den Basisrechtsakt aufgenommen werden. Es 

handelt sich um ein wesentliches Element der neuen Verordnung, weshalb vorgeschlagen 

wird, diese Liste in den Anhang der Verordnung aufzunehmen. 

 

Änderungsantrag 73 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 – Absatz 2 – Unterabsatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Dieser Durchführungsrechtsakt wird 

gemäß dem in Artikel 99 Absatz 2 

genannten Beratungsverfahren erlassen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 74 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Kommission ändert den in Absatz 2 

genannten Durchführungsrechtsakt, 

wenn eine Bewertung ergibt, dass ein nicht 

in diesem Durchführungsrechtsakt 

aufgeführter Schädling die Bedingungen 

des Artikels 36 erfüllt, dass ein in diesem 

Durchführungsrechtsakt aufgeführter 

Schädling eine oder mehrere dieser 

Bedingungen nicht mehr erfüllt oder dass 

diese Liste in Bezug auf die in Absatz 4 

genannten Kategorien oder die in Absatz 5 

genannten Schwellen geändert werden 

muss. 

3. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, delegierte Rechtsakte gemäß 

Artikel 98 in Bezug auf die Änderung von 

Anhang 1c zu erlassen, wenn eine 

Bewertung ergibt, dass ein nicht in diesem 

Anhang aufgeführter Schädling die 

Bedingungen des Artikels 36 erfüllt, dass 

ein in diesem Anhang aufgeführter 

Schädling eine oder mehrere dieser 

Bedingungen nicht mehr erfüllt oder dass 

diese Liste in Bezug auf die in Absatz 4 

genannten Kategorien oder die in Absatz 5 

genannten Schwellen geändert werden 

muss. Bevor solche delegierten Rechtsakte 

erlassen werden, konsultiert die 

Kommission die Interessenträger. 
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Begründung 

Es ist wichtig, dass die Kommission über eine breite Informationsgrundlage verfügt, wenn sie 

die besagte Liste erstellt. 

 

Änderungsantrag 75 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission macht die Bewertung den 

Mitgliedstaaten zugänglich. 

Die Kommission macht die Bewertung den 

Mitgliedstaaten unverzüglich zugänglich. 

Begründung 

Dadurch wird die Pflicht der Kommission festgestellt, schnell zu handeln. 

 

Änderungsantrag 76 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 – Absatz 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

6. Muss der in Absatz 2 genannte 

Durchführungsrechtsakt zur Anpassung 

der wissenschaftlichen Bezeichnung eines 

Schädlings geändert werden, so gilt das in 

Artikel 99 Absatz 2 genannte 

Beratungsverfahren. 

entfällt 

Alle anderen Änderungen des in Absatz 2 

genannten Durchführungsrechtsakts 

werden nach dem in Artikel 99 Absatz 3 

genannten Prüfverfahren erlassen. Das 

gleiche Verfahren gilt im Falle einer 

Aufhebung oder einer Ersetzung des in 

Absatz 2 genannten 

Durchführungsrechtsakts. 
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Änderungsantrag 77 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 38 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts Anhang II 

Abschnitt 4 zu den Kriterien für die 

Bestimmung von Schädlingen, die als 

Unionsqualitätsschädlinge einzustufen 

sind, in Bezug auf die Kriterien für 

Folgendes zu ändern: Identität des 

Schädlings, seine Relevanz, 

Wahrscheinlichkeit seiner Ausbreitung 

sowie seine potenziellen wirtschaftlichen, 

sozialen und ökologischen Folgen. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts sowie der 

Fortentwicklung internationaler 

Standards Anhang II Abschnitt 4 zu den 

Kriterien für die Bestimmung von 

Schädlingen, die als 

Unionsqualitätsschädlinge einzustufen 

sind, in Bezug auf die Kriterien für 

Folgendes zu ändern: Identität des 

Schädlings, seine Relevanz, 

Wahrscheinlichkeit seiner Ausbreitung 

sowie seine potenziellen wirtschaftlichen, 

sozialen und ökologischen Folgen. 

Begründung 

Es ist erforderlich, die Fortentwicklung internationaler Standards zu berücksichtigen. 

 

Änderungsantrag 78 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 40 – Überschrift 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Verbot der Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen in das Gebiet der Union 

Anforderungen für die Einfuhr von 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen in die Union 

Begründung 

Mit diesem Änderungsantrag wird eine neue präventive und umfassende und daher 

wirksamere Strategie für Einfuhrkontrollen vorgeschlagen; zudem wird ein 

Übergangszeitraum vorgesehen, um die Zeit zu berücksichtigen, die zur Umsetzung dieser 

Strategie notwendig ist. 
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 Änderungsantrag 79 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 40 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission erlässt einen 

Durchführungsrechtsakt, in dem die in 

Anhang III Teil A der Richtlinie 

2000/29/EG genannten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie die betreffenden 

Verbote und Drittländer aufgeführt 

werden. 

1. Nach dem …* genehmigen die 

Mitgliedstaaten die Einfuhr von 

Lieferungen von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und anderen 

Gegenständen aus einem Drittstaat in die 

Union nur, wenn sie aus einem Drittstaat 

stammen, der in der Liste nach 

Artikel 40 a (neu) für die Arten und 

Kategorien von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen oder anderen 

Gegenständen aufgeführt ist, bzw. einem 

Gebiet eines solchen Drittstaats, es sei 

denn, sie fallen unter eine 

Ausnahmeregelung oder zusätzliche 

Bestimmungen, die nach Artikel 45 und 

46 angenommen wurden.  

Dieser Durchführungsrechtsakt wird 

gemäß dem in Artikel 99 Absatz 2 

genannten Beratungsverfahren erlassen. 

 

In der mit diesem 

Durchführungsrechtsakt festgelegten 

Liste werden die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände mit ihrem jeweiligen Code in 

der Kombinierten Nomenklatur gemäß 

der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des 

Rates vom 23. Juli 1987 über die 

zolltarifliche und statistische 

Nomenklatur sowie den Gemeinsamen 

Zolltarif (im Folgenden „KN-Code“) 

angegeben.. 

 

__________________  

30 ABL. L 256 vom 7.9.1987, S. 1. *ABl.: Bitte Datum einfügen (drei Jahre 

ab dem Tag der Veröffentlichung der 

vorliegenden Verordnung). 

Begründung 

Mit diesem Änderungsantrag wird eine neue präventive und umfassende und daher 
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wirksamere Strategie für Einfuhrkontrollen vorgeschlagen; zudem wird ein 

Übergangszeitraum vorgesehen, um die Zeit zu berücksichtigen, die zur Umsetzung dieser 

Strategie notwendig ist. 

 

Änderungsantrag 80 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 40 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Geht von einer Pflanze, einem 

Pflanzenerzeugnis oder einem sonstigen 

Gegenstand mit Ursprung oder 

Versandort in einem Drittland aufgrund 

der Wahrscheinlichkeit, einem 

Unionsquarantäneschädling als Wirt zu 

dienen, ein nicht hinnehmbares 

Pflanzengesundheitsrisiko aus und kann 

dieses Risiko nicht durch Ausführung 

einer oder mehrerer der in Anhang IV 

(Maßnahmen und Grundsätze für das 

Risikomanagement bei Schädlingen) 

Abschnitt 1 Ziffern 2 und 3 genannten 

Maßnahmen auf ein hinnehmbares Maß 

verringert werden, so ändert die 

Kommission den in Absatz 1 genannten 

Durchführungsrechtsakt den 

Erfordernissen entsprechend, um diese 

Pflanze, dieses Pflanzenerzeugnis oder 

diesen sonstigen Gegenstand sowie die 

betreffenden Drittländer darin 

aufzunehmen. 

2. Während eines Zeitraums von drei 

Jahren ab der Veröffentlichung dieser 

Verordnung finden die Bestimmungen 

der Richtlinie 2000/29/EG in Bezug auf 

die Anhänge III, IV-A Kapitel I, IV-B und 

V-B derselben Verordnung weiterhin 

Anwendung. Der Inhalt der Anhänge III, 

IV-A Kapitel I, IV-B und V-B kann im 

Wege von Durchführungsrechtsakten 

geändert werden, die nach dem in 

Artikel 99 Absatz 3 genannten 

Prüfverfahren erlassen werden. Am 

dritten Jahrestag der Veröffentlichung 

der Verordnung wird dieser Artikel 

aufgehoben, und Artikel 1 Absatz 1 tritt in 

Kraft. 

Geht von in diesem 

Durchführungsrechtsakt aufgeführten 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder 

sonstigen Gegenständen kein nicht 

hinnehmbares Pflanzengesundheitsrisiko 

aus oder kann ein solches zwar 

bestehendes Risiko durch Ausführung 

einer oder mehrerer der in Anhang IV 

Abschnitt 1 Ziffern 2 und 3 über das 

Risiko- und 

Übertragungswegemanagement bei 

Quarantäneschädlingen genannten 

Maßnahmen auf ein hinnehmbares Maß 

verringert werden, so ändert die 
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Kommission diesen 

Durchführungsrechtsakt den 

Erfordernissen entsprechend. 

Die Hinnehmbarkeit des 

Pflanzengesundheitsrisikos wird gemäß 

den in Anhang IV Abschnitt 2 

festgelegten Grundsätzen für das 

Risikomanagement bei Schädlingen 

bewertet. Gegebenenfalls wird die 

Hinnehmbarkeit des 

Pflanzengesundheitsrisikos in Bezug auf 

ein spezifisches Drittland oder mehrere 

spezifische Drittländer bewertet. 

 

Die entsprechenden Änderungen werden 

gemäß dem in Artikel 99 Absatz 3 dieser 

Verordnung genannten Prüfverfahren 

angenommen. 

 

In hinreichend begründeten Fällen 

äußerster Dringlichkeit erlässt die 

Kommission zur Abwendung eines 

ernsten Pflanzengesundheitsrisikos sofort 

geltende Durchführungsrechtsakte nach 

dem in Artikel 99 Absatz 4 genannten 

Verfahren, um diese Änderungen 

vorzunehmen. 

 

Begründung 

Mit diesem Änderungsantrag wird eine neue präventive und umfassende und daher 

wirksamere Strategie für Einfuhrkontrollen vorgeschlagen; zudem wird ein 

Übergangszeitraum vorgesehen, um die Zeit zu berücksichtigen, die zur Umsetzung dieser 

Strategie notwendig ist. 

 

Änderungsantrag 81 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 40 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die in dem in Absatz 1 genannten 

Durchführungsrechtsakt aufgeführten 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände dürfen nicht aus 

den betreffenden Drittländern in das 

entfällt 
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Gebiet der Union verbracht werden. 

Begründung 

Mit diesem Änderungsantrag wird eine neue präventive und umfassende und daher 

wirksamere Strategie für Einfuhrkontrollen vorgeschlagen; zudem wird ein 

Übergangszeitraum vorgesehen, um die Zeit zu berücksichtigen, die zur Umsetzung dieser 

Strategie notwendig ist. 

 

Änderungsantrag 82 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 40 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Die Mitgliedstaaten melden der 

Kommission und den anderen 

Mitgliedstaaten über das in Artikel 97 

genannte elektronische Meldesystem, 

wenn Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 

sonstige Gegenstände entgegen den 

Bestimmungen in Absatz 3 in das Gebiet 

der Union verbracht wurden. 

entfällt 

Ferner wird dies dem Drittland gemeldet, 

aus dem die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen 

Gegenstände in das Gebiet der Union 

verbracht wurden. 

 

Begründung 

Mit diesem Änderungsantrag wird eine neue präventive und umfassende und daher 

wirksamere Strategie für Einfuhrkontrollen vorgeschlagen; zudem wird ein 

Übergangszeitraum vorgesehen, um die Zeit zu berücksichtigen, die zur Umsetzung dieser 

Strategie notwendig ist. 

 

Änderungsantrag 83 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 40 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 40a 
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 Listen der Drittstaaten, aus denen 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

andere Gegenstände in die Union 

eingeführt werden dürfen 

 Bis zum …* legt die Kommission im Wege 

von Durchführungsrechtsakten die Liste 

der Drittstaaten fest, aus denen bestimmte 

Arten und Kategorien von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und anderen 

Gegenständen kraft Artikel 40 Absatz 1 in 

die Union eingeführt werden dürfen. 

Diese Liste wird wie folgt erstellt: 

 (a) Drittstaaten, die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder andere 

Gegenstände in die Europäische Union 

ausführen wollen, stellen einen 

entsprechenden Antrag bei der 

Kommission; 

 (b) bei Eingang derartiger Anträge 

veranlasst die Kommission die Prüfung 

der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

anderen Gegenstände unter 

Berücksichtigung folgender Aspekte: 

 (i) Anhänge III, IV-A Kapitel I, IV-B und 

V-B der Richtlinie 2000/29/CE; 

 (ii) Handelsströme in der Vergangenheit; 

 (iii) Mitteilungen über Überwachungen 

von Schädlingen durch die 

Mitgliedstaaten an die Kommission;  

 (iv) Schlussfolgerungen aus Audits der 

Kommission im betreffenden Drittland 

sowie Zusammenarbeit dieses Lands mit 

der Kommission im Anschluss an solche 

Audits; 

 (v) gegebenenfalls alle anderen 

technischen und wissenschaftlichen 

Informationen, die von den 

internationalen Einrichtungen des 

Internationalen 

Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC), 

einer regionalen 

Pflanzenschutzorganisation wie der 

Pflanzenschutzorganisation für Europa 

und den Mittelmeerraum (EPPO) oder 
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einem amtlichen Labor der Union oder 

eines Mitgliedstaats bereitgestellt werden; 

 (c) die Kommission kann von einem 

Drittstaat für alle Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder anderen 

Gegenstände, die er in die Union 

ausführen will, oder für Teile davon 

zusätzliche Garantien verlangen, falls sie 

dies für notwendig erachtet; diese 

Garantien können in Form eines Dossiers 

erbracht werden, das die folgenden 

Angaben bzw. einen Teil davon enthält: 

 (i) pflanzenschutzrechtliche Vorschriften 

des Drittstaats und Bestimmungen über 

die Einfuhr von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und anderen 

Gegenständen aus einem anderen 

Drittstaat in den betreffenden Drittstaat ; 

 (ii) Garantien der zuständigen Behörde 

des Drittstaats bezüglich der wirksamen 

Anwendung und Kontrolle der unter 

Ziffer i genannten Rechtsvorschriften; 

 (iii) Organisation, Struktur, Ressourcen 

und rechtliche Zuständigkeiten der 

zuständigen Behörde des Drittstaats; 

 (iv) Verfahren für die 

pflanzenschutzrechtliche Zertifizierung 

im Drittstaat;  

 (v) pflanzengesundheitlicher Zustand im 

Drittstaat oder Gebieten davon in Bezug 

auf gelistete und neu auftretende 

Schädlinge sowie alle Aspekte des 

pflanzengesundheitlichen Zustands im 

Drittstaat oder Gebieten davon, sofern sie 

ein Risiko für den 

pflanzengesundheitlichen Zustand in der 

Union darstellen könnten; 

 (vi) Garantien, die die zuständige Behörde 

des Drittstaats in Bezug auf die 

Einhaltung von 

pflanzenschutzrechtlichen 

Bestimmungen, die den in der Union 

geltenden Bestimmungen entsprechen, 

oder die Anwendung gleichwertiger 
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Bestimmungen geben kann; 

 (d) die Kommission kann für bestimmte 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 

andere Gegenstände eine Analyse der 

Pflanzengesundheitsrisiken sowie die 

Durchführung eines spezifischen Audits 

im betreffenden Drittstaat verlangen, falls 

sie dies für notwendig erachtet; 

 (e) unter Berücksichtigung der 

Buchstaben a, b, c und d dieses Absatzes 

legt die Kommission am Ende des 

Zeitraums von drei Jahren für jeden 

betroffenen Drittstaat Folgendes fest: 

 (i) Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

andere Gegenstände, die ein 

vernachlässigbares Risiko einer 

Einschleppung von 

Quarantäneschädlingen oder anderen 

Schädlingen bergen; 

 (ii) Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

andere Gegenstände, die ein 

hinnehmbares Risiko einer 

Einschleppung von 

Quarantäneschädlingen oder anderen 

Schädlingen bergen, das durch 

Pflanzenschutzmaßnahmen kontrolliert 

werden kann; 

 (iii) Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

andere Gegenstände, die ein nicht 

hinnehmbares Risiko einer 

Einschleppung von 

Quarantäneschädlingen oder anderen 

Schädlingen bergen. 

 *ABl.: Bitte Datum einfügen (drei Jahre 

nach dem Tag der Veröffentlichung der 

vorliegenden Verordnung).  

Begründung 

In diesem Änderungsantrag werden die Modalitäten der Umsetzung einer neuen präventiven 

und umfassenden und daher wirksameren Strategie für die Einfuhrkontrolle beschrieben. Es 

wird eine Methode für die erneute Prüfung des Pflanzengesundheitsrisikos festgelegt, das mit 

allen Arten eingeführter Pflanzen verbunden ist, wobei das Herkunftsland zu berücksichtigen 

ist. Zudem wird die Erstellung einer Positivliste von Pflanzen, die eingeführt werden dürfen, 

vorgesehen. Dies ist ein pragmatischer Weg, um den aktuellen Wissensstand zu 
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berücksichtigen. 

 

Änderungsantrag 84 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 40 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 40b 

 Obligatorische Angaben in den Listen von 

Drittländern 

 Die in Artikel 40a vorgesehene Liste 

besteht aus zwei Abschnitten, in denen die 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

anderen Gegenstände mit den Codes aus 

der Verordnung (EU) Nr. 1006/2011 der 

Kommission angeführt werden.  Wenn 

unter einem Code nur bestimmte Pflanzen 

betroffen sind, ist die wissenschaftliche 

Bezeichnung der betroffenen Art 

anzugeben. Wenn bestimmte Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und andere 

Gegenstände unter einem Code 

ausgenommen sind, ist diese Ausnahme 

unter Angabe der wissenschaftlichen 

Bezeichnung der betroffenen Art explizit 

anzuführen. 

 1. Im ersten Abschnitt legt die 

Kommission für jeden Drittstaat die 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

anderen Gegenstände fest, deren 

Pflanzengesundheitsrisiko 

vernachlässigbar ist und die in das Gebiet 

der Union eingeführt werden dürfen, 

ohne dass sie am Eingangsort zwingend 

zum Zwecke der amtlichen Kontrollen 

nach Artikel 45 der Verordnung (EU) 

Nr. [...]+ gemeldet werden müssen. 

Gegebenenfalls wird in der Liste für 

bestimmte Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und andere Gegenstände angegeben, ob 

sie nur aus einem bestimmten Gebiet des 

Drittstaats eingeführt werden dürfen. 

 2. Im zweiten Abschnitt legt die 
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Kommission für jeden Drittstaat die 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

anderen Gegenstände fest, deren 

Pflanzengesundheitsrisiko hinnehmbar 

ist, die jedoch nur in das Gebiet der Union 

eingeführt werden dürfen, wenn sie am 

Eingangsort zum Zwecke der amtlichen 

Kontrollen nach Artikel 45 der 

Verordnung (EU) Nr. [...]+ gemeldet 

wurden. Gegebenenfalls wird in der Liste 

für bestimmte Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und andere 

Gegenstände angegeben, ob sie nur aus 

einem bestimmten Gebiet des Drittstaats 

eingeführt werden dürfen. 

Gegebenenfalls werden in der Liste auch 

besondere Anforderungen angegeben, 

wobei auch zu vermerken ist, ob deren 

Einhaltung durch zusätzliche 

Erklärungen auf dem 

Pflanzengesundheitszeugnis zu belegen 

ist. 

 + Bitte den Verweis auf die Verordnung 

des Europäischen Parlaments und des 

Rates über amtliche Kontrollen und 

andere amtliche Tätigkeiten zur 

Gewährleistung der Anwendung des 

Lebens- und Futtermittelrechts und der 

Vorschriften über Tiergesundheit und 

Tierschutz, Pflanzengesundheit, 

Pflanzenvermehrungsmaterial und 

Pflanzenschutzmittel sowie zur Änderung 

der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, 

(EG) Nr. 1829/2003, (EG) Nr. 1831/2003, 

(EG) Nr. 1/2005, (EG) Nr. 396/2005, (EG) 

Nr. 834/2007, (EG) Nr. 1099/2009, (EG) 

Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) 

Nr. 1151/2012 und (EU) Nr. [….]/2013 

sowie der Richtlinien 98/58/EG, 

1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG, 

2008/120/EG und 2009/128/EG  

(Verordnung über amtliche Kontrollen) 

einfügen. 

Begründung 

In diesem Änderungsantrag werden die Modalitäten der Umsetzung einer neuen präventiven 
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und umfassenden und daher wirksameren Strategie für die Einfuhrkontrolle beschrieben, die 

auf einer Positivliste der Pflanzen, deren Einfuhr genehmigt werden kann, beruhen. In diesem 

Änderungsantrag wird der Inhalt dieser Positivliste festgelegt. 

 

Änderungsantrag 85 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 40 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 40c 

 Aussetzung und Streichung von der Liste 

von Drittstaaten und andere Änderungen 

der Liste 

 1. Die Kommission kann aus den unten 

stehenden Gründen im Wege von 

Durchführungsrechtsakten bestimmte 

oder alle Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

oder anderen Gegenstände aus einem 

Drittstaat oder einem Gebiet davon von 

der Liste nach Artikel 40a streichen oder 

aussetzen: 

 (a) Die Zahl der Mitteilungen über 

Überwachungen von 

Quarantäneschädlingen durch die 

Mitgliedstaaten an die Kommission ist 

erheblich gestiegen;  

 (b) der pflanzengesundheitliche Zustand 

im Drittstaat oder in einem Gebiet davon 

erfordert eine Aussetzung oder die 

Streichung von dieser Liste, um den 

pflanzengesundheitlichen Zustand in der 

Union zu schützen;  

 (c) obwohl die Kommission den Drittstaat 

um aktuelle Informationen zum 

pflanzengesundheitlichen Zustand und zu 

anderen Aspekten nach Artikel 40a 

ersucht hat, hat der Drittstaat keine 

Angaben gemacht; 

 (d) ein Audit der Kommission im Namen 

der Union hat ergeben, dass eine 

Aufhebung oder Streichung erforderlich 

ist, oder der Drittstaat hat im Zuge dieses 

Audits nicht in zufriedenstellender Weise 
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mit der Kommission zusammengearbeitet; 

 (e) der Drittstaat hat nicht zugelassen, 

dass die Kommission auf seinem 

Hoheitsgebiet einen Audit im Namen der 

Union durchführt. 

 Diese Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem Prüfverfahren gemäß 

Artikel 99 Absatz 3 erlassen. 

 In ausreichend begründeten Fällen 

äußerster Dringlichkeit im 

Zusammenhang mit einem ernsthaften 

Risiko der Einschleppung eines in 

Artikel 5 genannten 

Quarantäneschädlings in das Gebiet der 

Union erlässt die Kommission nach dem 

in Artikel 99 Absatz 4 genannten 

Verfahren sofort anwendbare 

Durchführungsrechtsakte. 

 2. Die Kommission kann im Wege von 

Durchführungsrechtsakten bestimmte 

oder alle Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

oder anderen Gegenstände aus einem 

Drittstand oder einem Gebiet davon, die 

aus den unten stehenden Gründen 

Gegenstand einer Aussetzung oder 

Streichung waren, wieder in die Liste 

nach Artikel 40a aufnehmen: 

 (a) Aus dem in Absatz 1 Buchstabe a 

genannten Grund, wenn die Zahl der 

Mitteilungen über Überwachungen von 

Quarantäneschädlingen durch die 

Mitgliedstaaten an die Kommission über 

einen Zeitraum von mehr als einem Jahr 

erheblich zurückgegangen ist; 

 (b) aus dem in Absatz 1 Buchstabe b 

genannten Grund, wenn der Drittstaat in 

zufriedenstellender Weise gewährleisten 

kann, dass der pflanzengesundheitliche 

Zustand, der zur Aussetzung oder 

Streichung geführt hat, unter Kontrolle 

ist oder keine Bedrohung mehr für den 

pflanzengesundheitlichen Zustand in der 

Union darstellt; 

 (c) aus dem in Absatz 1 Buchstabe c 

genannten Grund, wenn der Drittstaat der 
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Kommission die ausstehenden 

Informationen übermittelt; 

 (d) aus den in Absatz 1 Buchstaben d und 

e genannten Gründen, wenn 

 (i) der Drittstaat zulässt, dass die 

Kommission im Namen der Union einen 

Audit (in Absatz 1 Buchstabe e genannter 

Grund) oder einen erneuten Audit (in 

Absatz 1 Buchstabe d genannter Grund) 

auf seinem Hoheitsgebiet durchführt; und 

 (ii) die Schlussfolgerungen aus diesem 

Audit darauf hinweisen, dass die Arten 

und Kategorien von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und anderen 

Gegenständen aus diesem Drittstaat oder 

Gebieten davon wieder in die Liste nach 

Artikel 40a aufgenommen werden 

können. 

 Was den in Absatz 1 Buchstabe d 

genannten Grund angeht, wird erst nach 

einem Jahr nach Aufhebung oder 

Streichung von der Liste ein neuer Audit 

durchgeführt. 

 Diese Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem Prüfverfahren gemäß 

Artikel 99 Absatz 3 erlassen. 

 3. Die Kommission kann im Wege von 

Durchführungsrechtsakten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und andere 

Gegenstände in die Liste nach Artikel 40a 

aufnehmen, wenn im Anschluss an einen 

Antrag eines Drittstaats und die Prüfung 

nach Artikel 40a das 

Pflanzengesundheitsrisiko als 

vernachlässigbar oder hinnehmbar 

eingestuft wird. 

 Diese Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem Prüfverfahren gemäß 

Artikel 99 Absatz 3 erlassen. 

 4. Die Kommission kann im Wege von 

Durchführungsrechtsakten die 

Einstufung und die damit 

zusammenhängenden Anforderungen für 

bestimmte Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 
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und andere Gegenstände, die in der Liste 

nach Artikel 40a aufgeführt sind, ändern, 

wenn ihr neue Informationen vorliegen. 

 Diese Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem Prüfverfahren gemäß 

Artikel 99 Absatz 3 erlassen. 

 5. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte hinsichtlich der 

Bestimmungen zur Änderung oder 

Ergänzung der in Absatz 1 genannten 

Kriterien für die Aussetzung oder 

Streichung eines Drittstaats oder eines 

Gebiets davon von der Liste nach 

Artikel 40a zu erlassen. 

Begründung 

In diesem Änderungsantrag werden die Modalitäten der Umsetzung einer neuen präventiven 

und umfassenden und daher wirksameren Strategie für die Einfuhrkontrolle beschrieben, die 

auf einer Positivliste der Pflanzen, deren Einfuhr genehmigt werden kann, beruhen. Im 

Änderungsantrag wird die Möglichkeit vorgesehen, diese Liste zu aktualisieren und 

abzuändern, um die Einfuhrmodalitäten für Pflanzen aus Drittstaaten in die EU in 

pragmatischer Weise zu regeln. 

 

Änderungsantrag 86 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 43 – Absatz 1 – erster Unterabsatz 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Mitgliedstaaten und international 

tätige Verkehrsunternehmen stellen 

Informationen für Reisende bereit, in 

denen in Bezug auf die Verbringung von 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen in das Gebiet der 

Union die Verbote auf Grundlage von 

Artikel 40 Absatz 3, die Anforderungen auf 

Grundlage von Artikel 41 Absatz 1 und 2 

und die Ausnahmen auf Grundlage von 

Artikel 70 Absatz 2 erläutert werden. 

1. Die Kommission, die Mitgliedstaaten 

und international tätige 

Verkehrsunternehmen stellen 

Informationen für Reisende bereit, in 

denen in Bezug auf die Verbringung von 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen in das Gebiet der 

Union die Verbote auf Grundlage von 

Artikel 40 Absatz 3, die Anforderungen auf 

Grundlage von Artikel 41 Absatz 1 und 

Artikel 42 Absatz 2 und die Ausnahmen 

auf Grundlage von Artikel 70 Absatz 2 

erläutert werden. 
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Begründung 

Auch die Kommission muss dafür sorgen, dass Reisende informiert werden. 

 

Änderungsantrag 87 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 43 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Informationen werden in Form von 

Plakaten oder Broschüren sowie 

gegebenenfalls im Internet bereitgestellt. 

Diese Informationen können in Form von 

Plakaten oder Broschüren sowie 

gegebenenfalls im Internet bereitgestellt 

werden. 

 

Änderungsantrag 88 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 43 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Mitgliedstaaten legen der 

Kommission jährlich einen Bericht über 

die auf Grundlage des vorliegenden 

Artikels bereitgestellten Informationen vor. 

3. Die Mitgliedstaaten legen der 

Kommission alle zwei Jahre einen Bericht 

über die auf Grundlage des vorliegenden 

Artikels bereitgestellten Informationen vor. 

Begründung 

Ein Bericht im Turnus von zwei Jahren ist ausreichend, und dadurch wird ein übermäßiger 

Verwaltungsaufwand für die Mitgliedstaaten vermieden. 

 

Änderungsantrag 89 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 44 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) sie werden in Drittländern in Bezirken 

angebaut bzw. erzeugt, die sich in der Nähe 

der Grenze zu Mitgliedstaaten der Union 

befinden (im Folgenden „Grenzgebiete von 

Drittländern“);; 

(a) sie werden in Drittländern in Bezirken 

angebaut bzw. erzeugt, die sich in der Nähe 

der Landgrenze zu Mitgliedstaaten der 

Union befinden (im Folgenden 

„Grenzgebiete von Drittländern“); 
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Änderungsantrag 90 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 45 – Überschrift 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Ausnahmen von den Verboten und 
Anforderungen für die 

pflanzengesundheitlich unbedenkliche 

Durchfuhr 

Anforderungen für die 

pflanzengesundheitlich unbedenkliche 

Durchfuhr 

 

Änderungsantrag 91 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 45 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) sie sind so verpackt und werden so 

verbracht, dass während ihrer Verbringung 

in und Durchfuhr durch das Gebiet der 

Union kein Risiko einer Ausbreitung von 

Unionsquarantäneschädlingen besteht; 

(b) sie sind so verpackt und werden so 

verbracht, dass während ihrer Verbringung 

in und Durchfuhr durch das Gebiet der 

Union kein Risiko einer Ausbreitung von 

Unionsquarantäneschädlingen besteht, 

wobei ein amtliches Pflanzenschutzsiegel 

verwendet wird, das die 

Ursprungsverpackung und den Transport 

bestätigt (versiegelter Lastwagen) und das 

Umladen und die Aufteilung der Güter 

verhindert, sodass die 

pflanzengesundheitlich unbedenkliche 

Durchfuhr durch die Union offiziell 

sichergestellt wird; 

Begründung 

Es ist schwierig, die potenzielle Einfuhr verbotener Waren auf der Grundlage des von der 

Kommission vorgeschlagenen Artikels zu überwachen. Daher werden die notwendigen 

Änderungen vorgeschlagen, um eine vollständige und wirksame Überwachung zu 

ermöglichen und so die Einfuhr verbotener Waren zu verhindern. 
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Änderungsantrag 92 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 45 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) sie werden unter der amtlicher 

Überwachung seitens der betreffenden 

zuständigen Behörden in das Gebiet der 

Union verbracht, durch das Gebiet 

durchgeführt und unverzüglich wieder aus 

dem Gebiet verbracht. 

(c) sie werden unter der amtlicher 

Überwachung seitens der betreffenden 

zuständigen Behörden und unter 

zollamtlicher Überwachung in das Gebiet 

der Union verbracht, durch das Gebiet 

durchgeführt und unverzüglich wieder aus 

dem Gebiet verbracht. Die zuständige 

Behörde des Mitgliedstaates, in dem die 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände in das Gebiet der 

Union verbracht werden bzw. erstmals 

innerhalb des Gebiets der Union 

verbracht werden, benachrichtigen die 

zuständigen Behörden aller anderen 

Mitgliedstaaten, durch die die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände verbracht werden sollen, 

bevor sie aus dem Gebiet der Union 

heraus verbracht werden. 

Begründung 

Es ist schwierig, die potenzielle Einfuhr verbotener Waren auf der Grundlage des von der 

Kommission vorgeschlagenen Artikels zu überwachen. Daher werden die notwendigen 

Änderungen vorgeschlagen, um eine vollständige und wirksame Überwachung zu 

ermöglichen und so die Einfuhr verbotener Waren zu verhindern. 

 

Änderungsantrag 93 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 45 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 a (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, die mittels einer 

pflanzengesundheitlich unbedenklichen 

Durchfuhr durch das Gebiet der Union 

aus einem Drittland in ein anderes 

Drittland verbracht werden, müssen 
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unbeschadet anderer geltender 

Pflanzenschutzvorschriften die 

Pflanzenschutzbestimmungen nach 

Artikel 40 erfüllen. 

Begründung 

Es ist schwierig, die potenzielle Einfuhr verbotener Waren auf der Grundlage des von der 

Kommission vorgeschlagenen Artikels zu überwachen. Daher werden die notwendigen 

Änderungen vorgeschlagen, um eine vollständige und wirksame Überwachung zu 

ermöglichen und so die Einfuhr verbotener Waren zu verhindern. 

 

Änderungsantrag 94 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 45 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Im Einklang mit Unterabsatz 1a muss die 

zuständige Behörde des Mitgliedstaates, 

in dem die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände in das Gebiet 

der Union eingeführt bzw. erstmals 

innerhalb des Gebiets der Union 

verbracht werden, die 

Dokumentenkontrolle für diese 

Verbringung durchführen und ist gemäß 

Unterabsatz 1 Buchstabe b für das 

Versiegeln der Ware verantwortlich. 

Begründung 

Es ist schwierig, die potenzielle Einfuhr verbotener Waren auf der Grundlage des von der 

Kommission vorgeschlagenen Artikels zu überwachen. Daher werden die notwendigen 

Änderungen vorgeschlagen, um eine vollständige und wirksame Überwachung zu 

ermöglichen und so die Einfuhr verbotener Waren zu verhindern. 

 

Änderungsantrag 95 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 45 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 c (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die zuständige Behörde des 
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Mitgliedstaates, aus dem die überführte 

Ware aus der Union verbracht wird, muss 

die zuständigen Behörden des 

Mitgliedstaates, in den die Ware verbracht 

wurde und die Mitgliedstaaten, die die 

Ware passiert hat, benachrichtigen, 

sobald die Ware die Union verlässt. 

Begründung 

Es ist schwierig, die potenzielle Einfuhr verbotener Waren auf der Grundlage des von der 

Kommission vorgeschlagenen Artikels zu überwachen. Daher werden die notwendigen 

Änderungen vorgeschlagen, um eine vollständige und wirksame Überwachung zu 

ermöglichen und so die Einfuhr verbotener Waren zu verhindern. 

 

Änderungsantrag 96 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 45 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die zuständige Behörde des 

Mitgliedstaates, in dem die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände in das Gebiet der Union 

verbracht werden bzw. erstmals innerhalb 

des Gebiets der Union verbracht werden, 

benachrichtigen die zuständigen 

Behörden aller anderen Mitgliedstaaten, 

durch die die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände verbracht werden sollen, 

bevor sie aus dem Gebiet der Union 

heraus verbracht werden. 

entfällt 

Begründung 

Der Inhalt wird an eine andere Stelle des Artikels verlegt (siehe Änderungsanträge derselben 

Verfasser). 
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Änderungsantrag 97 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 46 – Absatz 7 – Unterabsatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten legen der Kommission 

jährlich einen Bericht vor, in dem 

relevante Informationen über die auf 

Grundlage von Absatz 1 erteilten 

Genehmigungen und die Ergebnisse der 

Überwachung gemäß Absatz 5 

zusammengefasst werden. 

Die Mitgliedstaaten legen der Kommission 

alle zwei Jahre einen Bericht vor, in dem 

relevante Informationen über die auf 

Grundlage von Absatz 1 erteilten 

Genehmigungen und die Ergebnisse der 

Überwachung gemäß Absatz 5 

zusammengefasst werden.  

Begründung 

Ein Bericht im Turnus von zwei Jahren ist ausreichend, und dadurch wird ein übermäßiger 

Verwaltungsaufwand für die Mitgliedstaaten vermieden. 

 

Änderungsantrag 98 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 47 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 47 a 

 Die Kommission legt dem Europäischen 

Parlament und dem Rat bis zum …* 

einen Bericht samt einer Kosten-Nutzen-

Analyse über die Durchsetzung und 

Wirksamkeit von Maßnahmen in Bezug 

auf Einfuhren in das Hoheitsgebiet der 

Union und gegebenenfalls einen 

Vorschlag für einen Gesetzgebungsakt 

vor. 

 ____________ 

 * ABl.: Bitte das Datum einfügen: (fünf 

Jahre nach Inkrafttreten dieser 

Verordnung). 
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Änderungsantrag 99 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 48 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts Anhang III 

mit Elementen zur Bestimmung von zum 

Anpflanzen bestimmten Pflanzen, von 

denen Pflanzengesundheitsrisiken für das 

Gebiet der Union ausgehen, in Bezug auf 

die Eigenschaften und den Ursprung dieser 

zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen zu 

ändern. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts sowie der 

Fortentwicklung internationaler 

Standards Anhang III mit Elementen zur 

Bestimmung von zum Anpflanzen 

bestimmten Pflanzen, von denen 

Pflanzengesundheitsrisiken für das Gebiet 

der Union ausgehen, in Bezug auf die 

Eigenschaften und den Ursprung dieser 

zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen zu 

ändern.  

Begründung 

Es ist erforderlich, die Fortentwicklung internationaler Standards zu berücksichtigen. 

 

Änderungsantrag 100 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 58 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die zuständige Behörde veranlasst, dass 

mindestens einmal jährlich Audits bzw. 

Inspektionen bei den Quarantänestationen 

durchgeführt werden, um zu überprüfen, ob 

diese Stationen die in Artikel 56 Absatz 2 

und Artikel 57 genannten Bedingungen 

erfüllen. 

1. Die zuständige Behörde veranlasst, dass 

mindestens alle zwei Jahre Audits bzw. 

Inspektionen bei den Quarantänestationen 

durchgeführt werden, um zu überprüfen, ob 

diese Stationen die in Artikel 56 Absatz 2 

und Artikel 57 genannten Bedingungen 

erfüllen. 

Begründung 

Ein Turnus von zwei Jahren ist ausreichend; dadurch wird ein übermäßiger 

Verwaltungsaufwand für die Mitgliedstaaten vermieden. 
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Änderungsantrag 101 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 59 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Der Kommission wird nahegelegt, 

einen Leitfaden zur Harmonisierung der 

Verfahrensregeln in allen Mitgliedstaaten 

zu erstellen, mit dem übermäßige 

Verzögerungen bei der Freigabe von 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen aus 

Quarantänestationen verhindert werden 

sollen. Dieser Leitfaden soll insbesondere 

klare Angaben enthalten, wann 

Beschränkungen erforderlich sind und 

welche Maßnahmen zur Risikominderung 

ergriffen werden können. 

Begründung 

Mit wirksameren und einheitlicheren Verfahren an Grenzkontrollstellen soll erreicht werden, 

dass Beschränkungen rechtzeitig aufgehoben werden und der Handel so wenig wie möglich 

eingeschränkt wird. Unternehmer, die in den Handel neu einsteigen, benötigen klarere 

Hinweise, wann Beschränkungen nicht vonnöten sind und wie man das Risiko mindern sowie 

unnötige Verzögerungen vermeiden kann. 

 

Änderungsantrag 102 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 61 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) er liefert Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstige Gegenstände ausschließlich in 

im Verhältnis zu den betreffenden 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen kleinen Mengen 

an Endnutzer mit Ausnahme des 

Fernabsatzes; 

(a) er liefert Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstige Gegenstände ausschließlich in 

im Verhältnis zu den betreffenden 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen kleinen Mengen 

an Endnutzer; 

Begründung 

Ein Ausschluss des Fernhandels ist nicht angebracht. Saatschützer verkaufen kleine Mengen 
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über den Fernhandel und versenden sie an Personen, die das Saatgut bewahren wollen. Wenn 

diese Tätigkeit mit einem Verwaltungsaufwand belegt wird, würde dies zu einem sinkenden 

Absatz von Saatschützern führen, da die meisten von ihnen sich kein Personal für den Anbau, 

die Vermehrung und den Vertrieb von Saatgut und Pflanzen Hunderter unterschiedlicher 

Varietäten leisten können. 

 

Änderungsantrag 103 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 61 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, in denen einer 

oder mehrere der folgenden Aspekte 

geregelt werden: 

entfällt  

(a) weitere Kategorien von 

Unternehmern, auf die Absatz 1 keine 

Anwendung findet, wenn die 

Registrierung einen unverhältnismäßig 

hohen Verwaltungsaufwand im 

Verhältnis zu dem von ihrer 

Unternehmenstätigkeit ausgehenden 

Pflanzengesundheitsrisiko für sie 

bedeuten würde; 

 

(b) besondere Anforderungen an die 

Registrierung bestimmter 

Unternehmerkategorien; 

 

(c) Höchstmaß der kleinen Mengen 

bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

oder sonstiger Gegenstände gemäß 

Unterabsatz 1 Buchstabe a. 

 

Begründung 

Die Textstelle wird aus Gründen der Redundanz gestrichen. Es reicht eine Vereinbarung der 

Kommission mit dem ständigen Ausschuss. 
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Änderungsantrag 104 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 62 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die zuständigen Behörden registrieren 

einen Unternehmer unter der Bedingung, 

dass der Registrierungsantrag die in 

Absatz 2 aufgeführten Bestandteile enthält. 

3. Die zuständigen Behörden registrieren 

unverzüglich einen Unternehmer unter der 

Bedingung, dass der Registrierungsantrag 

die in Absatz 2 aufgeführten Bestandteile 

enthält. 

Begründung 

Dadurch wird die Pflicht der Kommission festgestellt, schnell zu handeln. 

 

Änderungsantrag 105 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 66 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 66 a 

 Bewährte Verfahrensweisen des 

Pflanzenschutzes 

 1. Ein Unternehmer, der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder sonstige 

Gegenstände liefert oder mit Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen 

Gegenständen beliefert wird, die 

Verboten, Anforderungen oder 

Bedingungen gemäß Artikel 40 Absatz 1, 

Artikel 41 Absätze 1 und 2, Artikel 44 

Absätze 1 und 3, Artikel 45 Absatz 1, 

Artikel 46 Absätze 1 und 3, Artikel 47 

Absatz 1, Artikel 49 Absätze 1 und 2, 

Artikel 50 Absätze 1 und 2, Artikel 52, 

Artikel 53 und Artikel 54 unterliegen, 

richtet sich nach bewährten 

Verfahrensweisen des Pflanzenschutzes, 

um das Auftreten und die Verbreitung 

von Schädlingen zu verhindern. 2. Die 

bewährten Verfahrensweisen des 

Pflanzenschutzes gemäß Absatz 1 
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bestehen hauptsächlich aus 

 (a) der Identifizierung und Kontrolle 

kritischer Punkte im Produktionsprozess 

oder bei der Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen 

Gegenständen, die sich auf deren 

phytosanitären Zustand auswirken 

könnten; 

 (b) der Sicherstellung, dass die 

zuständigen Behörden Zugang zu den 

Einrichtungen sowie zu Kontrolldaten 

und allen dazugehörigen Unterlagen 

haben; 

 (c) und gegebenenfalls aus der 

Ergreifung von Maßnahmen zur 

Aufrechterhaltung des phytosanitären 

Zustands von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen 

Gegenständen. 

Begründung 

Die für Unternehmen, welche ermächtigt sind, ihre eigenen europäischen Pflanzenpässe 

auszustellen, in Artikel 84 bis 86 eingeführten besonderen Verpflichtungen zur Eindämmung 

der Risiken für die Pflanzengesundheit sollten eine wirkliche Rechenschaftspflicht für diese 

Unternehmer beinhalten. Die allgemeineren Anforderungen in Bezug auf bewährte 

Verfahrensweisen des Pflanzenschutzes sollten jedoch für alle Gewerbetreibenden gelten, was 

über die bloße Verpflichtung der Rückverfolgbarkeit gemäß Artikel 65 und 66 des Entwurfs 

der Verordnung hinausgeht. 

 

Änderungsantrag 106 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 67 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Im Pflanzengesundheitszeugnis wird in 

der Rubrik „Zusätzliche Erklärung“ und 

gemäß den nach Maßgabe von Artikel 41 

Absätze 1 und 2 sowie Artikel 50 

Absätze 1 und 2 erlassenen 

Durchführungsrechtsakten gegebenenfalls 

angegeben, welcher Anforderung im 

Einzelnen genügt wird, wenn mehrere 

Optionen zur Auswahl stehen. In dieser 

2. Im Pflanzengesundheitszeugnis wird in 

der Rubrik „Zusätzliche Erklärung“ und 

gemäß den nach Maßgabe von Artikel 41 

Absätze 1 und 2 sowie Artikel 50 

Absätze 1 und 2 erlassenen 

Durchführungsrechtsakten gegebenenfalls 

angegeben, welcher Anforderung im 

Einzelnen genügt wird, wenn mehrere 

Optionen zur Auswahl stehen. Diese 
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Angabe wird auf die in den genannten 

Rechtsakten geregelte entsprechende 

Option Bezug genommen. 

Angabe enthält den Wortlaut der in den 

genannten Rechtsakten geregelten 

entsprechenden Option oder es wird darin 

Bezug darauf genommen. 

 

Änderungsantrag 107 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 67 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) Das Pflanzengesundheitszeugnis 

kann auch in Übereinstimmung mit den 

Regelungen der Verordnung (EG) 

Nr. 338/9731b bzw. (EG) 865/200631c 

genutzt werden.  

 __________________ 

 31b ABl. L 61, 3.3.1997, S 1 

 31c ABl. L 166, 19.6.2006, S .1 

Begründung 

Es sollte sichergestellt werden, dass das Pflanzengesundheitszeugnis auch wie bisher für den 

Handel mit artenschutzrechtlich relevanten Pflanzen (CITES)b genutzt werden kann. 

 

Änderungsantrag 108 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 73 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 73 a 

 Spätestens …* legt die Kommission dem 

Europäischen Parlament und dem Rat 

einen Bericht über die Erfahrungen mit 

der Ausweitung der Pflanzenpassregelung 

auf jegliche Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen innerhalb des Gebiets der 

Union samt einer klaren Kosten-Nutzen-

Analyse für die Unternehmer vor, dem 

erforderlichenfalls ein 



 

RR\1021316DE.doc 71/197 PE522.767v02-00 

 DE 

Legislativvorschlag beigefügt ist. 

 * ABl.: Bitte das Datum einfügen (fünf 

Jahre nach Inkrafttreten dieser 

Verordnung). 

 

Änderungsantrag 109 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 74 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 4a. Spätestens …* legt die Kommission 

dem Europäischen Parlament und dem 

Rat einen Bericht über die Erfahrungen 

mit der Ausweitung der 

Pflanzenpassregelung auf jegliche 

Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen innerhalb des Gebiets der 

Union samt einer klaren Kosten-Nutzen-

Analyse für die Unternehmer vor. 

 * ABl.: Bitte das Datum einfügen (fünf 

Jahre nach Inkrafttreten dieser 

Verordnung). 

Begründung 

Es stellt sich grundsätzlich die Frage, wie weit die Pflanzenpassregelung bei der Verbringung 

von bestimmten Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sonstigen Gegenständen innerhalb der 

Europäischen Union ausgeweitet werden soll. Der eindeutige Nutzen dieser Ausweitung für 

die Unternehmer muss nachgewiesen werden, und etwaige zusätzliche Kosten sind zu 

berücksichtigen. Andernfalls würde dies nur zu weiteren Kosten und einem zusätzlichen 

Verwaltungsaufwand für die Landwirtschaft führen. 

 

Änderungsantrag 110 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 76 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Für die Verbringung von im Verhältnis zu 

den betreffenden Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Für die Verbringung von im Verhältnis zu 

den betreffenden Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 
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Gegenständen kleinen Mengen zum 

Endnutzer wird kein Pflanzenpass benötigt. 

Gegenständen kleinen Mengen zum 

Endnutzer, darunter Hobbygärtner, wird 

kein Pflanzenpass benötigt. 

 

Änderungsantrag 111 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 82 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte für bestimmte Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstige 

Gegenstände zu erlassen, um 

ausführliche Vorschriften für visuelle 

Untersuchungen, Probenahmen und 

Tests sowie Häufigkeit und Zeitpunkt der 

Untersuchungen gemäß den Absätzen 1, 2 

und 3 festzulegen, wobei die 

möglicherweise von diesen Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen ausgehenden besonderen 

Pflanzengesundheitsrisiken zugrunde zu 

legen sind. Die genannten 

Untersuchungen erstrecken sich 

gegebenenfalls auf bestimmte zum 

Anpflanzen bestimmte Pflanzen der 

Kategorien nach Maßgabe von Artikel 12 

Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. …/… 

[Office of Publications, please insert 

number of Regulation on the production 

and making available on the market of 

plant reproductive material], und 

gegebenenfalls werden sie für alle 

betreffenden Elemente gemäß Anhang II 

Teil D der genannten Verordnung 

durchgeführt.  

entfällt  

Erlässt die Kommission solche delegierten 

Rechtsakte für bestimmte zum Anpflanzen 

bestimmte Pflanzen und unterliegen diese 

zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen den 

Zertifizierungsverfahren gemäß Artikel 20 

Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. …/…. 

[Office of Publications, please insert 
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number of Regulation on plant 

reproductive material], so werden die 

betreffenden Untersuchungen zu einem 

einzigen Bescheinigungs- bzw. 

Zertifizierungsverfahren 

zusammengefasst.  

Beim Erlass der genannten delegierten 

Rechtsakte berücksichtigt die Kommission 

den technischen und wissenschaftlichen 

Fortschritt. 

 

Begründung 

Die Textstelle wird aus Gründen der Redundanz gestrichen. Es reicht eine Vereinbarung der 

Kommission mit dem ständigen Ausschuss. 

 

Änderungsantrag 112 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 89 – Absatz 1 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Wird für die Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen 

Gegenständen, die aus einem Drittland in 

das Gebiet der Union verbracht wurden, 

innerhalb des Gebiets der Union ein 

Pflanzenpass nach Maßgabe der in 

Artikel 74 Absatz 1 und Artikel 75 

Absatz 1 genannten 

Durchführungsrechtsakte benötigt, so wird 

abweichend von Artikel 82 ein solcher 

Pass ausgestellt, wenn die gemäß Artikel 

47 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 

…/….+ in Bezug auf die Verbringung der 

betreffenden Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

oder sonstigen Gegenstände 

durchgeführten Prüfungen und Kontrollen 

zufriedenstellend abgeschlossen wurden. 

1. Wird für die Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen 

Gegenständen, die aus einem Drittland in 

das Gebiet der Union verbracht wurden, 

innerhalb des Gebiets der Union ein 

Pflanzenpass nach Maßgabe der in 

Artikel 74 Absatz 1 und Artikel 75 

Absatz 1 genannten 

Durchführungsrechtsakte benötigt, so wird 

abweichend von Artikel 82 ein solcher 

Pass ausgestellt, wenn die gemäß 

Artikel 47 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Nr. …/….+ in Bezug auf die Verbringung 

der betreffenden Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen 

Gegenstände durchgeführten Prüfungen 

und Kontrollen zufriedenstellend 

abgeschlossen wurden und ergeben haben, 

dass die betreffenden Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen 

Gegenstände die grundlegenden 

Anforderungen für die Ausstellung eines 

Pflanzenpasses gemäß Artikel 80 und, 
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gegebenenfalls, Artikel 81 erfüllen. 

+ ABl.: Bitte den Verweis auf die 

Verordnung des Europäischen Parlaments 

und des Rates über amtliche Kontrollen 

und andere amtliche Tätigkeiten zur 

Gewährleistung der Anwendung des 

Lebens- und Futtermittelrechts und der 

Vorschriften über Tiergesundheit und 

Tierschutz, Pflanzengesundheit, 

Pflanzenvermehrungsmaterial und 

Pflanzenschutzmittel sowie zur Änderung 

der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, 

(EG) Nr. 1829/2003, (EG) Nr. 1831/2003, 

(EG) Nr. 1/2005, (EG) Nr. 396/2005, (EG) 

Nr. 834/2007, (EG) Nr. 1099/2009, (EG) 

Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) 

Nr. 1151/2012 und (EU) Nr. [….]/2013 

sowie der Richtlinien 98/58/EG, 

1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG, 

2008/120/EG und 2009/128/EG  

(Verordnung über amtliche Kontrollen) 

einfügen. 

 

+ ABl.: Bitte den Verweis auf die 

Verordnung des Europäischen Parlaments 

und des Rates über amtliche Kontrollen 

und andere amtliche Tätigkeiten zur 

Gewährleistung der Anwendung des 

Lebens- und Futtermittelrechts und der 

Vorschriften über Tiergesundheit und 

Tierschutz, Pflanzengesundheit, 

Pflanzenvermehrungsmaterial und 

Pflanzenschutzmittel sowie zur Änderung 

der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, 

(EG) Nr. 1829/2003, (EG) Nr. 1831/2003, 

(EG) Nr. 1/2005, (EG) Nr. 396/2005, (EG) 

Nr. 834/2007, (EG) Nr. 1099/2009, (EG) 

Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) 

Nr. 1151/2012 und (EU) Nr. [….]/2013 

sowie der Richtlinien 98/58/EG, 

1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG, 

2008/120/EG und 2009/128/EG  

(Verordnung über amtliche Kontrollen) 

einfügen. 

Begründung 

Zur Vermeidung von Schlupflöchern bei der Einfuhr von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder 

sonstigen Gegenständen aus einem Drittland in die EU und der anschließenden Verbringung 

innerhalb der EU dürfen Pflanzengesundheitszeugnisse nur dann durch Pflanzenpässe ersetzt 

werden, wenn die Grenzkontrollen zufriedenstellend abgeschlossen wurden und ergeben 

haben, dass die fraglichen Waren die Voraussetzungen für die Ausstellung eines 

Pflanzenpasses erfüllen (z. B. kein Befall mit Quarantäneschädlingen, Erfüllung spezieller 

Einfuhrbestimmungen usw.)   

 

Änderungsantrag 113 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 95 – Absatz 6 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 6a. Die Kommission konsultiert die 

Beratende Gruppe für die 

Lebensmittelkette sowie für Tier- und 

Pflanzengesundheit, die gemäß Beschluss 

2004/613/EG1 der Kommission 

eingerichtet wurde. Diese Gruppe leistet 
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Zuarbeit bei der Ausarbeitung von 

Durchführungsrechtsakten und 

delegierten Rechtsakten. 

 1 Beschluss der Kommission vom 

6. August 2004 über die Einsetzung einer 

Beratenden Gruppe für die 

Lebensmittelkette sowie für Tier- und 

Pflanzengesundheit (ABl. L 275, 

25.8.2004, S. 17). 

Begründung 

Die Kommission konsultiert die Beratende Gruppe für die Lebensmittelkette sowie für Tier- 

und Pflanzengesundheit bei der Ausarbeitung von Durchführungsrechtsakten und delegierten 

Rechtsakten. Dies ermöglicht einen offenen Dialog und gewährleistet die Mitwirkung 

maßgeblicher Interessenträger der EU an der Festlegung detaillierterer Rechtsvorschriften. 

 

Änderungsantrag 114 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 96 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Bescheinigung vor der Ausfuhr wird 

auf Ersuchen des Unternehmers von dem 

Mitgliedstaat ausgestellt, in dem die 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 

sonstigen Gegenstände angebaut bzw. 

erzeugt und verarbeitet wurden, solange 

diese Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 

sonstigen Gegenstände auf dem 

Betriebsgelände des betreffenden 

Unternehmers verbleiben. 

3. Die Bescheinigung vor der Ausfuhr wird 

auf Ersuchen des Unternehmers von dem 

Mitgliedstaat oder einem gemäß Artikel 84 

ermächtigten Unternehmer ausgestellt, in 

dem die Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

oder sonstigen Gegenstände angebaut bzw. 

erzeugt und verarbeitet wurden, solange 

diese Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 

sonstigen Gegenstände auf dem 

Betriebsgelände des betreffenden 

Unternehmers verbleiben. 

Begründung 

Die für die Ausstellung von Pflanzenpässen unter behördlicher Aufsicht erforderlichen 

Fachkenntnisse sind dieselben wie die für die Ausstellung von Bescheinigungen vor der 

Ausfuhr. Daher sollten beide Tätigkeiten in der Verordnung aus Gründen der Einheitlichkeit 

und Kostenersparnis gleich behandelt werden. 

 

Änderungsantrag 115 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Artikel 97 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission richtet ein elektronisches 

System ein, mit dem die Mitgliedstaaten 

Meldungen übermitteln können. 

Die Kommission richtet ein elektronisches 

System ein, mit dem die Mitgliedstaaten 

Meldungen übermitteln und 

gegebenenfalls Unternehmer informieren 

können. 

 

Änderungsantrag 116 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 98 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Befugnisse gemäß Artikel 1 

Absatz 2, Artikel 7 Absätze 1 und 2, 

Artikel 8 Absatz 6, Artikel 11 Absatz 3, 

Artikel 20, Artikel 22 Absatz 3, Artikel 25 

Absatz 4, Artikel 30, Artikel 32 Absatz 4, 

Artikel 34 Absatz 1, Artikel 38, Artikel 44 

Absatz 2, Artikel 45 Absatz 3, Artikel 46 

Absatz 6, Artikel 48, Artikel 61 Absatz 3, 

Artikel 67 Absatz 4, Artikel 71 Absatz 4, 

Artikel 76, Artikel 78 Absatz 4, Artikel 82 

Absatz 4, Artikel 84 Absatz 2, Artikel 86 

Absatz 3, Artikel 91 Absatz 2, Artikel 92 

Absätze 1 und 3, Artikel 93 Absatz 1, 

Artikel 94 Absatz 4, Artikel 95 Absatz 5 

und Artikel 96 Absatz 5 werden der 

Kommission ab dem …* auf unbestimmte 

Zeit übertragen. 

2. Die Befugnisse gemäß Artikel 1 

Absatz 2, Artikel 5 Absatz 2, Artikel 6 

Absatz 2, Artikel 7 Absätze 1 und 2, 

Artikel 8 Absatz 6, Artikel 11 Absatz 3, 

Artikel 20, Artikel 22 Absatz 3, Artikel 25 

Absatz 4, Artikel 27, Artikel 30, Artikel 32 

Absatz 4, Artikel 34 Absatz 1, Artikel 37 

Absatz 2, Artikel 38, Artikel 44 Absatz 2, 

Artikel 45 Absatz 3, Artikel 46 Absatz 6, 

Artikel 48, Artikel 61 Absatz 3, Artikel 67 

Absatz 4, Artikel 71 Absatz 4, Artikel 76, 

Artikel 78 Absatz 4, Artikel 82 Absatz 4, 

Artikel 84 Absatz 2, Artikel 86 Absatz 3, 

Artikel 91 Absatz 2, Artikel 92 Absätze 1 

und 3, Artikel 93 Absatz 1, Artikel 94 

Absatz 4, Artikel 95 Absatz 5 und 

Artikel 96 Absatz 5 werden der 

Kommission ab dem …* für einen 

Zeitraum von fünf Jahren übertragen. Die 

Befugnisübertragung verlängert sich 

stillschweigend um Zeiträume gleicher 

Länge, es sei denn, das Europäische 

Parlament oder der Rat widersprechen 

einer solchen Verlängerung.  

* ABl.: Datum des Inkrafttretens dieser 

Verordnung. 

* ABl.: Bitte das Datum des Inkrafttretens 

dieser Verordnung einfügen.  
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Begründung 

Dieser Änderungsantrag hängt mit den Änderungen an den Artikeln 5, 6, 27 und 37 

zusammen. 

 

Änderungsantrag 117 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 98 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Befugnisübertragung gemäß 

Artikel 1 Absatz 2, Artikel 7 Absätze 1 und 

2, Artikel 8 Absatz 6, Artikel 11 Absatz 3, 

Artikel 20, Artikel 22 Absatz 3, Artikel 25 

Absatz 4, Artikel 30, Artikel 32 Absatz 4, 

Artikel 34 Absatz 1, Artikel 38, Artikel 44 

Absatz 2, Artikel 45 Absatz 3, Artikel 46 

Absatz 6, Artikel 48, Artikel 61 Absatz 3, 

Artikel 67 Absatz 4, Artikel 71 Absatz 4, 

Artikel 76, Artikel 78 Absatz 4, Artikel 82 

Absatz 4, Artikel 84 Absatz 2, Artikel 86 

Absatz 3, Artikel 91 Absatz 2, Artikel 92 

Absätze 1 und 3, Artikel 93 Absatz 1, 

Artikel 94 Absatz 4, Artikel 95 Absatz 5 

und Artikel 96 Absatz 5 kann vom 

Europäischen Parlament und vom Rat 

jederzeit widerrufen werden. Der 

Beschluss über den Widerruf beendet die 

Übertragung der in diesem Beschluss 

angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 

nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 

der Europäischen Union oder zu einem im 

Beschluss über den Widerruf angegebenen 

späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 

von delegierten Rechtsakten, die bereits in 

Kraft sind, wird von dem Beschluss über 

den Widerruf nicht berührt. 

3. Die Befugnisübertragung gemäß 

Artikel 1 Absatz 2, Artikel 5 Absatz 2, 

Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 Absätze 1 und 

2, Artikel 8 Absatz 6, Artikel 11 Absatz 3, 

Artikel 20, Artikel 22 Absatz 3, Artikel 25 

Absatz 4, Artikel 27, Artikel 30, Artikel 32 

Absatz 4, Artikel 34 Absatz 1, Artikel 37 

Absatz 2, Artikel 38, Artikel 44 Absatz 2, 

Artikel 45 Absatz 3, Artikel 46 Absatz 6, 

Artikel 48, Artikel 61 Absatz 3, Artikel 67 

Absatz 4, Artikel 71 Absatz 4, Artikel 76, 

Artikel 78 Absatz 4, Artikel 82 Absatz 4, 

Artikel 84 Absatz 2, Artikel 86 Absatz 3, 

Artikel 91 Absatz 2, Artikel 92 Absätze 1 

und 3, Artikel 93 Absatz 1, Artikel 94 

Absatz 4, Artikel 95 Absatz 5 und 

Artikel 96 Absatz 5 kann vom 

Europäischen Parlament und vom Rat 

jederzeit widerrufen werden. Der 

Beschluss über den Widerruf beendet die 

Übertragung der in diesem Beschluss 

angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 

nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 

der Europäischen Union oder zu einem im 

Beschluss über den Widerruf angegebenen 

späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 

von delegierten Rechtsakten, die bereits in 

Kraft sind, wird von dem Beschluss über 

den Widerruf nicht berührt. 

Begründung 

Dieser Änderungsantrag hängt mit den Änderungen an den Artikeln 5, 6, 27 und 37 

zusammen. 
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Änderungsantrag 118 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 98 – Absatz 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 5a. Vier Jahre nach dem …* legt die 

Kommission dem 

Europäischen Parlament und dem Rat 

einen Bericht über die Anwendung der in 

Absatz 2 genannten Befugnisübertragung 

vor. 

 * ABl.: Bitte das Datum des Inkrafttretens 

dieser Verordnung einfügen. 

 

Änderungsantrag 119 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 98 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 98a 

 Dringlichkeitsverfahren 

 Delegierte Rechtsakte, die nach diesem 

Artikel erlassen werden, treten umgehend 

in Kraft und sind anwendbar, solange 

keine Einwände gemäß Absatz 2 erhoben 

werden. Bei der Übermittlung eines 

delegierten Rechtsakts an das 

Europäische Parlament und den Rat 

werden die Gründe für die Anwendung 

des Dringlichkeitsverfahrens angegeben. 

 Das Europäische Parlament oder der Rat 

können gemäß dem Verfahren des 

Artikels 98 Absatz 5 Einwände gegen 

einen delegierten Rechtsakt erheben. In 

diesem Fall hebt die Kommission den 

Rechtsakt umgehend nach der 

Übermittlung des Beschlusses des 

Europäischen Parlaments oder des Rates, 

Einwände zu erheben, auf. 
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Begründung 

Im Dringlichkeitsfall treten delegierte Rechtsakte unmittelbar nach ihrer Annahme in Kraft. 

Dies könnte zum Beispiel erforderlich sein, wenn im Falle eines ernsten 

Pflanzengesundheitsrisikos ein bestimmter Unionsquarantäneschädling als prioritärer 

Schädling (Artikel 6 Absatz 2) in die Liste aufgenommen werden muss. 

 

Änderungsantrag 120 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 100 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Mitgliedstaaten legen die Regeln für 

Sanktionen bei Verstößen gegen diese 

Verordnung fest und treffen alle 

erforderlichen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass sie durchgeführt 

werden. Die Sanktionen müssen wirksam, 

verhältnismäßig und abschreckend sein. 

Die Mitgliedstaaten legen die Regeln für 

Sanktionen bei Verstößen gegen diese 

Verordnung fest und treffen alle 

erforderlichen Maßnahmen, um 

sicherzustellen, dass sie durchgeführt 

werden. Die Sanktionen müssen wirksam, 

verhältnismäßig in Bezug auf den im 

gesamten Hoheitsgebiet der Union 

verursachten finanziellen Verlust und den 

Schaden für die Pflanzengesundheit und 

abschreckend sein. 

 

Änderungsantrag 121 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Absatz 1 – Nummer 2 

Verordnung (EU) […]/2013 

Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) Maßnahmen zur sofortigen Tilgung 

gebietsfremder Arten in einer frühen 

Phase der Invasion, die von einem 

Mitgliedstaat gemäß Artikel 15 der 

Verordnung (EU) Nr. […]/2104 des 

Europäischen Parlaments und des Rates* 

ergriffen werden, 

 _______________ 

 * Verordnung (EU) Nr. […]/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 



 

PE522.767v02-00 80/197 RR\1021316DE.doc 

DE 

vom … über die Prävention und die 

Kontrolle der Einbringung und 

Verbreitung invasiver gebietsfremder 

Arten (ABl. …, …, …). 

Begründung 

Um die Verordnung über die Verwaltung der Ausgaben an den am 9. September 2013 

veröffentlichten Vorschlag für eine Verordnung über invasive gebietsfremde Arten 

anzupassen, sollten von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 15 des genannten Vorschlags 

ergriffene Maßnahmen zur sofortigen Tilgung gebietsfremder Arten in einer frühen Phase der 

Invasion zur Kofinanzierung durch die EU berechtigt sein. Vgl. Begründung des 

Änderungsantrags zu Artikel 102 Absatz 2 Buchstabe a. 

 

Änderungsantrag 122 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Absatz 1 – Nummer 3 – Buchstabe a 

Verordnung (EU) […]/2013 

Artikel 18 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) sie betreffen lebende Exemplare von 

Arten, Unterarten oder eines niedrigeren 

Taxons von Pflanzen, Pilzen oder 

Mikroorganismen, die im Falle einer 

Verbringung in das Gebiet der Union 

negative Auswirkungen auf die 

Pflanzengesundheit haben können und 

durch Maßnahmen zur frühzeitigen 

Tilgung gemäß Artikel 15 der Verordnung 

(EU) Nr. […]/2014* abgedeckt sind.  

 ______________ 

 *ABl.: Bitte die Nummer der Verordnung 

(EU) Nr.[...]/2014 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über die 

Prävention und die Kontrolle der 

Einbringung und Verbreitung invasiver 

gebietsfremder Arten einfügen. 

Begründung 

Die Verordnung über die Verwaltung der Ausgaben sollte an den Vorschlag für eine 

Verordnung über invasive gebietsfremde Arten angepasst werden. Von den Mitgliedstaaten 

ergriffene Maßnahmen zur Tilgung gebietsfremder Arten in einer frühen Phase der Invasion 
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sollten unter bestimmten Bedingungen zur Kofinanzierung durch die EU berechtigt sein. Auch 

die Kosten der Entschädigung von Unternehmern für den Wert von Pflanzen, die durch 

Tilgungsmaßnahmen in einer frühen Phase der Invasion vernichtet wurden, sollten für eine 

Kofinanzierung in Betracht kommen.  

 

Änderungsantrag 123 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Nummer 4 – Buchstabe a 

Verordnung (EU) […]/2013 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe c b (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (cb) Kosten der Mitgliedstaaten für die 

Entschädigung der Unternehmer gemäß 

Artikel 2 Absatz 7 Buchstaben a, b und c 

der Verordnung (EU) Nr. […]/2014*  des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

über Maßnahmen zum Schutz vor 

Pflanzenschädlingen* für den Wert der 

vernichteten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen 

Gegenstände, für die die Maßnahmen zur 

sofortigen Tilgung in einer frühen Phase 

der Invasion gemäß Artikel 15 der 

Verordnung (EU) Nr. […]/[…]** gelten. 

 _____________________________ 

 * Verordnung (EU) Nr. …/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom … über Maßnahmen zum Schutz vor 

Pflanzenschädlingen (ABl. L, ..., ...). 

 **ABl.: Bitte die Nummer der Verordnung 

(EU) Nr. [...]/2014 des Europäischen 

Parlaments und des Rates über die 

Prävention und die Kontrolle der 

Einbringung und Verbreitung invasiver 

gebietsfremder Arten einfügen. 

Begründung 

Der Verweis muss korrigiert werden (vgl. andere Änderungsanträge). 

 



 

PE522.767v02-00 82/197 RR\1021316DE.doc 

DE 

Änderungsantrag 124 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Nummer 4 – Buchstabe a 

Verordnung (EU) […]/2013 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe c c (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (cc) Kosten für die Entschädigung der 

Unternehmer gemäß Artikel 2 Absatz 7 

Buchstaben a, b und c der Verordnung 

(EU) Nr. […]/[…]* für die Durchführung 

von Maßnahmen zur Verbesserung der 

Biosicherheit, die für den Schutz des 

Gebiets der Union vor prioritären 

Schädlingen entscheidend sind. 

 _____________________________ 

 * ABl.: Bitte die Nummer der Verordnung 

(EU) Nr.[...]/2014 des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom … über 

Maßnahmen zum Schutz vor 

Pflanzenschädlingen einfügen.  

Begründung 

Unternehmer sollten eine Entschädigung für die Durchführung von Maßnahmen zur 

Verbesserung der Biosicherheit erhalten, die für eine frühzeitige Reaktion auf prioritäre 

Schädlinge entscheidend sind. 

 

Änderungsantrag 125 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe c 

Verordnung (EU) […]/2013 

Artikel 19 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Folgender Unterabsatz 2 wird angefügt: (c) Folgender Unterabsatz 2 wird angefügt: 

„Für die Zwecke von Unterabsatz 1 

Buchstabe ca darf die Entschädigung nicht 

den Marktwert der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen 

Gegenstände unmittelbar vor ihrer 

Vernichtung übersteigen, und der 

„Für die Zwecke von Unterabsatz 1 

Buchstaben ca, cb und cc darf die 

Entschädigung nicht den Marktwert der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 

sonstigen Gegenstände unmittelbar vor 

ihrer Vernichtung übersteigen, und der 
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Rückgewinnungswert ist gegebenenfalls 

von der Entschädigung abzuziehen.“ 

Rückgewinnungswert ist gegebenenfalls 

von der Entschädigung abzuziehen.“ 

Begründung 

Unternehmer sollten eine Entschädigung für die Durchführung von Maßnahmen zur 

Verbesserung der Biosicherheit erhalten, die für eine frühzeitige Reaktion auf prioritäre 

Schädlinge entscheidend sind. 

 

Änderungsantrag 126 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Anhang Ia 

 Liste der Unionsquarantäneschädlinge 

gemäß Artikel 5 

 SCHADORGANISMEN, DEREN 

AUFTRETEN NIRGENDS IN DER 

GEMEINSCHAFT FESTGESTELLT 

WURDE UND DIE FÜR DIE GESAMTE 

GEMEINSCHAFT VON BELANG SIND 

 a) Insekten, Milben und Nematoden in 

allen Entwicklungsstadien 

 Acleris spp. (außereuropäische Arten) 

 Aculops fuchsiae Keifer 

 Agrilus planipennis Fairmaire 

 Aleurochantus spp. 

 Amauromyza maculosa (Malloch) 

 Anomala orientalis Waterhouse 

 Anoplophora chinensis (Thomson) 

 Anoplophora glabripennis (Motschulsky) 

 Anoplophora malasiaca (Forster) 

 Anthonomus bisignifer (Schenkling) 

 Anthonomus signatus (Say) 

 Aonidiella citrina Coquillet 

 Aphelenchoïdes besseyi Christie  
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 Arrhenodes minutus Drury 

 Aschistonyx eppoi Inouye 

 Bemisia tabaci Genn. (außereuropäische 

Populationen) als Vektor folgender Viren: 

 a) Bean golden mosaic virus 

 b) Cowpea mild mottle virus 

 c) Lettuce infectious yellows virus 

 d) Pepper mild tigré virus 

 e) Squash leaf curl virus 

 f) Euphorbia mosaic virus 

 g) Florida tomato virus 

 Bursaphelenchus xylophilus (Steiner et 

Buher) Nickle u. a. 

 Carposina niponensis Walsingham 

 Cicadellidae (außereuropäische Arten), 

bekanntlich Vektor für Pierce's disease 

(verursacht durch Xylella fastidiosa), wie 

 (a) Carneocephala fulgida Nottingham 

 (b) Draeculacephala minerva Bali 

 (c) Graphocephala atropunctata 

(Signoret) 

 Choristoneura spp. (außereuropäische 

Arten) 

 Conotrachelus nenuphar (Herbst) 

 Dendrolimus sibiricus Tschetverikov 

 Diabrotica barberi Smith & Lawrence 

 Diabrotica undecimpunctata howardi 

Barber 

 Diabrotica undecimpunctata 

undecimpunctata Mannerheim 

 Diabrotica virgifera zeae Krysan & Smith 

 Diaphorina citri Kuway 

 Enarmonia packardi (Zeller) 

 Enarmonia prunivora Walsh 

 Eotetranychus lewisi McGregor 

 Grapholita inopinata Heinrich 
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 Heliothis zea (Boddie) 

 Hirschmanniella spp., mit Ausnahme von 

Hirschmanniella gracilis (de Man) Luc & 

Goodey 

 Hishimonus phycitis 

 Leucaspis japonica Ckll. 

 Liriomyza sativae Blanchard 

 Listronotus bonariensis (Kuschel) 

 Longidorus diadecturus Eveleigh et Allen 

 Margarodes, außereuropäische Arten, wie 

a) Margarodes vitis (Phillipi) 

 Margarodes vredendalensis de Klerk c) 

Margarodes prieskeansis Jakubski 

 Monochamus spp. (außereuropäische 

Arten) 

 Myndus crudus Van Duzee 

 Nacobbus aberrans (Thorne) Thorne et 

Allen 

 Naupactus leucoloma Boheman 

 Numonia pyrivorella (Matsumura) 

 Oligonychus perditus Pritchard et Baker 

 Pissodes spp. (außereuropäische Arten) 

 Premnotrypes spp. (außereuropäische 

Arten) 

 Pseudopityophthorus minutissimus 

(Zimmermann) 

 Pseudopityophthorus pruinosus 

(Eichhoff) 

 Radopholus citrophilus Huettel Dickson 

et Kaplan 

 Rhynchophorus palmarum (L.) 

 Scaphoideus luteolus (Van Duzee) 

 Scirtothrips aurantii Faure 

 Scirtothrips dorsalis Hood 

 Scirtothrips citri (Moultex) 

 Scolytidae spp. (außereuropäische 

Populationen). bekannt sind. 
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 Scrobipalpopsis solanivora Povolny 

 Spodoptera eridania (Cramer) 

 Spodoptera frugiperda (Smith) 

 Spodoptera litura (Fabricius) 

 Tachypterellus quadrigibbus Say 

 Taxoptera citricida Kirk. 

 Thaumatotibia leucotreta 

 Thrips palmi Karny 

 Tephritidae (außereuropäische Arten) wie 

 (a) Anastrepha fraterculus (Wiedemann) 

 (b) Anastrepha ludens (Loew) 

 (c) Anastrepha obliqua Macquart 

 (d) Anastrepha suspensa (Loew) 

 (e) Dacus ciliatus Loew 

 (f) Dacus cucurbitae Coquillet 

 (g) Dacus dorsalis Hendel 

 (h) Dacus tryoni (Froggatt) 

 (i) Dacus tsunconis Miyake 

 (j) Dacus zonatus Saund 

 (k) Epochra canadensis (Loew) 

 (l) Pardalaspis cyanescens Bezzi 

 (m) Pardalaspis quinaria Bezzi 

 (n) Pterandrus rosa (Karsch) 

 (o) Rhacochlaena japonica Ito 

 (p) Rhagoletis cingulata (Loew) 

 (q) Rhagoletis completa Cresson 

 (r) Rhagoletis fausta (Osten-Sacken) 

 (s) Rhagoletis indifferens Curran 

 (t) Rhagoletis mendax Curran 

 (u) Rhagoletis pomonella Walsh 

 (v) Rhagoletis ribicola Doane 

 (w) Rhagoletis suavis (Loew) 

 Trioza erytreae Del Guercio 
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 Unaspis citri Comstock 

 Xiphinema americanum Cobb sensu lato 

(außereuropäische Populationen) 

 Xiphinema californicum Lamberti et 

Bleve-Zacheo 

 (b) Bakterien 

 Citrus greening bacterium 

 Citrus variegated chlorosis 

 Erwinia stewartii (Smith) Dye 

 Xanthomonas campestris (alle für Citrus 

pathogenen Stämme) 

 Xanthomonas campestris pv. oryzae 

(Ishiyama) Dye und pv. oryzicola (Fang. 

et al.) Dye 

 Xylella fastidiosa (Well et Raju) 

 (c) Pilze 

 Alternaria alternata (Fr.) Keissler 

(außereuropäische pathogene Isolate) 

 Anisogramma anomala (Peck) E. Müller 

 Apiosporina morbosa (Schwein.) v. Arx 

 Atropellis spp. 

 Ceratocystis fagacearum (Bretz) Hunt 

 Ceratocystis virescens (Davidson) Moreau 

 Cercoseptoria pini-densifloae (Hori et 

Nambu) Deighton 

 Cercospora angolensis Carv. et Mendes 

 Ciborinia camelliae Kohn 

 Chrysomyxa arctostaphyli Dietel 

 Cronartium spp. (außereuropäische 

Arten) 

 Diaporthe vaccinii Shaer 

 Endocronartium spp. (außereuropäische 

Arten) 

 Elsinoe spp. Bitanc. et Jenk. Mendes 

 Fusarium oxysporum f. sp. albedinis 

(Kilian et Maire) Gordon 
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 Guignardia citricarpa Kiely (alle für 

Citrus pathogenen Stämme) 

 Guignardia laricina (Saw.) Yamamoto et 

Ito 

 Guignardia piricola (Nosa) Yamamoto 

 Gymnosporangium spp. 

(außereuropäische Arten) 

 Inonotus weiril (Murril) Kotlaba et 

Pouzar 

 Melampsora farlowii (Arthur) Davis 

 Monilinia fructiola (Winter) Honey 

 Mycosphaerella larici-leptolepis Ito et al. 

 Mycosphaerella populorum G. E. 

Thompson 

 Phoma andina Turkensteen 

 Phyllosticta solitaria Ell. et Ev. 

 Puccinia pittieriana Hennings 

 Septoria lycopersici Speg. var. malagutii 

Ciccarone et Boerema 

 Scirrhia acicola (Dearn.) Siggers 

 Stegophora ulmea (Schweinitz: Fries) 

Sydow & Sydow 

 Thecaphora solani Barrus 

 Tilletia indica Mitra 

 Trechispora brinkmannii (Bresad.) 

Rogers 

 Venturia nashicola Tanaka et Yamamoto 

 (d) Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger 

 Elm phlöem necresis mycoplasm 

 Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger der Kartoffel wie 

 (a) Andean potato latent virus 

 (b) Andean potato mottle virus 

 (c) Arracacha virus B, oca strain 

 (d) Potato black ringspot virus 
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 (e) Potato spindle tuber viroid 

 (f) Potato virus T 

 (g) außereuropäische Isolate der 

Kartoffelviren A, M, S, V, X und Y 

(einschließlich Y o, Y n und Y e), und 

Potato leafroll virus 

 Tobacco ringspot virus 

 Tomato ringspot virus 

 Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger von Cydonia Mill., 

Fragaria L., Malus Mill., Prunus L., 

Pyrus L., Ribes L., Rubus L. und Vitis L. 

wie 

 (a) Blueberry leaf mottle virus 

 (b) Cherry rasp leaf virus (americano) 

 (c) Peach mosaic virus (americano) 

 (d) Peach phony rickettsia 

 (e) Peach rosette mosaic virus 

 (f) Peach rosette mycoplasm 

 (g) Peach X-disease mycoplasm 

 (h) Peach yellows mycoplasm 

 (i) Plum line pattern virus (americano) 

 (j) Raspberry leaf curl virus (americano) 

 (k) Strawberry latent C virus 

 (l) Strawberry vein banding virus 

 (m) Strawberry witches’ broom 

mycoplasm 

 (n) außereuropäische Viren und 

virusähnliche Krankheitserreger von 

Cydonia Mill., Fragaria L., Malus Mill., 

Prunus L., Pyrus L., Ribes L., Rubus L. 

und Vitis L. 

 Durch Bemisia tabaci Genn. übertragene 

Viren, wie 

 (a) Bean golden mosaic virus 

 (b) Cowpea mild mottle virus 

 (c) Lettuce infectious yellows virus 
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 (d) Pepper mild tigré virus 

 (e) Squash leaf curl virus 

 (f) Euphorbia mosaic virus 

 (g) Florida tomato virus 

 Beet curly top virus (außereuropäische 

Stämme) 

 Black raspberry latent virus 

 Blight y análogos 

 Cadang-Cadang viroid 

 Cherry leafroll virus  

 Chrysanthemum stem necrosis virus 

 Citrus mosaic virus 

 Citrus tristeza virus (außereuropäische 

Stämme) 

 Leprosis 

 Little cherry pathogen (außereuropäische 

Stämme) 

 Naturally spreading psorosis 

 Palm lethal yellowing mycoplasm 

 Prunus necrotic ringspot virus  

 Satsuma dwarf virus 

 Tatter leaf virus 

 Witches’ broom (MLO) 

 e) Parasitäre Pflanzen 

 Arceuthobium spp. (außereuropäische 

Arten) 

 SCHADORGANISMEN, DEREN 

AUFTRETEN IN DER 

GEMEINSCHAFT FESTGESTELLT 

WURDE UND DIE FÜR DAS 

GESAMTE GEMEINSCHAFTSGEBIET 

VON BELANG SIND 

 (a) Insekten, Milben und Nematoden in 

allen Entwicklungsstadien 

 Diabrotica virgifera virgifera Le Conte 

 Globodera pallida (Stone) Behrens 
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 Globodera rostochiensis (Wollenweber) 

Behrens 

 Meloidogyne chitwoodi Golden et al. (alle 

Populationen) 

 Meloidogyne fallax Karssen 

 Opogona sacchari (Bojer) 

 Popillia japonica Newman 

 Rhizoecus hibisci Kawai & Takagi 

 Spodoptera littoralis (Boisduval) 

 (b) Bakterien 

 Clavibacter michiganensi (Smith) Davis et 

al. ssp. sepedonicus (Spieckermann et 

Kotthoff) Davis et al. 

 Pseudomonas solanacearum (Smith) 

Smith 

 (c) Pilze 

 Melampsora medusae Thümen 

 Synchytrium endobioticum (Schilhersky) 

Percival 

 (d) Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger 

 Apple proliferation mycoplasm 

 Apricot chlorotic leafroll mycoplasm 

 Pear decline mycoplasm 

 (e) sonstige 

 Pomacea spp. 

Begründung 

Diese Liste umfasst auch die in Anhang I Teil A sowie Anhang II Teil A Kapitel I der 

Richtlinie 2000/29/EG aufgeführten Schädlinge. 

 

Änderungsantrag 127 

Vorschlag für eine Verordnung 

Annex I b (new) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ANHANG I B 

 Liste der prioritären Schädlinge auf dem 

Gebiet der Union gemäß Artikel 6 

Absatz 2 

 (a) Insekten, Milben und Nematoden in 

allen Entwicklungsstadien 

 Anoplophora chinensis (Thomson) 

 Anoplophora glabripennis (Motschulsky) 

 Bursaphelenchus xylophilus (Steiner et 

Buher) Nickle u. a. 

 Cicadellidae (außereuropäische Arten), 

bekanntlich Träger von Pierce's disease 

(verursacht durch Xylella fastidiosa), wie 

 (a) Carneocephala fulgida Nottingham 

 (b) Draeculacephala minerva Ball 

 (c) Graphocephala atropunctata 

(Signoret) 

 Diaphorina citri Kuway 

 Paysandisia archon 

 Pistosia dactyliferae 

 Rhynchophorus ferrugineus 

 Thaumatotibia leucotreta 

 Trioza erytreae Del Guercio 

 (b) Bakterien 

 Citrus greening bacterium 

 Pseudomonas solanacearum (Smith) 

Smith 

 Pseudomonas syringae 

 Xanthomonas campestris (alle für Citrus 

pathogenen Stämme) 

 Xanthomonas campestris pv. oryzae 

(Ishiyama) Dye and pv. oryzicola (Fang. 

et al.) Dye 

 Xylella fastidiosa (Well et Raju) 

 (c) Pilze 
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 Elsinoe spp. Bitanc. et Jenk. Mendes 

 gibberella circinata 

 Guignardia citricarpa Kiely (todas las 

cepas patógenas para Citrus) 

 Hypoxylon mammatum 

 Phythoptora ramorum 

 Trechispora brinkmannii (Bresad.) 

Rogers 

 Venturia nashicola Tanaka et Yamamoto 

 (d) Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger 

 Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger der Kartoffel wie 

 (a) Andean potato latent virus 

 (b) Andean potato mottle virus 

 (c) Arracacha virus B, oca strain 

 (d) Potato black ringspot virus 

 (e) Potato spindle tuber viroid 

 (f) Potato virus T 

 (g) außereuropäische Isolate der 

Kartoffelviren A, M, S, V, X und Y 

(einschließlich Yo, Yn und Ye) sowie 

Potato leafroll virus 

 Grapevine flavescence dorée MLO 

 (e) andere 

 Pomacea spp. 

Begründung 

Die EU sollte den Mitgliedstaaten nahelegen, globale Strategien zur Bekämpfung von 

Palmenschädlingen (Rhynchophorus ferrugineus, Paysandisia archon, Pistosia dactyliferae) 

auszuarbeiten und zu koordinieren. Diese Schädlinge müssen in die Liste prioritärer 

Organismen aufgenommen werden. 

 

Änderungsantrag 128 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I c (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Anhang Ic 

 Liste der Qualitätsschädlinge gemäß 

Artikel 36  

 INSEKTEN  

 Acanthoscelides obtectus Sag. 

 Pelargonium flower break carmovirus 

 Aceria essigi. 

 Aculops fockeui. 

 Agromyzidae 

 Aleurodidae, insbesondere Bemisia tabaci 

 Aleurothrixus floccosus (Mashell) 

 Anarsia lineatella. 

 Aphelenchoides spp. 

 Blastophaga spp. 

 Bruchus affinis Froel. 

 Bruchus atomarius L. 

 Bruchus pisorum L. 

 Bruchus rufimanus Boh. 

 Cacoecimorpha pronubana 

 Cecidophyopsis ribis. 

 Circulifer haematoceps 

 Circulifer tenellus 

 Schildläuse, insbesondere: Epidiaspis 

leperii, Pseudaulacaspis pentagona, 

Quadraspidiotus perniciosus. 

 Daktulosphaira vitifoliae (Fitch) 

 Diarthronomia chrysanthemi 

 Ditylenchus destructor Thorne 

 Ditylenchus dipsaci 

 Epichoristodes acerbella 

 Epidiaspis leperii. 

 Eriophis avellanae. 
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 Eriophyes similis. 

 Eriosoma lanigerum 

 Eumerus spp. 

 Eusophera pinguis. 

 Eutetranychus orientalis Klein 

 Helicoverpa armigera (Hübner) 

 Lepidoptera 

 Liriomyza huidobrensis (Blanchard) 

 Liriomyza trifolii (Burgess) 

 Meloidogyne spp. 

 Merodon equestris 

 Myzus ornatus 

 Otiorrhynchus sulcatus 

 Parabemisia myricae (Kuwana) 

 Parabemisia, myricae (Kuwana). 

 Parasaissetia nigra (Nietner) 

 Paysandisia archon (Burmeister) 

 Pratylenchus penetrans 

 Pratylenchus spp. 

 Pseudaulacaspis pentagona. 

 Quadraspidiotus perniciosus 

 Quadraspidiotus perniciosus 

 Radopholus similis (Cobb) Thorne 

 Rhizoglyphidae 

 Rhyacionia buoliana 

 Rhyzoglyphus spp. 

 Rotylenchus robustus 

 Salssetia oleae. 

 Sciara 

 Tarsonemidae 

 Tarsonemidae. 

 Tetranychus urticae 

 Thysanoptera 
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 Tylenchulus semipenetrans 

 Pelargonium line pattern virus 

 BAKTERIEN 

 Agrobacterium rhizogenes. 

 Agrobacterium tumefaciens. 

 Agrobacterium tumefaciens 

 Clavibacter michiganensis spp. insidiosus 

(McCulloch) Davis et al. 

 Clavibacter michiganensis spp. 

michiganensis (Smith) Davis et al 

 Corynebacterium sepedonicum 

 Erwinia amylovora (Burr.) Winsi. et al 

 Erwinia carotovora subsp. Carotovora 

 Erwinia chrysanthemi 

 Pseudomonas caryophylli (Burkholder) 

Starr et Burkholder 

 Pseudomonas marginata 

 Pseudomonas solanacearum. 

 Pseudomonas syringae pv. glycinea 

 Pseudomonas syringae pv. mors 

prunorum. 

 Pseudomonas syringae pv. persicae 

(Prunier et al.) Young et al 

 Pseudomonas syringae pv. savastanoi. 

 Psudomonas syringae pv. syringae 

 Rhodococcus fascians 

 Xanthomonas campestris pv. Begoniae 

 Xanthomonas campestris pv. corylina. 

 Xanthomonas campestris pv. juglandi. 

 Xanthomonas campestris pv. Pelargonii 

 Xanthomonas campestris pv. pruni 

(Smith) Dye 

 Xanthomonas campestris pv.phaseoli 

(Smith) Dye 

 Xanthomonas campestris pv.vesicatoria 

(Doidge) Dye 
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 Xanthomonas fragariae Kennedy et King 

 Xylophilus ampelinus Vitis 

(Panagopoulos) Willems et al 

 PILZE 

 Stengelfäuleerreger (Botrytis spp., 

Pythium spp.) 

 Fusarium oxisporum f. sp. lilii 

 Fusarium oxisporum sp. gladioli 

 Rhizoctonia spp. 

 Alternaria dianthicola 

 Armillariella mellea 

 Ceratocystis fimbriata f. sp. platani Walter 

 Chondrostereum purpureum 

 Claviceps purpurea 

 Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr 

 Curvularia trifolii 

 Cylindrocarpon destructans 

 Diaporthe phaseolorum var. caulivora et 

var. sojae 

 Didymella applanata. 

 Didymella ligulicola (Baker, Dimock et 

Davis) v. Arx 

 Exosporium palmivorum 

 Fusarium fujikuroi 

 Fusarium oxisporum f. sp. dianthi 

 Fusarium oxisporum sp. chrysanthemi 

 Fusarium oxysporum f. sp. narcissi 

 Fusarium spp. 

 Gliocladium wermoeseni 

 Graphiola phoenicis 

 Helminthosporium 

 Lophodermium seditiosum 

 Mycosphaerella dianthi 

 Nectria galligena 
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 Mehltau 

 Penicillium gladioli 

 Peronospora rubi. 

 Pestalozzia Phoenicis 

 Phialophora cinerescens (Wollenweber) 

van Beyma 

 Phialophora gregata 

 Phoma tracheiphila (Petri) Kanchaveli et 

Gikashvili 

 Phyllactinia guttata. 

 Phytophthora cactorum. 

 Phytophthora fragariae var. rubi. 

 Phytophthora spp. 

 Plasmopara halstedii (Farlow) Berl. et de 

Toni 

 Stengelfäule: Fusarium spp. und Pythium 

 Puccinia chrysanthemi 

 Puccinia horiana Hennings 

 Puccinia pelargonii zonalis 

 Pythium spp. 

 Rhizoctonia spp. 

 Rhizopus spp. 

 Rosellinia necatrix 

 Scirrhia pini Funk et Parker 

 Sclerotinia spp. 

 Septoria gladioli 

 Slerotium bulborum 

 Synchytrium endobioticum 

 Taphrina deformans 

 Thielaviopsis basicola 

 Tilletia 

 Urocystis gladiolicola 

 Uromyces dianthi 

 Uromyces trasversalis 
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 Ustilaginaceae, 

 Venturia spp. 

 Verticillium spp 

 VIREN UND VIRENÄHNLICHE 

KRANKHEITSERREGER 

 Narcissus white streak agent 

 Carnation mottle carmovirus 

 Carnation etched ring caulimovirus 

 Carnation necrotic fleck closterovirus 

 Aster yellow mycoplasm 

 Corky pit agent 

 Anarsia lineatella 

 Apple mosaic virus. 

 Arabis mosaic virus Fragaria 

 Beet leaf curl virus 

 Black currant infecticus variegation 

 Black currant rever. 

 Cherry leaf roll virus. 

 Chondrostereum purpureum 

 Chrysanthemum stunt viroid 

 Citrus leaf rugose. 

 Virus der Tristeza-Krankheit der Orange 

(europäische Stämme) 

 Citrus vein enation woody gall 

 Schildläuse, insbesondere: Epidiaspis 

leperii, Pseudaulacaspis pentagona, 

Quadraspidiotus perniciosus 

 Coniothyrium spp. 

 Tomato aspermy cucumovirus 

 Diplocarpon rosae 

 Krankheiten, die an Blattsprossen 

psorosis-ähnliche Symptome hervorrufen 

wie Psorosis, Ring spot, Cristacortis, 

Impietratura, Concave gum. 

 Eriosoma lanigerum 
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 Flavescencia dorada de la vid (MLO) 

 Hazel maculatura lingare MLO 

 Infectious variegation. 

 Arabis mosaic nepovirus 

 Peronospora sparsa 

 Phragmidium spp. 

 Plum pox virus 

 Potato stolbur mycoplasm 

 Prune dwarf virus. 

 Prunus necrotic ringspot virus 

 Raspberry bushy dwarf virus. 

 Raspberry leaf curl virus. 

 Raspberry ringspot virus 

 Kräuselkrankheit 

 Rosellinia necatrix 

 Citrus leaf rugose 

 Sphaeroteca pannosa 

 Spiroplasma citri Saglio. et al. 

 Strawberry crinkle virus 

 Strawberry green petal MLO. 

 Strawberry latent ringspot virus 

 Strawberry mild yellow edge virus 

 Tomato black ring virus 

 Bronzefleckenkrankheit der Tomate 

 Tomato yellow leaf curl virus 

 Pelargonium leaf curl tombusvirus 

 Tospoviren (tomato spotted wilt virus, 

Impatiens necrotic spot virus) 

 Infectious variegation 

 Venturia spp. 

 Verticillium spp. 

 Viroide wie exocortis, 

cachexiaxyloporosis 

 Lily symptomless virus 
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 Tulip breaking virus 

 Gladiolus ringspot virus (syn. Narcissus 

latent virus) 

 Narcissus yellow stripe virus 

 Chrysanthemum B mosaic virus 

 Cucumber mosaic virus 

 Tobacco rattle virus 

 Virus x del lirio 

 NEMATODEN 

 Heterodera rostochiensis 

 ANDERE SCHADORGANISMEN 

 Cyperus esculentus (Erdmandel) 

 Orobanche (parasitäre Pflanze) 

 

Änderungsantrag 129 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Abschnitt 1 – Nummer 4 – Absatz 1 – Buchstabe n a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (na) Auswirkungen auf das 

Landschaftserbe und die Touristengebiete 

Begründung 

Es ist notwendig, dass auch auf die Verschandelung der Landschaft durch Schädlinge 

hingewiesen wird. So gehören zum Beispiel Palmen zum Landschaftserbe und prägen das 

Bild von Mittelmeerregionen als Touristengebiete. Die Auswirkungen ihrer Zerstörung durch 

Schädlinge bedürfen daher einer ganzheitlichen Betrachtungsweise, bei der wirtschaftliche, 

ökologische und gesellschaftliche Gesichtspunkte, darunter auch ästhetische und kulturelle 

Aspekte, berücksichtigt werden. 

 

Änderungsantrag 130 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Abschnitt 2 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) Wirtschaftliche Folgen: Der Schädling (a) Wirtschaftliche Folgen: Der Schädling 
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hat das Potenzial, durch die in Abschnitt I 

Nummer 4 genannten direkten und 

indirekten Auswirkungen bei Kulturen, 

deren jährliche Gesamtproduktion einen 

Wert von mindestens 1 Mio. EUR 

ausmacht, erhebliche Verluste zu 

verursachen. 

hat das Potenzial, durch die in Abschnitt I 

Nummer 4 genannten direkten und 

indirekten Auswirkungen bei Kulturen im 

Hoheitsgebiet der Union erhebliche 

Verluste zu verursachen. 

Begründung 

Es gibt Schädlinge, die zwar sehr schwerwiegende Auswirkungen auf Pflanzen und Gebiete 

haben, aber keine Schäden in Höhe von mindestens 1 Mrd. EUR verursachen. Das gleiche 

Problem gibt es bei „Kulturpflanzen mit geringer Verbreitung“. 

 

Änderungsantrag 131 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Abschnitt 2 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (aa) bei Schädlingen von Sonderkulturen, 

die auf dem EU-Hoheitsgebiet auf 

weniger als 200 000 Hektar angebaut 

werden, beträgt der potenzielle Verlust 

gemessen an der jährlichen 

Gesamtproduktion der Union mindestens 

200 Mio. EUR. 

 

Änderungsantrag 132 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang III – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Aus Drittländern stammende zum 

Anpflanzen bestimmte Pflanzen gelten 

dann als Pflanzen, von denen gemäß 

Artikel 47 Absatz 1 wahrscheinlich 

Pflanzengesundheitsrisiken für das Gebiet 

der Union ausgehen, wenn diese zum 

Anpflanzen bestimmten Pflanzen 

mindestens drei der folgenden 

Bedingungen erfüllen, wobei mindestens 

eine davon eine der unter Nummer 1 

Aus Drittländern stammende zum 

Anpflanzen bestimmte Pflanzen gelten 

dann als Pflanzen, von denen gemäß 

Artikel 47 Absatz 1 wahrscheinlich 

Pflanzengesundheitsrisiken für das Gebiet 

der Union ausgehen, wenn diese zum 

Anpflanzen bestimmten Pflanzen 

mindestens eine der folgenden 

Bedingungen erfüllen: 
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Buchstaben a, b oder c genannten 

Bedingungen sein muss: 

 

Änderungsantrag 133 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang III – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe e 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(e) Sie werden vor oder während des 

Versands nicht mit generischen 

Pflanzenschutzmitteln behandelt. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 134 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang III – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(f) Sie sind im Ursprungs-Drittland nicht 

Gegenstand amtlicher Ausfuhrkontrollen 

und Bescheinigungs- bzw. 

Zertifizierungsverfahren. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 135 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt 1 – Absatz 1 – – Nummer 2 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Überwachung, visuelle 

Untersuchungen, Probenahmen und 

Labortests bei Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen zur Feststellung von 

Quarantäneschädlingen, einschließlich der 

Anwendung von Quarantäneverfahren. 

(c) Überwachung, visuelle 

Untersuchungen, Probenahmen und 

Labortests bei Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen zur Feststellung von 

Quarantäneschädlingen, einschließlich der 

Anwendung von Quarantäneverfahren und 

Inspektionen vor Versand in Drittstaaten. 
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Änderungsantrag 136 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt 2 – Absatz 1 – Nummer 5 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Maßnahmen für das Management der 

Risiken eines Schädlings sind 

gerechtfertigt, wenn sie auf den 

Ergebnissen einer geeigneten 

Risikoanalyse bzw. gegebenenfalls einer 

anderen gleichwertigen Prüfung und 

Bewertung der verfügbaren 

wissenschaftlichen Informationen beruhen. 

Diese Maßnahmen sollten sich an neuen 

oder aktualisierten Risikoanalysen bzw. 

relevanten wissenschaftlichen 

Informationen ausrichten und 

gegebenenfalls im Lichte solcher neuen 

oder aktualisierten Risikoanalysen bzw. 

relevanten wissenschaftlichen 

Informationen angepasst oder aufgehoben 

werden. 

Maßnahmen für das Management der 

Risiken eines Schädlings sind 

gerechtfertigt, wenn sie auf den 

Ergebnissen einer geeigneten 

Risikoanalyse bzw. gegebenenfalls einer 

anderen gleichwertigen von der EFSA 

beaufsichtigten Prüfung und Bewertung 

der verfügbaren wissenschaftlichen 

Informationen beruhen. Diese Maßnahmen 

sollten sich an neuen oder aktualisierten 

Risikoanalysen bzw. relevanten 

wissenschaftlichen Informationen 

ausrichten und gegebenenfalls im Lichte 

solcher neuen oder aktualisierten 

Risikoanalysen bzw. relevanten 

wissenschaftlichen Informationen 

angepasst oder aufgehoben werden. 
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BEGRÜNDUNG 

 

Der bestehende Regelungsrahmen für den Pflanzenschutz in der EU zielt darauf ab, die 

europäische Land- und Forstwirtschaft vor der Einschleppung und der Verbreitung von 

Schädlingen zu schützen. Die Richtlinie 2000/29/EG des Rates ist das wichtigste Instrument 

dieser Regelung. An dem Regelungsrahmen wird in jüngster Zeit bemängelt, dass er die 

zunehmende Einschleppung gefährlicher neuer Schädlinge nicht einzudämmen vermag, die 

durch den wachsenden Welthandel in die Europäische Union gelangen.  

 

In den vergangenen Jahren haben größere Ausbrüche gefährlicher Schädlinge, die zunehmend 

eingeschleppt wurden, in der Forstwirtschaft erheblichen Schaden angerichtet. Eine 

Bewertung des bestehenden Regelwerks im Jahr 2010 hat ergeben, dass die grundlegenden 

Rechtsvorschriften unbedingt überarbeitet werden müssen, um die gestiegenen Risiken in 

vollem Maße abdecken zu können. Als vordringlich wurden folgende Probleme ermittelt: 

unzureichende Gewichtung der Prävention bei Risikowaren, notwendige Priorisierung von 

Schädlingen auf EU-Ebene für alle 28 Mitgliedstaaten, Bedarf an besseren Instrumenten zur 

Bekämpfung des Auftretens und der natürlichen Ausbreitung von Schädlingen und die 

notwendige Optimierung der Instrumente für die Verbringung innerhalb der EU. 

 

Die Kommission hat nach Konsultationen ein ganzes Paket mit Vorschlägen zur 

Überarbeitung der bestehenden Rechtsvorschriften in den Bereichen Pflanzengesundheit, 

Qualität von Pflanzenvermehrungsmaterial, Tiergesundheit, amtliche Kontrollen bei Pflanzen, 

Tieren und Lebensmitteln sowie bei den Aufwendungen der Union für diese 

Politikmaßnahmen vorgelegt. Ein Teil dieses Pakets ist der Vorschlag für eine Verordnung 

des Europäischen Parlaments und des Rates über Maßnahmen zum Schutz vor 

Pflanzenschädlingen. 

 

Der Rat hat die Kommission im Jahr 2008 aufgefordert, eine Bewertung und Überarbeitung 

dieser Rechtsvorschriften vorzunehmen. Die Kommission hat daraufhin die Bewertung 

vorgenommen sowie die nationalen Aufsichtsbehörden und die beteiligten Akteure 

konsultiert. Die abschließende Konsultation in Bezug auf strategische Varianten fand 2011 

statt. Anschließend wurden vier alternative Vorgehensweisen ausgearbeitet. Nach einer 

Folgenabschätzung der vier Möglichkeiten entschied sich die Kommission für Variante 3 als 

beste Alternative, nämlich die Priorisierung, Modernisierung und Stärkung der Prävention 

sowie der Ausbau der Maßnahmen zur Bekämpfung von Schädlingsbefall.  

 

Der Vorschlag der Kommission lehnt sich somit an Variante 3 an und ermöglichst zudem, 

dass die Finanzierung der Pflanzenschutzregelung in den mehrjährigen Finanzrahmen der EU 

für den Zeitrahmen 2014-2020 aufgenommen wird. Die Vorschläge für die benötigten 

Finanzmittel sind bereits in den dazugehörigen Unterlagen enthalten. 

 

Das Wesen der Pflanzenschutzregelung erfordert, dass alle professionellen Betreiber 

ungeachtet ihrer Größe darin aufgenommen werden. Andernfalls wäre das Ziel des Entwurfs, 

d. h. die Gewährleistung des Schutzes der Europäischen Union vor Schädlingen, nicht zu 

erreichen. Gemäß dem Vorschlag sind jedoch Unternehmen, die Pflanzen und 

Pflanzenerzeugnisse ausschließlich auf dem lokalen Markt vertreiben, von der Verpflichtung 



 

PE522.767v02-00 106/197 RR\1021316DE.doc 

DE 

zur Ausstellung eines Pflanzenpasses ausgenommen. Diese Ausnahmeregelung gilt 

gleichermaßen für den Absatz an Endverbraucher für deren Eigenbedarf.  

 

Gemäß der entsprechenden neuen Verordnung über amtliche Kontrollen können besondere 

Regelungen getroffen werden, denen zufolge Kleinstunternehmern im Rahmen der 

Vorschriften für staatliche Beihilfen die Gebühren für pflanzengesundheitliche Kontrollen 

erstattet werden können. 

 

Die Tilgung gebietsfremder Schädlinge kann nur dann gelingen, wenn alle Befallsquellen 

beseitigt werden. Dabei können nicht nur Betriebsgelände, sondern auch öffentliche oder 

private Grünflächen mit Quarantäneschädlingen befallen sein. Daher sollte es den Behörden 

der Mitgliedstaaten möglich sein, sich Zutritt zu den befallenen Grundstücken zu verschaffen 

und anschließend die Tilgungsmaßnahmen anzuordnen. Die Mitgliedstaaten sollten die 

betroffenen Bürger rechtzeitig und angemessen für diese Beschränkung ihres Eigentumsrechts 

entschädigen. 

 

Der räumliche Anwendungsbereich der Regelung erstreckt sich nicht auf in äußerster 

Randlage befindliche außereuropäische Gebiete der Mitgliedstaaten, da diese Gebiete anderen 

biogeografischen Regionen der Erde angehören. Anhang I besteht aus dem Verzeichnis der 

Gebiete, auf die sich die vorgeschlagene Verordnung nicht bezieht. 

 

In dem Berichtsentwurf werden zwei Kategorien eingeführt: 1. Quarantäneschädlinge und 2. 

Qualitätsschädlinge. 

 

Die Quarantäneschädlinge sind in separaten Anhängen aufgeführt. Sie werden weiter in 

Unionsquarantäneschädlinge und Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge unterteilt. Die 

erstgenannte Kategorie erfordert Tilgungsmaßnahmen im gesamten Gebiet der Europäischen 

Union. Die zweite Kategorie erfordert Tilgungsmaßnahmen in dem entsprechenden benannten 

Schutzgebiet. Die Kommission ist gemäß dem Vorschlag befugt, bestimmte 

Quarantäneschädlinge als prioritär einzustufen. Diese dürfen höchstens 10 % des 

Gesamtverzeichnisses ausmachen. 

 

Als Qualitätsschädlinge gelten solche, die die geplante Nutzung von zum Anpflanzen 

bestimmten Pflanzen beeinträchtigen, aber nicht getilgt werden müssen. Ihre Verzeichnisse 

sind wiederum in Durchführungsrechtsakten aufgeführt. Die Kriterien für die Einstufung 

dieser Schädlinge sind in Anhang II dargelegt. 

 

Für die Verbringung von unter die Regelung fallenden Pflanzen im Gepäck von Reisenden in 

die Europäische Union gilt keine Ausnahmeregelung in Bezug auf die entsprechenden 

Anforderungen und Verbote mehr, wie es bislang der Fall war. Dies ist nach Ansicht des 

Berichterstatters notwendig, weil sich herausgestellt hat, dass die von im Reisegepäck 

beförderten Pflanzen ausgehende Gefahr für die Pflanzengesundheit in der Union wächst. 

Der Vorschlag sieht vor, dass die Unternehmer in einem öffentlich zugänglichen Register 

verzeichnet werden. 

 

Auch werden in dem Vorschlag die entsprechenden Vorschriften für die Ausstellung von 

Bescheinigungen für Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstige Gegenstände dargelegt, die 

in Schutzgebiete bzw. innerhalb dieser Gebiete verbracht werden. Gemäß dem Vorschlag 
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muss für alle zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen, die in die Europäische Union verbracht 

werden – mit Ausnahme bestimmter Samen–, ein Pflanzengesundheitszeugnis vorliegen 

sowie bei ihrer Verbringung innerhalb der Europäischen Union ein Pflanzenpass. Dieser Pass 

wird für jede Verbringung aller von zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen zwischen 

verschiedenen Unternehmern mit Ausnahme des Verkaufs an Endnutzer für deren 

Eigenbedarf benötigt. Der Pflanzenpass soll vereinfacht und harmonisiert werden, damit er in 

der gesamten Europäischen Union verständlich ist. 

 

Der Pflanzenpass sollte von registrierten Unternehmern ausgestellt werden, die dazu von den 

Pflanzengesundheitsbehörden der Mitgliedstaaten ermächtigt werden. Sollten die 

Unternehmer kein Interesse daran haben, können diese Pässe von den zuständigen nationalen 

Behörden ausgestellt werden. 

 

Ein wichtiger Bestandteil des Vorschlags ist die Einrichtung eines ständigen Ausschusses, der 

sich aus den bestehenden Ausschüssen zu den Bereichen Lebensmittelkette, Tier- und 

Pflanzengesundheit sowie Pflanzenvermehrungsmaterial zusammensetzt. Mit dem Vorschlag 

werden sechs bestehende Richtlinien aufgehoben, die mit bestimmten Quarantäneschädlingen 

befasst sind. Rechtsakte dieser Art werden künftig als aus der Verordnung abgeleitete 

sekundäre Rechtsakte angenommen. 

 

Der Standpunkt des Berichterstatters  

 

Nach eingehender Prüfung des Vorschlags und nach Konsultation der Schattenberichterstatter 

sowie von Sachverständigen für Pflanzengesundheit und Unternehmern stellt der 

Berichterstatter fest, dass der Vorschlag vernünftig und notwendig ist. Eine Neugestaltung der 

bestehenden Rechtsvorschriften für Pflanzengesundheit ist angesichts des wachsenden 

Risikos notwendig. Die Tatsache, dass das Ganze von der Kommission als ein Paket vorgelegt 

wird, das die gesamte Lebensmittelkette umfasst, ist positiv hervorzuheben. Gleichwohl 

enthält der Vorschlag eine Reihe von Sachverhalten, die abgewogen und ausdiskutiert werden 

müssen. 

 

Der Berichterstatter ist der Auffassung, dass es nicht richtig ist, den Anwendungsbereich der 

Verordnung geografisch zu begrenzen und die Regionen in äußerster Randlage davon 

auszunehmen. Das Gebiet der Europäischen Union wird durch den EU-Binnenmarkt gebildet, 

und in diesem Gebiet sollten einheitliche Regeln gelten. Es kann nicht sein, dass in Teilen des 

Gebiets der Europäischen Union de facto Regeln für Drittstaaten gelten. Eine solche Regelung 

stellt eine Behinderung des freien Warenverkehrs dar, der eines der grundlegenden Prinzipien 

der Europäischen Union ist.   

Nach Ansicht des Berichterstatters geht der Vorschlag für eine Verordnung nicht genügend 

auf internationale Standards ein, die auf das Internationale Pflanzenschutzübereinkommen 

(International Plant Protection Convention - IPPC) zurückzuführen sind. Der Fortentwicklung 

internationaler Pflanzenschutzstandards muss aber in der Verordnung Rechnung getragen 

werden. 

 

Der Berichterstatter pflichtet der Auffassung bei, dass alle professionellen Betreiber in die 

Regelung zum Schutz vor Pflanzenschädlingen aufgenommen werden müssen.  Er teilt zudem 

die Ansicht, dass Schädlinge gegebenenfalls auch auf öffentlichen oder privaten Grünflächen 

bekämpft werden müssen. Der Berichterstatter erachtet es jedoch als unerlässlich, dass sich 
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dieses Verfahren durch eine größtmögliche Transparenz und Vorhersehbarkeit auszeichnet 

und die Entschädigung für nachgewiesene Einbußen einschließt. Die Eigentümer öffentlicher 

und privater Grünflächen, auf welchen Tilgungsmaßnahmen notwendig sind, müssen 

rechtzeitig darüber unterrichtet werden. 

 

Der Berichterstatter teilt zudem die Auffassung, dass die neue Regelung für 

Pflanzengesundheit und den Schutz vor Schädlingen auf EU-Ebene finanziell abgesichert 

werden muss, wie es im Veterinärbereich bereits der Fall ist. Er erachtet daher einen 

angemessenen Anteil aus dem mehrjährigen Finanzrahmen der EU für den Zeitraum von 2014 

bis 2020 für notwendig und richtig. 

Des Weiteren ist der Berichterstatter der Ansicht, dass der Kommission mit diesem Vorschlag 

zu viele Zuständigkeiten und Befugnisse übertragen werden. Die Mitgliedstaaten hingegen 

sollen durch die vorgeschlagene Verordnung viele Verpflichtungen und Aufgaben 

übernehmen, darunter eine unangemessene und allzu häufige Berichterstattung. Nach Ansicht 

des Berichterstatters können viele Sachverhalte wie bislang durch Vereinbarungen zwischen 

der Kommission und den zuständigen Pflanzengesundheitsbehörden geregelt werden und 

bedürfen nicht der Übertragung von Zuständigkeiten auf die Kommission. Diesen Umständen 

sollte mittels der vom Berichterstatter vorgelegten Änderungsanträge abgeholfen werden. 

 

Ein eigenes Problem ist das Inkrafttreten der vorgeschlagenen Rechtsvorschriften. Es wäre 

angebracht, dass das gesamte Legislativpaket gleichzeitig in Kraft tritt. Zugleich muss aber 

den nationalen Aufsichtsbehörden und den Unternehmern genügend Zeit für die Anpassung 

an die neue Regelung eingeräumt werden. Nach Ansicht tschechischer Sachverständiger, die 

diesbezüglich konsultiert wurden, wird man für die Umsetzung der neuen Regelung 

mindestens zwei Jahre benötigen. Falls diese neue Regelung im Jahr 2014 in Kraft tritt, sollte 

sie daher frühestens am 1. Januar 2017 zur Anwendung kommen. 
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STELLUNGNAHME DES RECHTSAUSSCHUSSES ZUR RECHTSGRUNDLAGE  

Herrn 

Paolo De Castro 

Vorsitzender 

Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

BRÜSSEL 

Betrifft: Stellungnahme zu der Rechtsgrundlage zum Vorschlag für eine Verordnung 

des Europäischen Parlaments und des Rates über Maßnahmen zum Schutz vor 

Pflanzenschädlingen (COM(2013)0267 – C7-0122/2013 – 2013/0141(COD)) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

mit Schreiben vom 9. Januar 2014 ersuchten Sie den Rechtsausschuss gemäß Artikel 37 der 

Geschäftsordnung um eine Stellungnahme zur Angemessenheit der Hinzunahme von 

Artikel 191 AEUV zur Rechtsgrundlage zum Vorschlag für eine Verordnung des 

Europäischen Parlaments und des Rates über Maßnahmen zum Schutz vor 

Pflanzenschädlingen, da ein entsprechender Änderungsantrag im Ausschuss für 

Landwirtschaft und ländliche Entwicklung (AGRI) eingereicht wurde. 

Der Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen (COM(2013)0267) wurde von der 

Kommission auf Grundlage des Artikels 43 AEUV vorgelegt und dementsprechend dem 

Parlament im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren übermittelt.  

Hintergrund 

1. Der Vorschlag 

Der Vorschlag wurde nach einer Überprüfung des bestehenden EU-Rechtsrahmens für 

Pflanzengesundheit, insbesondere seines wichtigsten Instruments, der Richtlinie 2000/29/EG, 

vorgelegt. Die vorgeschlagene Verordnung regelt die Bestimmung der 

Pflanzengesundheitsrisiken, die von Pflanzenschädlingen (d. h. Arten, Stämmen oder 

Biotypen von Krankheitserregern, Tieren oder parasitären Pflanzen) ausgehen, sowie die 

Maßnahmen zur Verringerung dieser Risiken. Insbesondere enthält der Vorschlag 

Vorschriften zu sogenannten Quarantäneschädlingen, die in einem bestimmten Gebiet nicht 

vorkommen, aber deren Eindringen, Ansiedlung und Ausbreitung nicht hinnehmbare 

wirtschaftliche, ökologische oder soziale Folgen haben (Kapitel II) mit zahlreichen 

Befugnisübertragungen an die Kommission zum Erlass von Durchführungsrechtsakten und zu 

sogenannten Qualitätsschädlingen, d. h. Schädlinge, die die geplante Nutzung von zum 

Anpflanzen bestimmten Pflanzen beeinträchtigen (Kapitel III), ebenfalls mit zahlreichen 

Befugnisübertragungen an die Kommission zum Erlass von Durchführungsrechtsakten. Ferner 

werden im Vorschlag Maßnahmen in Bezug auf Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstige 

Gegenstände (Kapitel IV) geregelt. Zu diesem Zweck enthält der Vorschlag weitere 
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verschiedene Befugnisübertragungen an die Kommission, einschließlich in Bezug auf das 

Verbot bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstiger Gegenstände, zu speziellen 

Anforderungen an die Verbringung in das Gebiet der Union und innerhalb dieses Gebiets oder 

um Gefahren entgegenzuwirken, die von bestimmten zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen 

aus bestimmten Drittländern ausgehen und die Vorsorgemaßnahmen erfordern. Gemäß dem 

Vorschlag müssen die Unternehmer in ein Register eingetragen werden und sie müssen 

bestimmte Anforderungen bezüglich der Rückverfolgbarkeit des Pflanzenmaterials einhalten, 

für das sie verantwortlich sind (Kapitel V). Ferner werden im Vorschlag Maßnahmen in 

Bezug auf Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstige Gegenstände (Kapitel VI) geregelt. 

Insbesondere muss für alle zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen, die in die Union verbracht 

werden – mit Ausnahme bestimmter Samen –, ein Pflanzengesundheitszeugnis vorliegen 

sowie bei ihrer Verbringung innerhalb der Union ein Pflanzenpass. Gemäß dem Vorschlag 

wird ferner ein elektronisches Meldesystem zur Übermittlung von Meldungen und zur 

Berichterstattung eingerichtet (Kapitel VII). 

 

2. Die fraglichen Rechtsgrundlagen 

 

a) Die Rechtsgrundlage des Vorschlags 

Der Vorschlag gründet sich auf Artikel 43 AEUV, der folgenden Wortlaut hat: 

 

„1. Die Kommission legt zur Gestaltung und Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik 

Vorschläge vor, welche unter anderem die Ablösung der einzelstaatlichen Marktordnungen 

durch eine der in Artikel 40 Absatz 1 vorgesehenen gemeinsamen Organisationsformen sowie 

die Durchführung der in diesem Titel bezeichneten Maßnahmen vorsehen. 

 

Diese Vorschläge müssen dem inneren Zusammenhang der in diesem Titel aufgeführten 

landwirtschaftlichen Fragen Rechnung tragen. 

 

2. Das Europäische Parlament und der Rat legen gemäß dem ordentlichen 

Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses die 

gemeinsame Organisation der Agrarmärkte nach Artikel 40 Absatz 1 sowie die anderen 

Bestimmungen fest, die für die Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Agrar- und 

Fischereipolitik notwendig sind.“ 

 

b) Vorgeschlagene Änderung der Rechtsgrundlage 

AGRI bat den Rechtsausschuss um eine Stellungnahme zur Angemessenheit der Hinzunahme 

von Artikel 191 AEUV zur Rechtsgrundlage des Vorschlags, da im AGRI ein entsprechender 

Änderungsantrag (AM 35) eingereicht wurde. Im ENVI wurde ein gleichlautender 

Änderungsantrag (AM 66) eingereicht. 

 

Artikel 191 AEUV lautet: 

„1. Die Umweltpolitik der Union trägt zur Verfolgung der nachstehenden Ziele bei: 

– Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie Verbesserung ihrer Qualität; 

– Schutz der menschlichen Gesundheit; 

– umsichtige und rationelle Verwendung der natürlichen Ressourcen; 

– Förderung von Maßnahmen auf internationaler Ebene zur Bewältigung regionaler oder 

globaler Umweltprobleme und insbesondere zur Bekämpfung des Klimawandels. 
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2. Die Umweltpolitik der Union zielt unter Berücksichtigung der unterschiedlichen 

Gegebenheiten in den einzelnen Regionen der Union auf ein hohes Schutzniveau ab. Sie 

beruht auf den Grundsätzen der Vorsorge und Vorbeugung, auf dem Grundsatz, 

Umweltbeeinträchtigungen mit Vorrang an ihrem Ursprung zu bekämpfen, sowie auf dem 

Verursacherprinzip. 

 

Im Hinblick hierauf umfassen die den Erfordernissen des Umweltschutzes entsprechenden 

Harmonisierungsmaßnahmen gegebenenfalls eine Schutzklausel, mit der die Mitgliedstaaten 

ermächtigt werden, aus nicht wirtschaftlich bedingten umweltpolitischen Gründen vorläufige 

Maßnahmen zu treffen, die einem Kontrollverfahren der Union unterliegen. 

 

3. Bei der Erarbeitung ihrer Umweltpolitik berücksichtigt die Union 

– die verfügbaren wissenschaftlichen und technischen Daten; 

– die Umweltbedingungen in den einzelnen Regionen der Union; 

– die Vorteile und die Belastung aufgrund des Tätigwerdens bzw. eines Nichttätigwerdens; 

– die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Union insgesamt sowie die ausgewogene 

Entwicklung ihrer Regionen. 

 

4. Die Union und die Mitgliedstaaten arbeiten im Rahmen ihrer jeweiligen Befugnisse mit 

dritten Ländern und den zuständigen internationalen Organisationen zusammen. Die 

Einzelheiten der Zusammenarbeit der Union können in Abkommen zwischen dieser und den 

betreffenden dritten Parteien geregelt werden. 

 

Unterabsatz 1 berührt nicht die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten, in internationalen Gremien 

zu verhandeln und internationale Abkommen zu schließen.“ 

 

Analyse  
 

Aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs ergeben sich bezüglich der Wahl der 

Rechtsgrundlage bestimmte Grundsätze. Erstens ist die Wahl der richtigen Rechtsgrundlage 

angesichts der Folgen der Rechtsgrundlage im Hinblick auf die materielle Zuständigkeit und 

das Verfahren von verfassungsrechtlicher Bedeutung1. Zweitens dürfen die Organe nach 

Artikel 13 Absatz 2 EUV nur nach Maßgabe der ihnen in den Verträgen zugewiesenen 

Befugnisse handeln2. Drittens muss sich nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs „die Wahl 

der Rechtsgrundlage eines gemeinschaftlichen Rechtsakts auf objektive, gerichtlich 

nachprüfbare Umstände gründen [...], zu denen insbesondere das Ziel und der Inhalt des 

Rechtsakts gehören“3. In Bezug auf mehrfache Rechtsgrundlagen lässt sich schließlich 

Folgendes feststellen: Ergibt die Prüfung eines Rechtsakts der EU, dass er zwei Zielsetzungen 

hat oder zwei Komponenten umfasst, und lässt sich eine von ihnen als die hauptsächliche oder 

überwiegende ausmachen, während die andere nur nebensächliche Bedeutung hat, so ist der 

Rechtsakt nur auf eine Rechtsgrundlage zu stützen, und zwar auf die, die die hauptsächliche 

                                                 
1 Gutachten 2/00, Protokoll von Cartagena, Slg. 2001, I-9713, Randnummer 5; Rechtssache C-370/07, 

Kommission/Rat, Slg. 2009, I-8917, Randnummern 46-49; Gutachten 1/08, Allgemeines Übereinkommen über 

den Handel mit Dienstleistungen, Slg. 2009, I-11129, Randnummer 110. 
2 Rechtssache C-403/05, Parlament/Kommission, Slg. 2007, I-9045, Randnummer 49 und die darin zitierte 

Rechtsprechung. 
3 Siehe zuletzt Rechtssache C-411/06, Kommission gegen Parlament und Rat, Slg. 2009, I-7585. 
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oder überwiegende Zielsetzung oder Komponente erfordert1. Andererseits muss ein 

Rechtsakt, der gleichzeitig mehrere Zielsetzungen hat oder Komponenten umfasst, die 

untrennbar miteinander verbunden sind, ohne dass die eine gegenüber den anderen nur 

zweitrangig und mittelbar ist, auf die verschiedenen einschlägigen Bestimmungen des 

Vertrags gestützt werden2.  

 

Die Kommission wählte Artikel 43 AEUV als Rechtsgrundlage. 

 

In der Tat enthält Artikel 43 Absatz 2 AEUV die allgemeine Rechtsgrundlage der 

gemeinsamen Agrarpolitik, mit der das Europäische Parlament und der Rat gemäß dem 

ordentlichen Gesetzgebungsverfahren neben der gemeinsamen Organisation der Agrarmärkte 

anderen Bestimmungen festlegen, die für die Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen 

Agrar- und Fischereipolitik notwendig sind. Der Vorschlag legt im ersten Satz seiner 

Begründung dar, dass die Pflanzengesundheit ein wesentlicher Faktor für Nachhaltigkeit und 

Wettbewerbsfähigkeit in Landwirtschaft, Gartenbau und Forstwirtschaft ist. Vor diesem 

Hintergrund zielen die vorgeschlagenen Maßnahmen auf die Sicherung der rationellen 

Entwicklung der Agrarerzeugung und die Sicherstellung der Versorgung, beides Ziele der 

gemeinsamen Agrarpolitik nach Artikel 39 AEUV. Darüber hinaus war die Richtlinie 

2000/29/EG, die durch die vorgeschlagene Verordnung aufgehoben werden soll, auf 

Artikel 37 EGV gestützt, der jetzt durch Artikel 43 AEUV ersetzt wurde. Es scheint daher 

angemessen, dass die vorgeschlagene Verordnung auf Artikel 43 AEUV gestützt wurde3. 

 

Was die mögliche Hinzufügung des Artikels 191 AEUV zur Rechtsgrundlage anbelangt, wird 

in der Begründung zu dem im AGRI eingereichten Änderungsantrag AM 35 folgendes 

ausgeführt: „Da es in der Verordnung um die Landwirtschafts- und Umweltpolitik der EU 

geht, wird Artikel 191 AEUV zu den Bezugsvermerken hinzugefügt.“ 

 

Artikel 191 AEUV enthält in der Tat die Ziele der Umweltpolitik der Union (Absatz 1) wie 

auch die allgemeinen Grundsätze (Absatz 2, hohes Schutzniveau unter Berücksichtigung der 

unterschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Regionen der Union  Vorsorge und 

Vorbeugung, vorrangige Bekämpfung von Umweltbeeinträchtigungen an ihrem Ursprung, 

Verursacherprinzip) und andere Parameter der Umweltpolitik der Union. Artikel 191 AEUV 

sieht jedoch keine spezifischen Maßnahmen oder Verfahren zu diesem Zweck vor und stellt 

daher keine Rechtsgrundlage dar. Die spezifische Rechtsgrundlage ist in Artikel 192 Absatz 1 

AEUV enthalten, wonach das Europäische Parlament und der Rat gemäß dem ordentlichen 

Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses sowie 

des Ausschusses der Regionen über das Tätigwerden der Union zur Erreichung der Ziele der 

Umweltpolitik der Union beschließen. 

 

Im vorliegenden Zusammenhang erscheint es jedoch nicht notwendig, auf Artikel 192 

Absatz 1 AEUV zurückzugreifen. Dies findet seine Ursache darin, dass kein spezielles, 

                                                 
1 Rechtssache C-42/97 Parlament gegen Rat, Slg. 1999, I-868, Randnummern 39-40; Rechtssache C-36/98, 

Spanien gegen Rat, Slg. 2001, I-779, Randnummer 59; Rechtssache C-211/01, Kommission gegen Rat, 

Slg. 2003, I-8913, Randnummer 39. 
2 Rechtssache C-165/87, Kommission gegen Rat, Slg. 1988, 5545, Randnummer 11; Rechtssache C-178/03, 

Kommission gegen Europäisches Parlament und Rat, Slg. 2006, I-107, Randnummern 43-56. 
3 Es erscheint angemessener, nur Artikel 43 Absatz 2 AEUV als Rechtsgrundlage zu benennen, da es diese 

Vorschrift ist, die tatsächlich die Rechtsgrundlage im Zusammenhang mit der gemeinsamen Agrarpolitik bildet. 
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unabhängiges Ziel des Umweltschutzes im Vorschlag festzustellen ist. Soweit auch 

ökologische Aspekte berücksichtigt werden, treten diese hinter das Hauptziel der Sicherung 

nachhaltiger landwirtschaftlicher Produktion als zweitrangig zurück. 

 

Es wird daher als unnötig betrachtet, Artikel 191 AEUV in die Rechtsgrundlage des 

Vorschlags einzubeziehen. 

 

In seinem Vermerk vom 15. Januar 2014 kommt der Juristische Dienst des Parlaments 

ebenfalls zu der Schlussfolgerung, dass die richtige Rechtsgrundlage für den Vorschlag in 

seiner jetzigen Fassung Artikel 43 Absatz 2 AEUV sein sollte. 

 

Empfehlung des Rechtsausschusses 

 

Der Rechtsausschuss hat den genannten Gegenstand in seiner Sitzung vom 22. Januar 2014 

geprüft. Der Rechtsausschuss hat in dieser Sitzung einstimmig beschlossen1, als geeignete 

Rechtsgrundlage für den Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und 

des Rates über Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen Artikel 43 Absatz 2 AEUV 

ohne Hinzufügung von Artikel 191 AEUV zu empfehlen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Klaus-Heiner Lehne 

 

                                                 
1 Bei der Schlussabstimmung waren anwesend: Raffaele Baldassarre, Sebastian Valentin Bodu, Françoise 

Castex, Christian Engström, Marielle Gallo, Giuseppe Gargani, Lidia Joanna Geringer de Oedenberg, Sajjad 

Karim, Klaus-Heiner Lehne, Eva Lichtenberger, Antonio Masip Hidalgo, Alajos Mészáros, Angelika Niebler, 

Bernhard Rapkay, Evelyn Regner, Francesco Enrico Speroni, Rebecca Taylor, Alexandra Thein, Axel Voss, 

Cecilia Wikström, Tadeusz Zwiefka. 
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR UMWELTFRAGEN, 
ÖFFENTLICHE GESUNDHEIT UND LEBENSMITTELSICHERHEIT 

für den Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung 

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 

Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen 

(COM(2013)0267 – C7-0122/2013 – 2013/0141(COD)) 

Verfasser der Stellungnahme: Oreste Rossi 

 

 

KURZE BEGRÜNDUNG 

 

Die Pflanzengesundheit ist ein wesentlicher Faktor für Nachhaltigkeit und 

Wettbewerbsfähigkeit in Landwirtschaft, Gartenbau und Forstwirtschaft. Aber auch beim 

Schutz der biologischen Vielfalt und den Ökosystemdienstleistungen spielt der 

Pflanzenschutz eine wichtige Rolle.  

 

Europas Landwirtschaft, seine Wälder und sein Naturerbe werden derzeit von neuen und 

gefährlichen Pflanzenschädlingen bedroht. Probleme in Bezug auf die Pflanzengesundheit – 

vorwiegend im Zusammenhang mit der Globalisierung des Handels und dem Klimawandel – 

haben in der EU in den letzten zehn Jahren stark zugenommen.  

 

Daher begrüßt der Verfasser der Stellungnahme den Vorschlag für eine Verordnung über 

Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen (COM(2013)267), mit dem Prävention und 

Überwachung gestärkt und die Maßnahmen zur Bekämpfung von Schädlingsbefall in der EU 

zügig ausgebaut werden sollen.  

 

Der Vorschlag der Kommission ersetzt die jetzige EU-Pflanzenschutzregelung (Richtlinie 

2000/29/EG des Rates) mit dem Ziel, auf die erhöhten Gefahren zu reagieren. Das derzeitige 

„offene System“, das die Verbringung von Pflanzen und Pflanzenprodukten in das Gebiet der 

EU sowie innerhalb des Gebiets der EU unter bestimmten Bedingungen erlaubt, wird zwar 

beibehalten, allerdings wird ein größerer Schwerpunkt auf die Einfuhr von Risikowaren aus 

Drittländern und die Rückverfolgbarkeit des Pflanzenmaterials auf dem Binnenmarkt gelegt. 

Zudem sieht der Vorschlag eine bessere Überwachung, die frühzeitige Tilgung neuer 

Schädlinge sowie eine finanzielle Unterstützung für Unternehmen und 
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Pflanzenschutzbehörden in den Mitgliedstaaten vor.  

 

Der Verfasser der Stellungnahme unterstützt die meisten der genannten Punkte, empfiehlt 

jedoch, an mehreren Aspekten des Vorschlags eine „Feinabstimmung“ vorzunehmen:   

 

• Liste der Schädlinge und Maßnahmen 

 

Im Vorschlag der Kommission wird eine Vielzahl von Durchführungsrechtsakten genannt, die 

sich unter anderem auf Folgendes beziehen: die Aufstellung (und künftige Änderung) einer 

Liste der Unionsquarantäneschädlinge (Artikel 5), einer Liste der prioritären Schädlinge 

(Artikel 6), einer Liste der Schutzgebiete und Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge (Artikel 

32), einer Liste der Unionsqualitätsschädlinge (Artikel 37) sowie die Festlegung von 

Maßnahmen zur Bekämpfung bestimmter Unionsquarantäneschädlinge (Artikel 27).  

 

Aufgrund der Bedeutung dieser Bestimmungen ist der Verfasser der Stellungnahme der 

Ansicht, dass delegierte Rechtsakte angewendet werden sollten, die dem Europäischen 

Parlament die notwendige Befugnis verleihen, Rechtsakte zur Aufstellung, Änderung oder 

Ergänzung der betreffenden Listen zu untersuchen und gegebenenfalls abzulehnen. Die Listen 

sollten zunächst auf der Grundlage der in bestehenden Rechtsvorschriften enthaltenen Listen 

aufgestellt und später bei Bedarf geändert oder ergänzt werden. 

 

• Begrenzte Zahl der prioritären Schädlinge 

 

Die Kommission schlägt vor, die Zahl der prioritären Schädlinge auf 10 % der Zahl der auf 

der Liste geführten Unionsquarantäneschädlinge zu begrenzen. Prioritäre Schädlinge sind von 

besonderer Bedeutung, da ihr Auftreten besonders schwere wirtschaftliche, ökologische oder 

soziale Folgen für das Gebiet der Union haben kann. Zudem gelten für sie weiterreichende 

Verpflichtungen bezüglich Handlungsbereitschaft und Reaktion, und sie sind Gegenstand 

einer erhöhten Kofinanzierung durch die EU. Daher vertritt der Verfasser der Stellungnahme 

die Auffassung, dass die Zahl der prioritären Schädlinge nicht begrenzt werden sollte, solange 

die Schädlinge die genannten Bedingungen erfüllen (Artikel 6 Absatz 2).  

 

• Unterrichtung der Allgemeinheit  

 

Hinsichtlich der wirtschaftlichen, ökologischen und soziale Folgen von Pflanzenschädlingen 

bestehen in der Öffentlichkeit gravierende Informationsdefizite. Verbraucher sind sich der 

Pflanzengesundheitsrisiken beim Kauf von Pflanzen oft nicht bewusst. Daher schlägt der 

Verfasser der Stellungnahme vor, Sensibilisierungskampagnen auf Ebene der Mitgliedstaaten 

durchzuführen, um die Allgemeinheit über die insbesondere mit der Einfuhr von Pflanzen aus 

Drittländern verbundenen Risiken zu informieren. Zudem sollte die Kommission eine 

öffentlich zugängliche Liste der in Drittländern neu auftauchenden Pflanzenschädlinge, die 

die Pflanzengesundheit in der EU möglicherweise gefährden könnten, aufstellen und 

fortlaufend aktualisieren (Artikel 43a neu). 

 

• Internethandel 

 

Neueren Studien zufolge kann der Internethandel ein hohes Pflanzengesundheitsrisiko 

darstellen, wenn Waren von nichtheimischen Schädlingen einschließlich 
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Quarantäneschädlingen befallen sind. Besonders Sendungen mit Pflanzen, die aus 

Drittländern eingeführt und im Internet gekauft werden, entsprechen oftmals nicht den 

pflanzengesundheitlichen Einfuhrbestimmungen der EU. Die Sensibilisierung der 

Verbraucher und Pflanzenhändler in Europa ist für die Bewältigung dieses Problems 

unerlässlich. Zusätzlich zu den oben genannten Aufklärungskampagnen schlägt der Verfasser 

der Stellungnahme vor, den Vorschlag der Kommission durch die Festlegung zu stärken, dass 

Internethändler auf keinen Fall von ihrer Registrierungspflicht befreit werden können (Artikel 

61 Absatz 3).  

 

• Beteiligung der Akteure an der Erstellung von Krisenplänen und Simulationsübungen   

 

Das Maß, in dem Akteure in die Vorbereitung der Krisenpläne und Simulationsübungen 

einbezogen werden, unterscheidet sich zurzeit von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat. Der 

Verfasser der Stellungnahme schlägt daher die Schaffung eines gemeinsamen Rahmens für 

die frühzeitige Beteiligung von Unternehmern an diesen Arten von Tätigkeiten vor (Artikel 

24 und 25).  

 

• Finanzielle Aspekte  

 

Der Verfasser der Stellungnahme schlägt zwei wichtige Änderungen an Artikel 102 vor:  

 

Erstens soll der Vorschlag für eine Verordnung über die Verwaltung der Ausgaben 

(COM(2013)327) an den Vorschlag für eine Verordnung über die Prävention und die 

Kontrolle der Einbringung und Verbreitung invasiver gebietsfremder Arten angeglichen 

werden und ermöglichen, dass die Kosten der Mitgliedstaaten, die für die Entschädigung von 

Unternehmern für den Wert vernichteter Pflanzen anfallen, durch die EU mitfinanziert 

werden, wenn gemäß Artikel 15 der Verordnung über invasive gebietsfremde Arten 

Maßnahmen zur sofortigen Tilgung in einer frühen Phase der Invasion ergriffen werden. 

 

Zweitens sollten auch auf Betriebsebene durchgeführte Maßnahmen zur Verbesserung der 

Biosicherheit für eine Entschädigung infrage kommen, da derartige frühzeitige Maßnahmen 

für die Prävention, Feststellung und Bekämpfung prioritärer Schädlinge von größter 

Bedeutung sind. 

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für Umweltfragen, öffentliche Gesundheit und Lebensmittelsicherheit ersucht 

den federführenden Ausschuss für Landwirtschaft und ländliche Entwicklung, folgende 

Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Bezugsvermerk 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

gestützt auf den Vertrag über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union, 

insbesondere auf Artikel 43, 

gestützt auf den Vertrag über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union, 

insbesondere auf die Artikel 43 und 191, 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Mit der Verordnung (EG) Nr. 

1107/2009 des Europäischen Parlaments 

und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 

das Inverkehrbringen von 

Pflanzenschutzmitteln12a wird ein hohes 

Schutzniveau für die Gesundheit von 

Mensch und Tier und für die Umwelt 

festgelegt und gleichzeitig werden 

übersichtlichere Vorschriften zur 

effektiveren Gestaltung des 

Genehmigungsverfahrens für 

Pflanzenschutzmittel bereitgestellt. 

 __________________ 

 12a ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1. 

 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1b) Mit der Richtlinie 2009/128/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 21. Oktober 2009 wird ein 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 

nachhaltige Verwendung von 

Pestiziden12b festgelegt. 

 __________________ 
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 12b ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) Es herrscht weitgehend 

Übereinstimmung darüber, dass es sich 

bei dem Fruchtfolgeanbau um eine 

äußerst wirksame Maßnahme zur 

Verhinderung der Ansiedlung von 

Schädlingen im Boden und der 

Vegetation handelt. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 4 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4b) Es herrscht weitgehend 

Übereinstimmung darüber, dass 

Schädlinge von Monokulturen und 

kontinuierlichem Anbau angezogen 

werden und sich dort bevorzugt ansiedeln. 

Daher wird durch die Diversifizierung 

von Kulturpflanzen sowie einen 

jährlichen Fruchtwechsel auf demselben 

Feld die Anfälligkeit für die Ansiedlung 

von Schädlingen und das Wachstum ihrer 

Population gemindert. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Die Notwendigkeit solcher Maßnahmen (5) Die Notwendigkeit solcher Maßnahmen 
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wird seit langem anerkannt. Sie sind 

Gegenstand internationaler Abkommen 

und Übereinkünfte, unter anderem des 

Internationalen 

Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC), 

das am 6. Dezember 1951 im Rahmen der 

Ernährungs- und 

Landwirtschaftsorganisation (FAO) der 

Vereinten Nationen abgeschlossen und 

dessen überarbeite Fassung im 

November 1997 auf der 29. Tagung der 

FAO-Konferenz angenommen wurde. Die 

Union ist Vertragspartei des IPPC. 

wird seit langem anerkannt. Sie sind 

Gegenstand internationaler Abkommen 

und Übereinkünfte, unter anderem des 

Internationalen 

Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC), 

das am 6. Dezember 1951 im Rahmen der 

Ernährungs- und 

Landwirtschaftsorganisation (FAO) der 

Vereinten Nationen abgeschlossen und 

dessen überarbeite Fassung im 

November 1997 auf der 29. Tagung der 

FAO-Konferenz angenommen wurde, 

sowie des Übereinkommens über die 

biologische Vielfalt (CBD) vom 

29. Dezember 1993. Die Union ist 

Vertragspartei sowohl des IPPC als auch 

des CBD. 

Begründung 

Mit Blick auf die Bedeutung der Pflanzengesundheit für den Erhalt natürlicher Ökosysteme 

sowie für Ökosystemdienstleistungen und biologische Vielfalt sollte das internationale 

Übereinkommen über die biologische Vielfalt Erwähnung finden. Insbesondere invasive 

gebietsfremde Arten, die ebenfalls unter das Übereinkommen fallen, können erhebliche 

Auswirkungen auf Umwelt und Wirtschaft haben. 

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 9 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(9) Um die Bekämpfung von 

Unionsquarantäneschädlingen vorrangig 

auf diejenigen Schädlinge auszurichten, 

deren wirtschaftliche, soziale und 

ökologische Folgen für das gesamte Gebiet 

der Union besonders schwerwiegend sind, 

sollte eine begrenzte Liste solcher 

Schädlinge (im Folgenden „prioritäre 

Schädlinge“) aufgestellt werden. 

(9) Um die Bekämpfung von 

Unionsquarantäneschädlingen vorrangig 

auf diejenigen Schädlinge auszurichten, 

deren wirtschaftliche, soziale und 

ökologische Folgen für das gesamte Gebiet 

der Union besonders schwerwiegend sind, 

sollte eine Liste solcher Schädlinge (im 

Folgenden „prioritäre Schädlinge“) 

aufgestellt werden. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Erwägung 13 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(13) Ein Unternehmer, dem das Auftreten 

eines Unionsquarantäneschädlings bei 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder 

sonstigen Gegenständen bekannt wird, für 

die er verantwortlich ist bzw. war, sollte 

verpflichtet sein, alle gegebenenfalls 

geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung 

des Schädlings, zur Rücknahme bzw. zum 

Rückruf der betreffenden Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie zur Unterrichtung der 

zuständigen Behörde, sonstiger Personen in 

der Handelskette und der Allgemeinheit zu 

ergreifen. 

(13) Ein Unternehmer, dem das Auftreten 

eines Unionsquarantäneschädlings bei 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder 

sonstigen Gegenständen bekannt wird, für 

die er verantwortlich ist bzw. war, sollte 

verpflichtet sein, alle gegebenenfalls 

geeigneten Maßnahmen zur Beseitigung 

des Schädlings auf nachhaltige Weise 

gemäß Richtlinie 2009/128/EG über einen 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 

nachhaltige Verwendung von 

Pestiziden14a, zur Rücknahme bzw. zum 

Rückruf der betreffenden Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie zur Unterrichtung der 

zuständigen Behörde, sonstiger Personen in 

der Handelskette und der Allgemeinheit zu 

ergreifen. 

 __________________ 

 14aABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(14) Die Mitgliedstaaten sollten alle 

erforderlichen Maßnahmen zur Tilgung 

von Unionsquarantäneschädlingen 

ergreifen, deren Auftreten in ihren 

Hoheitsgebieten festgestellt wurde. Es 

sollte festgelegt werden, welche 

Maßnahmen die Mitgliedstaaten in solchen 

Fällen ergreifen dürfen und anhand 

welcher Grundsätze sie darüber 

entscheiden sollen, welche Maßnahmen zu 

treffen sind. Zu diesen Maßnahmen sollte 

die Einrichtung von Sperrzonen zählen, die 

jeweils aus einer Befallszone und einer 

Pufferzone bestehen. 

(14) Die Mitgliedstaaten sollten unter 

Anwendung der Grundsätze eines 

nachhaltigen Einsatzes von Pestiziden 

gemäß Richtlinie 2009/128/EG14b alle 

erforderlichen Maßnahmen zur Tilgung 

von Unionsquarantäneschädlingen 

ergreifen, deren Auftreten in ihren 

Hoheitsgebieten festgestellt wurde. Es 

sollte festgelegt werden, welche 

Maßnahmen die Mitgliedstaaten und 

Unternehmer in solchen Fällen ergreifen 

dürfen und anhand welcher Grundsätze sie 

darüber entscheiden sollen, welche 

Maßnahmen zu treffen sind. Dazu muss 
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auf der Grundlage der allgemeinen 

Grundsätze des integrierten 

Pflanzenschutzes 

(Richtlinie 2009/128/EG) eine 

Maßnahmenhierarchie definiert werden. 
Zu diesen Maßnahmen sollte die 

Einrichtung von Sperrzonen zählen, die 

jeweils aus einer Befallszone und einer 

Pufferzone bestehen. 

 __________________ 

 14bABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  

 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 a (neu) 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (15a) Um für einen gerechten Ausgleich 

finanzieller Verluste zu sorgen, sollte die 

Kommission – ohne die Systeme der 

Mitgliedstaaten zu vereinheitlichen – 

einen kohärenten horizontalen Ansatz für 

die kollektive Rechtsdurchsetzung in 

grenzübergreifenden Fällen sicherstellen, 

in denen solche Verluste großen Gruppen 

von Landwirten oder Verbrauchern 

entstehen, die von Tilgungsmaßnahmen 

in Nachbarländern betroffen und einem 

potenziell hohen Risiko der Schädigung 

durch ähnliche Pflanzenschädlinge und 

Invasionen ausgesetzt sind. 

Begründung 

Wenngleich die Zuständigkeit für den Aufbau kollektiver Rechtsdurchsetzungssysteme bei den 

Mitgliedstaaten verbleiben sollte, so sollte doch ein kohärenter Ansatz für 

grenzüberschreitende Fälle vorhanden sein, in denen große Gruppen von Landwirten oder 

Verbrauchern ähnlichen Risiken ausgesetzt sind und finanzielle Verluste erleiden, die im 

Zusammenhang mit ähnlichen Tilgungsmaßnahmen in Nachbarländern stehen. 
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Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 16 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Für die schnelle und wirksame 

Tilgung von Schädlingen ist eine frühe 

Feststellung ihres Auftretens 

außerordentlich wichtig. Die 

Mitgliedstaaten sollten daher in Regionen, 

in denen das Auftreten eines 

Unionsquarantäneschädlings bisher nicht 

festgestellt wurde, Untersuchungen zum 

Auftreten dieses Schädlings durchführen. 

Angesichts der Zahl der 

Unionsquarantäneschädlinge und des für 

die Durchführung dieser Untersuchungen 

benötigten Zeit- und Ressourcenaufwands 

sollten die Mitgliedstaaten 

Mehrjahresprogramme für solche 

Untersuchungen ausarbeiten. 

(16) Für die schnelle und wirksame 

Tilgung von Schädlingen sind eine 

Prävention, Schutzmaßnahmen und eine 

frühe Feststellung ihres Auftretens 

außerordentlich wichtig. Die 

Mitgliedstaaten sollten daher in Regionen, 

in denen das Auftreten eines 

Unionsquarantäneschädlings bisher nicht 

festgestellt wurde, Untersuchungen zum 

Auftreten dieses Schädlings durchführen. 

Angesichts der Zahl der 

Unionsquarantäneschädlinge und des für 

die Durchführung dieser Untersuchungen 

benötigten Zeit- und Ressourcenaufwands 

sollten die Mitgliedstaaten 

Mehrjahresprogramme für solche 

Untersuchungen ausarbeiten. 

 

Änderungsantrag 12 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 19 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(19) Die Mitgliedstaaten sollten unter 

bestimmten Bedingungen die Möglichkeit 

haben, Tilgungsmaßnahmen zu 

beschließen, die strenger sind als die im 

Unionsrecht vorgesehenen Maßnahmen. 

(19) Die Mitgliedstaaten sollten unter 

bestimmten Bedingungen die Möglichkeit 

haben, Tilgungsmaßnahmen zu 

beschließen, die strenger sind als die im 

Unionsrecht vorgesehenen Maßnahmen, 

sofern diese in nachhaltiger Weise 

angewandt werden. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 26 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(26) Diese Verbote bzw. Anforderungen 

sollten weder für kleine Mengen an 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder 

sonstigen Gegenständen (zum Anpflanzen 

bestimmte Pflanzen ausgenommen) 
gelten, die nicht für gewerbliche bzw. 

berufliche Zwecke bestimmt sind, noch für 

die Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen in Grenzgebiete bzw. 

innerhalb dieser Gebiete. Außerdem sollten 

sie nicht gelten für Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstige 

Gegenstände, die für wissenschaftliche 

Zwecke, Versuche, Züchtung bzw. 

Züchtungsvorhaben und Ausstellungen 

verwendet und hierzu in das Gebiet der 

Union bzw. innerhalb dieses Gebiets 

verbracht werden. Es sollten geeignete 

Schutzmaßnahmen festgelegt werden, und 

die Betroffenen sollten informiert werden. 

(26) Diese Verbote bzw. Anforderungen 

sollten weder für kleine Mengen an 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder 

sonstigen Gegenständen gelten, die nicht 

für gewerbliche bzw. berufliche Zwecke 

bestimmt sind, noch für die Verbringung 

von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen in Grenzgebiete 

bzw. innerhalb dieser Gebiete. Außerdem 

sollten sie nicht gelten für Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstige 

Gegenstände, die für wissenschaftliche 

Zwecke, Versuche, Züchtung bzw. 

Züchtungsvorhaben und Ausstellungen 

verwendet und hierzu in das Gebiet der 

Union bzw. innerhalb dieses Gebiets 

verbracht werden. Es sollten geeignete 

Schutzmaßnahmen festgelegt werden, und 

die Betroffenen sollten informiert werden. 

 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 33 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (33a) Der Versandhandel kann ein hohes 

Pflanzengesundheitsrisiko darstellen, 

wenn Waren von nichtheimischen 

Schädlingen einschließlich 

Quarantäneschädlingen befallen sind. 

Besonders Sendungen mit Pflanzen, die 

aus Drittländern eingeführt und per 

Fernabsatz gekauft werden, entsprechen 

oftmals nicht den 

pflanzengesundheitlichen 

Einfuhrbestimmungen der EU. Um hier 

Abhilfe zu schaffen, ist es erforderlich, 

Verbraucher und Pflanzenhändler zu 

sensibilisieren und die Rückverfolgbarkeit 
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sowohl bei Fernabsatzhändlern mit Sitz 

innerhalb der EU als auch bei 

Fernabsatzhändlern mit Sitz in 

Drittländern sicherzustellen. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 33 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (33b) Die Mitgliedstaaten sollten 

Maßnahmen ergreifen, mit denen das 

Bewusstsein für die potenziellen 

wirtschaftlichen, ökologischen und 

sozialen Folgen, die wichtigsten 

Grundsätze der Verhütung und 

Verbreitung sowie die 

gesamtgesellschaftliche Verantwortung 

für die Sicherstellung der 

Pflanzengesundheit in der EU geschärft 

wird. Zudem sollte die Kommission eine 

öffentlich zugängliche Liste der in 

Drittländern neu auftauchenden 

Pflanzenschädlinge, die die 

Pflanzengesundheit in der EU gefährden 

können, führen und fortlaufend 

aktualisieren.  

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 35 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(35) Unternehmer, deren Betriebe sich an 

mehreren Standorten befinden, sollten die 

Möglichkeit haben, jeden dieser Betriebe 

separat zu registrieren. 

(35) Unternehmer, deren Betriebe sich an 

mehreren Standorten befinden, sollten die 

Möglichkeit haben, jeden dieser Betriebe 

separat zu registrieren, wozu jedoch keine 

Pflicht bestehen sollte. 

Begründung 

Unternehmen sollten keine übermäßigen bürokratischen Auflagen aufgebürdet werden. 
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Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 43 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(43) Im Allgemeinen sollten Pflanzenpässe 

vom Unternehmer ausgestellt werden. 

Verfügt ein Unternehmer jedoch nicht 

über die für die Ausstellung von 

Pflanzenpässen benötigten Ressourcen, 

sollte die Möglichkeit bestehen, dass 

Pflanzenpässe auf sein Ersuchen hin von 

den zuständigen Behörden ausgestellt 

werden. 

(43) Im Allgemeinen sollten Pflanzenpässe 

von den zuständigen Behörden ausgestellt 

werden. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 47 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(47) Bestimmte Unternehmer möchten 

möglicherweise einen 

Risikomanagementplan für 

Pflanzengesundheit aufstellen; dieser 

gewährleistet und veranschaulicht ein 

hohes Kompetenz- und 

Bewusstseinsniveau für 

Pflanzengesundheitsrisiken im 

Zusammenhang mit kritischen Punkten im 

Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit und 

rechtfertigt besondere Kontrollregelungen 

mit den zuständigen Behörden. Der Inhalt 

dieser Pläne sollte in Unionsvorschriften 

geregelt werden. 

(47) Bestimmte ermächtigte Unternehmer 

möchten möglicherweise einen 

Risikomanagementplan für 

Pflanzengesundheit aufstellen; dieser 

gewährleistet und veranschaulicht ein 

hohes Kompetenz- und 

Bewusstseinsniveau für 

Pflanzengesundheitsrisiken im 

Zusammenhang mit kritischen Punkten im 

Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit und 

rechtfertigt besondere Kontrollregelungen 

mit den zuständigen Behörden. Der Inhalt 

dieser Pläne sollte in Unionsvorschriften 

geregelt werden. 

Begründung 

Um Verwechslungen zu vermeiden, muss der Wortlaut von Artikel 86 auch hier verwendet 

werden. 
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Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 53 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (53a) Um dem technischen Fortschritt, 

den wissenschaftlichen Entwicklungen 

und den veränderten Umständen auf dem 

Gebiet der Pflanzengesundheit Rechnung 

zu tragen, sollte der Kommission die 

Befugnis übertragen werden, Rechtsakte 

gemäß Artikel 290 AEUV mit 

Vorschriften für Folgendes zu erlassen: 

Änderung oder Ergänzung einer Liste der 

Unionsquarantäneschädlinge sowie einer 

Liste der prioritären Schädlinge und  

einer Liste der betreffenden zum 

Anpflanzen bestimmten Pflanzen.  

 Im Fall eines ernsten 

Pflanzengesundheitsrisikos sollte der 

Kommission die Befugnis übertragen 

werden, Rechtsakte nach dem 

Dringlichkeitsverfahren zu erlassen, um 

Unionsquarantäneschädlinge als 

prioritäre Schädlinge einzustufen. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 63 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (63a) Um einen ausgewogenen und 

verhältnismäßigen Umgang mit 

Pflanzengesundheitsrisiken zu 

gewährleisten, sollte der Kommission die 

Befugnis übertragen werden, Rechtsakte 

gemäß Artikel 290 AEUV zu erlassen, um 

Kriterien für die Definition von lokalem 

Handel festzulegen, die vorsehen, dass für 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstige Gegenstände, die von kleinen 

Erzeugern ausschließlich für den lokalen 

Markt produziert werden, kein 
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Pflanzenpass benötigt wird.   

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 71 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(71) Zur Gewährleistung einheitlicher 

Bedingungen für die Durchführung dieser 

Verordnung sollten der Kommission 

Durchführungsbefugnisse in Bezug auf 

Folgendes gewährt werden: Aufstellung 

einer Liste der 

Unionsquarantäneschädlinge; 

Aufstellung einer Liste der prioritären 

Schädlinge; Festlegung von Maßnahmen 

zur Bekämpfung bestimmter 

Unionsquarantäneschädlinge; Annahme 

befristeter Maßnahmen in Bezug auf die 

Pflanzengesundheitsrisiken, die von 

vorläufig als Unionsquarantäneschädlinge 

eingestuften Schädlingen ausgehen; 

Anerkennung der Schutzgebiete, die gemäß 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe h 

Unterabsatz 1 der Richtlinie 2000/29/EG 

anerkannt wurden, und Aufstellung einer 

Liste der entsprechenden Schutzgebiet-

Quarantäneschädlinge; Änderung bzw. 

Aufhebung der Anerkennung von 

Schutzgebieten sowie Änderung der Liste 

dieser Schutzgebiete; Auflistung von 

Unionsquarantäneschädlingen und der 

betreffenden zum Anpflanzen bestimmten 

Pflanzen; Auflistung der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände, deren Verbringung in das 

Gebiet der Union und innerhalb dieses 

Gebiets verboten ist, sowie der 

betreffenden Drittländer; Auflistung der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände und der 

Anforderungen für ihre Verbringung in das 

Gebiet der Union und innerhalb dieses 

Gebiets; Festlegung von Anforderungen in 

(71) Zur Gewährleistung einheitlicher 

Bedingungen für die Durchführung dieser 

Verordnung sollten der Kommission 

Durchführungsbefugnisse in Bezug auf 

Folgendes gewährt werden: Festlegung von 

Maßnahmen zur Bekämpfung bestimmter 

Unionsquarantäneschädlinge; Annahme 

befristeter Maßnahmen in Bezug auf die 

Pflanzengesundheitsrisiken, die von 

vorläufig als Unionsquarantäneschädlinge 

eingestuften Schädlingen ausgehen; 

Anerkennung der Schutzgebiete, die gemäß 

Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe h 

Unterabsatz 1 der Richtlinie 2000/29/EG 

anerkannt wurden, und Aufstellung einer 

Liste der entsprechenden Schutzgebiet-

Quarantäneschädlinge; Änderung bzw. 

Aufhebung der Anerkennung von 

Schutzgebieten sowie Änderung der Liste 

dieser Schutzgebiete; Auflistung der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, deren Verbringung 

in das Gebiet der Union und innerhalb 

dieses Gebiets verboten ist, sowie der 

betreffenden Drittländer; Auflistung der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände und der 

Anforderungen für ihre Verbringung in das 

Gebiet der Union und innerhalb dieses 

Gebiets; Festlegung von Anforderungen in 

Bezug auf Drittländer, die gleichwertig 

sind mit den Anforderungen für die 

Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen innerhalb der Union; 

Festlegung spezifischer Bedingungen bzw. 

Maßnahmen hinsichtlich der Verbringung 
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Bezug auf Drittländer, die gleichwertig 

sind mit den Anforderungen für die 

Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen innerhalb der Union; 

Festlegung spezifischer Bedingungen bzw. 

Maßnahmen hinsichtlich der Verbringung 

bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstiger Gegenstände in Grenzgebiete 

von Mitgliedstaaten; Annahme befristeter 

Maßnahmen hinsichtlich der Verbringung 

von aus Drittländern stammenden zum 

Anpflanzen bestimmten Pflanzen in das 

Gebiet der Union und innerhalb dieses 

Gebiets; Auflistung der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände, deren Verbringung in 

bestimmte Schutzgebiete und innerhalb 

dieser Gebiete verboten ist; Auflistung der 

Anforderungen für die Verbringung von 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen in bestimmte 

Schutzgebiete sowie innerhalb dieser 

Gebiete; Auflistung der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie der entsprechenden 

Ursprungs- oder Versand-Drittländer, für 

die bei der Verbringung in das Gebiet der 

Union ein Pflanzengesundheitszeugnis 

erforderlich ist; Auflistung der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie der entsprechenden 

Ursprungs- oder Versand-Drittländer, für 

die bei der Verbringung aus den 

betreffenden Drittländern in bestimmte 

Schutzgebiete ein 

Pflanzengesundheitszeugnis erforderlich 

ist; Auflistung der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände, für deren Verbringung 

innerhalb des Gebiets der Union ein 

Pflanzenpass erforderlich ist; Auflistung 

der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, für deren 

Verbringung in bestimmte Schutzgebiete 

ein Pflanzenpass erforderlich ist; 

Festlegung der Form des Pflanzenpasses. 

Diese Befugnisse sollten im Einklang mit 

bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstiger Gegenstände in Grenzgebiete 

von Mitgliedstaaten; Annahme befristeter 

Maßnahmen hinsichtlich der Verbringung 

von aus Drittländern stammenden zum 

Anpflanzen bestimmten Pflanzen in das 

Gebiet der Union und innerhalb dieses 

Gebiets; Auflistung der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände, deren Verbringung in 

bestimmte Schutzgebiete und innerhalb 

dieser Gebiete verboten ist; Auflistung der 

Anforderungen für die Verbringung von 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen in bestimmte 

Schutzgebiete sowie innerhalb dieser 

Gebiete; Auflistung der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie der entsprechenden 

Ursprungs- oder Versand-Drittländer, für 

die bei der Verbringung in das Gebiet der 

Union ein Pflanzengesundheitszeugnis 

erforderlich ist; Auflistung der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie der entsprechenden 

Ursprungs- oder Versand-Drittländer, für 

die bei der Verbringung aus den 

betreffenden Drittländern in bestimmte 

Schutzgebiete ein 

Pflanzengesundheitszeugnis erforderlich 

ist; Auflistung der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände, für deren Verbringung 

innerhalb des Gebiets der Union ein 

Pflanzenpass erforderlich ist; Auflistung 

der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, für deren 

Verbringung in bestimmte Schutzgebiete 

ein Pflanzenpass erforderlich ist; 

Festlegung der Form des Pflanzenpasses. 

Diese Befugnisse sollten im Einklang mit 

der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der 

allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach 

denen die Mitgliedstaaten die 

Wahrnehmung der 

Durchführungsbefugnisse durch die 
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der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des 

Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der 

allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach 

denen die Mitgliedstaaten die 

Wahrnehmung der 

Durchführungsbefugnisse durch die 

Kommission kontrollieren, ausgeübt 

werden. 

Kommission kontrollieren, ausgeübt 

werden. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 72 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(72) Für Folgendes sollte das 

Beratungsverfahren angewandt werden: 

Annahme der ersten Liste der 

Unionsquarantäneschädlinge, da in 

dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die Schädlinge enthalten 

sein sollten, die in Anhang I Teil A sowie 

Anhang II Teil A Kapitel I der Richtlinie 

2000/29/EG aufgeführt sind; Änderung 

der wissenschaftlichen Bezeichnung eines 

Schädlings, wenn der wissenschaftliche 

Fortschritt eine solche Änderung 

rechtfertigt; Annahme der ersten Liste der 

Schutzgebiete und der betreffenden 

Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge, da in 

dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die Schutzgebiete enthalten 

sein sollten, die gemäß Artikel 2 Absatz 1 

Buchstabe h Unterabsatz 1 der Richtlinie 

2000/29/EG anerkannt wurden, sowie die 

Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge, die in 

Anhang I Teil B und Anhang II Teil B der 

Richtlinie 2000/29/EG aufgeführt sind; 

Anpassung und Aufhebung von 

Schutzgebieten; Annahme der ersten Liste 

der Unionsqualitätsschädlinge, da in 

dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die Schädlinge enthalten 

sein sollten, die in bestimmten Richtlinien 

zur Erzeugung und zum 

(72) Für Folgendes sollte das 

Beratungsverfahren angewandt werden: 

Annahme der ersten Liste der 

Schutzgebiete und der betreffenden 

Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge, da in 

dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die Schutzgebiete enthalten 

sein sollten, die gemäß Artikel 2 Absatz 1 

Buchstabe h Unterabsatz 1 der Richtlinie 

2000/29/EG anerkannt wurden, sowie die 

Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge, die in 

Anhang I Teil B und Anhang II Teil B der 

Richtlinie 2000/29/EG aufgeführt sind; 

Anpassung und Aufhebung von 

Schutzgebieten; Annahme der ersten Liste 

der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, deren Verbringung 

in das Gebiet der Union und innerhalb 

dieses Gebiets verboten ist, da in dieser 

ersten Liste nur – und ohne Änderungen – 

die in Anhang III Teil A der Richtlinie 

2000/29/EG genannten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie die betreffenden 

Verbote und Drittländer einschließlich der 

jeweiligen Codes aus der Kombinierten 

Nomenklatur (KN-Codes) enthalten sein 

sollten; Annahme der ersten Liste der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, für deren 
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Inverkehrbringen von Saatgut und 

Vermehrungsmaterial aufgeführt sind; 
Annahme der ersten Liste der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände, deren Verbringung in das 

Gebiet der Union und innerhalb dieses 

Gebiets verboten ist, da in dieser ersten 

Liste nur – und ohne Änderungen – die in 

Anhang III Teil A der Richtlinie 

2000/29/EG genannten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie die betreffenden 

Verbote und Drittländer einschließlich der 

jeweiligen Codes aus der Kombinierten 

Nomenklatur (KN-Codes) enthalten sein 

sollten; Annahme der ersten Liste der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, für deren 

Verbringung in das Gebiet der Union und 

innerhalb dieses Gebiets besondere 

Anforderungen gelten, da in dieser ersten 

Liste nur – und ohne Änderungen – die in 

Anhang IV Teil A der Richtlinie 

2000/29/EG genannten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie die betreffenden 

Anforderungen und Drittländer 

einschließlich der jeweiligen Codes aus der 

Kombinierten Nomenklatur (KN-Codes) 

enthalten sein sollten; Annahme der ersten 

Liste der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände, deren 

Verbringung in bestimmte Schutzgebiete 

verboten ist, da in dieser ersten Liste nur – 

und ohne Änderungen – die in Anhang III 

Teil B der Richtlinie 2000/29/EG 

genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände sowie die 

betreffenden Verbote und Drittländer 

einschließlich der jeweiligen Codes aus der 

Kombinierten Nomenklatur (KN-Codes) 

enthalten sein sollten; Annahme der ersten 

Liste der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände, für deren 

Verbringung in bestimmte Schutzgebiete 

und innerhalb dieser Gebiete besondere 

Anforderungen gelten, da in dieser ersten 

Liste nur – und ohne Änderungen – die in 

Verbringung in das Gebiet der Union und 

innerhalb dieses Gebiets besondere 

Anforderungen gelten, da in dieser ersten 

Liste nur – und ohne Änderungen – die in 

Anhang IV Teil A der Richtlinie 

2000/29/EG genannten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie die betreffenden 

Anforderungen und Drittländer 

einschließlich der jeweiligen Codes aus der 

Kombinierten Nomenklatur (KN-Codes) 

enthalten sein sollten; Annahme der ersten 

Liste der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände, deren 

Verbringung in bestimmte Schutzgebiete 

verboten ist, da in dieser ersten Liste nur – 

und ohne Änderungen – die in Anhang III 

Teil B der Richtlinie 2000/29/EG 

genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände sowie die 

betreffenden Verbote und Drittländer 

einschließlich der jeweiligen Codes aus der 

Kombinierten Nomenklatur (KN-Codes) 

enthalten sein sollten; Annahme der ersten 

Liste der Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände, für deren 

Verbringung in bestimmte Schutzgebiete 

und innerhalb dieser Gebiete besondere 

Anforderungen gelten, da in dieser ersten 

Liste nur – und ohne Änderungen – die in 

Anhang IV Teil B der Richtlinie 

2000/29/EG genannten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie die betreffenden 

Anforderungen einschließlich der 

jeweiligen Codes aus der Kombinierten 

Nomenklatur (KN-Codes) enthalten sein 

sollten; Annahme der ersten Liste der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände sowie der 

entsprechenden Ursprungs- oder Versand-

Drittländer, für die bei der Verbringung in 

das Gebiet der Union ein 

Pflanzengesundheitszeugnis erforderlich 

ist, da in dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die in Anhang V Teil B 

Ziffer I der Richtlinie 2000/29/EG 

genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 
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Anhang IV Teil B der Richtlinie 

2000/29/EG genannten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände sowie die betreffenden 

Anforderungen einschließlich der 

jeweiligen Codes aus der Kombinierten 

Nomenklatur (KN-Codes) enthalten sein 

sollten; Annahme der ersten Liste der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände sowie der 

entsprechenden Ursprungs- oder Versand-

Drittländer, für die bei der Verbringung in 

das Gebiet der Union ein 

Pflanzengesundheitszeugnis erforderlich 

ist, da in dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die in Anhang V Teil B 

Ziffer I der Richtlinie 2000/29/EG 

genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände enthalten sein 

sollten; Annahme der ersten Liste der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände sowie der 

entsprechenden Ursprungs- oder Versand-

Drittländer, für die bei der Verbringung in 

bestimmte Schutzgebiete ein 

Pflanzengesundheitszeugnis erforderlich 

ist, da in dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die in Anhang V Teil B 

Ziffer II der Richtlinie 2000/29/EG 

genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände enthalten sein 

sollten; Annahme der ersten Liste der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, für die bei der 

Verbringung innerhalb des Gebiets der 

Union ein Pflanzenpass erforderlich ist, da 

in dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die in Anhang V Teil A 

Ziffer I der Richtlinie 2000/29/EG 

genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände enthalten sein 

sollten; Annahme der ersten Liste der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, für die bei der 

Verbringung in bestimmte Schutzgebiete 

ein Pflanzenpass erforderlich ist, da in 

dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die in Anhang V Teil A 

und sonstigen Gegenstände enthalten sein 

sollten; Annahme der ersten Liste der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände sowie der 

entsprechenden Ursprungs- oder Versand-

Drittländer, für die bei der Verbringung in 

bestimmte Schutzgebiete ein 

Pflanzengesundheitszeugnis erforderlich 

ist, da in dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die in Anhang V Teil B 

Ziffer II der Richtlinie 2000/29/EG 

genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände enthalten sein 

sollten; Annahme der ersten Liste der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, für die bei der 

Verbringung innerhalb des Gebiets der 

Union ein Pflanzenpass erforderlich ist, da 

in dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die in Anhang V Teil A 

Ziffer I der Richtlinie 2000/29/EG 

genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände enthalten sein 

sollten; Annahme der ersten Liste der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände, für die bei der 

Verbringung in bestimmte Schutzgebiete 

ein Pflanzenpass erforderlich ist, da in 

dieser ersten Liste nur – und ohne 

Änderungen – die in Anhang V Teil A 

Ziffer II der Richtlinie 2000/29/EG 

genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände enthalten sein 

sollten. 
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Ziffer II der Richtlinie 2000/29/EG 

genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse 

und sonstigen Gegenstände enthalten sein 

sollten. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 75 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(75) Die Verordnung (EU) Nr. …/2013 mit 

Bestimmungen für … [Office of 

Publications, please insert number and title 

of Regulation laying down provisions for 

the management of expenditure relating to 

the food chain, animal health and animal 

welfare, and relating to plant health and 

plant reproductive material and, in the 

footnote, the reference to the Official 

Journal] sieht vor, dass Finanzhilfen für 

Maßnahmen gegen Schädlinge gewährt 

werden können, wenn diese Maßnahmen 

bestimmte in den Anhängen der Richtlinie 

2000/29/EG aufgeführte Schädlinge 

betreffen oder wenn sie bestimmte 

Schädlinge betreffen, die zwar nicht in 

diesen Anhängen aufgeführt sind, jedoch 

Gegenstand einer befristeten, in Bezug auf 

den Schädling angenommenen Maßnahme 

der Union sind. Mit der vorliegenden 

Verordnung wird die Kategorie der 

prioritären Schädlinge eingeführt. Es ist 

angebracht, dass für bestimmte von den 

Mitgliedstaaten ergriffene Maßnahmen in 

Bezug auf prioritäre Schädlinge 

Finanzhilfen der Union gewährt werden 

können; dies schließt auch 

Entschädigungen für Unternehmer für den 

Wert von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen 

und sonstigen Gegenständen ein, die 

aufgrund von Tilgungsmaßnahmen gemäß 

der vorliegenden Verordnung vernichtet 

werden. Die Verordnung (EU) 

Nr. XXX/2013 ist daher entsprechend zu 

(75) Die Verordnung (EU) Nr. …/2013 mit 

Bestimmungen für … [Office of 

Publications, please insert number and title 

of Regulation laying down provisions for 

the management of expenditure relating to 

the food chain, animal health and animal 

welfare, and relating to plant health and 

plant reproductive material and, in the 

footnote, the reference to the Official 

Journal] sieht vor, dass Finanzhilfen für 

Maßnahmen gegen Schädlinge gewährt 

werden können, wenn diese Maßnahmen 

bestimmte in den Anhängen der Richtlinie 

2000/29/EG aufgeführte Schädlinge 

betreffen oder wenn sie bestimmte 

Schädlinge betreffen, die zwar nicht in 

diesen Anhängen aufgeführt sind, jedoch 

Gegenstand einer befristeten, in Bezug auf 

den Schädling angenommenen Maßnahme 

der Union sind. Mit der vorliegenden 

Verordnung wird die Kategorie der 

prioritären Schädlinge eingeführt. Es ist 

angebracht, dass für bestimmte von den 

Mitgliedstaaten ergriffene Maßnahmen, 

insbesondere in Bezug auf prioritäre 

Schädlinge, Finanzhilfen der Union 

gewährt werden können; dies schließt auch 

Entschädigungen für Unternehmer für den 

Wert von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen 

und sonstigen Gegenständen ein, die 

aufgrund von Tilgungsmaßnahmen gemäß 

der vorliegenden Verordnung vernichtet 

werden; ebenso ist dies für die 

Durchführung erweiterter 
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ändern. Biosicherheitsmaßnahmen angebracht, 

die für die Prävention, Erkennung und 

Kontrolle von prioritären Schädlingen auf 

der Ebene der landwirtschaftlichen 

Betriebe unentbehrlich sind. Darüber 

hinaus sollten auch für Maßnahmen, die 

Mitgliedstaaten gemäß Artikel 15 der 

Verordnung (EU) Nr. …/2013 mit 

Bestimmungen zu … [Office of 

Publications, please insert number and 

title of Regulation laying down provisions 

on the prevention and management of the 

introduction and spread of invasive alien 

species] ergreifen, um potenziell 

gefährliche gebietsfremde Arten in einem 

frühen Stadium der Invasion zu tilgen, 

Beihilfen der Union gewährt werden 

können. Dies sollte auch 

Entschädigungen für Unternehmer für 

den Wert von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen einschließen, die gemäß 

Artikel 15 der Verordnung (EU) 

Nr. …/2013 mit Bestimmungen zu …  

[Office of Publications, please insert 

number and title of Regulation laying 

down provisions on the prevention and 

management of the introduction and 

spread of invasive alien species] 

vernichtet werden. Die Verordnung (EU) 

Nr. XXX/2013 ist daher entsprechend zu 

ändern.  

Begründung 

Unternehmer sollten für die Durchführung erweiterter Biosicherheitsmaßnahmen, die 

unerlässlich für eine frühzeitige Bekämpfung prioritärer Schädlinge sind, entschädigt werden. 

Auch im Sinne einer Anpassung der Verordnung über die Mittelverwaltung an den am 

9. September 2013 veröffentlichten Vorschlag über invasive gebietsfremde Arten sollte für 

Maßnahmen von Mitgliedstaaten zur raschen und frühzeitigen Tilgung von Invasionen 

gebietsfremder Arten gemäß Artikel 15 des genannten Vorschlags eine Kofinanzierung durch 

die EU gewährt werden können. Dies sollte auch Entschädigungen für Unternehmer für den 

Wert der durch die Tilgungsmaßnahmen vernichteten Pflanzen einschließen. 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 75 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (75a) Zur Gemeinsamen Agrarpolitik 

(GAP) gehören Bestimmungen, mit denen 

Finanzmittel/Hilfen der EU für Landwirte 

an die Einhaltung spezifischer Normen in 

Bezug auf die Umwelt, öffentliche 

Gesundheit, Tier- und 

Pflanzengesundheit sowie Tierschutz 

geknüpft werden. 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 77 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(77) Diese Verordnung bringt für kleinere 

und mittlere Unternehmen keinen 

übermäßig hohen Verwaltungsaufwand 

und keine übermäßigen wirtschaftlichen 

Folgen mit sich. Nach Konsultation der 

Interessenträger wurde die besondere 

Situation kleiner und mittlerer 

Unternehmen soweit möglich in dieser 

Verordnung berücksichtigt. Eine generelle 

Ausnahmeregelung für 

Kleinstunternehmen, die die Mehrheit der 

Unternehmen bilden, wurde angesichts der 

allgemeinen strategischen Zielsetzung – 

des Pflanzenschutzes – nicht in Erwägung 

gezogen. 

(77) Diese Verordnung sollte für kleinere 

und mittlere Unternehmen keinen 

übermäßig hohen Verwaltungsaufwand 

und keine übermäßigen wirtschaftlichen 

Folgen mit sich bringen. Nach 

Konsultation der Interessenträger wurde 

die besondere Situation kleiner und 

mittlerer Unternehmen soweit möglich in 

dieser Verordnung berücksichtigt. Eine 

allgemeine Ausnahmeregelung für 

Kleinstunternehmen, die die Mehrheit der 

Unternehmen bilden, wurde angesichts der 

allgemeinen strategischen Zielsetzung – 

des Pflanzenschutzes – nicht in Erwägung 

gezogen. Eine allgemeine Ausnahme für 

Kleinstunternehmen mit ausschließlich 

lokalem Handel muss allerdings in 

Erwägung gezogen werden, um eine 

ausgeglichene Anwendung 

sicherzustellen. 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 7 – Buchstabe d 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Verbringung in das Gebiet der Union, 

innerhalb dieses Gebiets und aus diesem 

Gebiet heraus; 

(d) Verbringung in das Gebiet der Union, 

innerhalb dieses Gebiets und aus diesem 

Gebiet heraus, wo Aktivitäten zu einem 

pflanzenschutzrechtlichen Risiko führen 

könnten; 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) „Behandlung“ ein Verfahren zur 

Tötung, Inaktivierung oder Entfernung von 

Schädlingen, zur Unfruchtbarmachung von 

Schädlingen oder zu ihrer Devitalisierung. 

(10) „Behandlung“ ein Verfahren zur 

Tötung, Inaktivierung oder Entfernung von 

Schädlingen, zur Unfruchtbarmachung von 

Schädlingen oder zu ihrer Devitalisierung 

auf der Grundlage des Prinzips des 

nachhaltigen Einsatzes von Pestiziden. 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10a) „nichtchemische Methoden“ 

alternative Methoden zur Verwendung 

chemischer Pestizide für den 

Pflanzenschutz und die 

Schädlingsbekämpfung auf der 

Grundlage von agronomischen Verfahren 

wie die in Anhang III Nummer 1 der 

Richtlinie 2009/128/EG über einen 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 

nachhaltige Verwendung von 

Pestiziden23a genannten oder 

physikalische, mechanische oder 

biologische 

Schädlingsbekämpfungsmethoden; 

 __________________ 
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23a ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  

 

Änderungsantrag 29 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10b) „integrierter Pflanzenschutz“ die 

sorgfältige Abwägung aller verfügbaren 

Pflanzenschutzmethoden und die 

anschließende Einbindung geeigneter 

Maßnahmen, die der Entstehung von 

Populationen von Schadorganismen 

entgegenwirken und die Verwendung von 

Pflanzenschutzmitteln und anderen 

Abwehr- und Bekämpfungsmethoden auf 

einem Niveau halten, das wirtschaftlich 

und ökologisch vertretbar ist und Risiken 

für die menschliche Gesundheit und die 

Umwelt reduziert oder minimiert; 

dadurch wird das Wachstum gesunder 

Kulturpflanzen mit der geringstmöglichen 

Beeinträchtigung des Agrarökosystems 

unterstützt und natürliche 

Schädlingsbekämpfungsmethoden werden 

gefördert; 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 – Absatz 1 – Nummer 10 c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (10c) „präventive Maßnahmen“ die 

Verwendung widerstandsfähiger 

agronomischer Systeme und Alternativen 

zu Pestiziden, sofern dies möglich ist. Zu 

diesem Zweck muss der Unternehmer eine 

Maßnahmenhierarchie für alle Arten von 

Schädlingen gemäß den Grundsätzen des 

integrierten Pflanzenschutzes befolgen, 
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wobei hauptsächlich nichtchemische 

nachhaltige agronomische Verfahren zum 

Einsatz kommen und Pestizide nur als 

letztes Mittel verwendet werden; sämtliche 

Maßnahmen sollten in Einklang mit 

Verordnung (EG) Nr. 1107/200923b über 

das Inverkehrbringen von 

Pflanzenschutzmitteln und Richtlinie 

2009/128/EG23c über einen 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 

nachhaltige Verwendung von Pestiziden 

ergriffen werden, um den Einsatz von 

Methoden/Verfahren sicherzustellen, die 

geringsten Auswirkungen auf die 

Gesundheit und die Umwelt haben. 

 __________________ 

 23b ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1.  

 23cABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Kommission stellt im Wege eines 

Durchführungsrechtsakts eine Liste der 

Schädlinge auf, die in Bezug auf das 

Gebiet der Union die Bedingungen des 

Artikels 3 Buchstaben b, c und d erfüllen; 

diese Liste trägt die Bezeichnung „Liste 

der Unionsquarantäneschädlinge“. 

2. Eine Liste der Schädlinge, die in Bezug 

auf das Gebiet der Union die Bedingungen 

des Artikels 3 Buchstaben b, c und d 

erfüllen, wird in Anhang 1a festgelegt; 

diese Liste trägt die Bezeichnung „Liste 

der Unionsquarantäneschädlinge“. 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Liste umfasst auch die in Anhang I 

Teil A sowie Anhang II Teil A Kapitel I 

der Richtlinie 2000/29/EG aufgeführten 

entfällt 
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Schädlinge. 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Unterabsatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Dieser Durchführungsrechtsakt wird 

gemäß dem in Artikel 99 Absatz 2 

genannten Beratungsverfahren erlassen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission ändert den in Absatz 2 

genannten delegierten Rechtsakt, wenn 

eine Bewertung ergibt, dass ein nicht in 

jenem Rechtsakt aufgeführter Schädling in 

Bezug auf das Gebiet der Union die 

Bedingungen des Artikels 3 Buchstaben b, 

c und d erfüllt oder dass ein in diesem 

Durchführungsrechtsakt aufgeführter 

Schädling eine oder mehrere dieser 

Bedingungen nicht mehr erfüllt. Im ersten 

Fall nimmt die Kommission den 

betreffenden Schädling in die in Absatz 2 

genannte Liste auf, im zweiten Fall streicht 

sie den betreffenden Schädling aus der 

Liste. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, Rechtsakte gemäß Artikel 98 

in Bezug auf die Änderung der in 

Absatz 2 genannten Liste zu erlassen, 

wenn eine Bewertung ergibt, dass ein nicht 

in jenem Anhang aufgeführter Schädling 

in Bezug auf das Gebiet der Union die 

Bedingungen des Artikels 3 Buchstaben b, 

c und d erfüllt oder dass ein in diesem 

Anhang aufgeführter Schädling eine oder 

mehrere dieser Bedingungen nicht mehr 

erfüllt. Im ersten Fall nimmt die 

Kommission den betreffenden Schädling in 

die in Absatz 2 genannte Liste auf, im 

zweiten Fall streicht sie den betreffenden 

Schädling aus der Liste. 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 3 – Unterabsatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Durchführungsrechtsakte zur Das gleiche Verfahren gilt im Falle einer 
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Änderung des in Absatz 2 genannten 

Durchführungsrechtsakts werden nach 

dem in Artikel 99 Absatz 3 genannten 

Prüfverfahren erlassen. Das gleiche 

Verfahren gilt im Falle einer Aufhebung 

oder einer Ersetzung des in Absatz 2 

genannten Durchführungsrechtsakts. 

Aufhebung oder einer Ersetzung der in 

Absatz 2 genannten Liste. 

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 4 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Kommission ändert den in Absatz 2 

genannten Durchführungsrechtsakt, um 

die wissenschaftliche Bezeichnung eines 

Schädlings zu ändern, wenn der 

wissenschaftliche Fortschritt eine solche 

Änderung rechtfertigt. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, Rechtsakte gemäß Artikel 98 

in Bezug auf die Änderung der 

wissenschaftlichen Bezeichnung eines 

Schädlings, der auf der in Absatz 2 

genannten Liste aufgeführt ist, zu 

erlassen, wenn der wissenschaftliche 

Fortschritt eine solche Änderung 

rechtfertigt. 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 4 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Durchführungsrechtsakte werden 

nach dem in Artikel 99 Absatz 2 

genannten Beratungsverfahren erlassen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Im Wege eines Durchführungsrechtsakts 

stellt die Kommission eine Liste der 

In Anhang Ib wird eine Liste der 

prioritären Schädlinge festgelegt (im 



 

PE522.767v02-00 140/197 RR\1021316DE.doc 

DE 

prioritären Schädlinge auf (im Folgenden 

„Liste der prioritären Schädlinge“) und 

ändert diese Liste. 

Folgenden „Liste der prioritären 

Schädlinge“).  

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Ergibt eine Bewertung, dass ein 

Unionsquarantäneschädling die 

Bedingungen in Absatz 1 erfüllt bzw. dass 

ein Schädling eine oder mehrere dieser 

Bedingungen nicht mehr erfüllt, ändert die 

Kommission den in Unterabsatz 1 

genannten Durchführungsrechtsakt, um 

den betreffenden Schädling in die Liste 

aufzunehmen bzw. aus der Liste zu 

streichen.  

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, Rechtsakte gemäß Artikel 98 

in Bezug auf die Änderung von Anhang 

1b zu erlassen. In jährlichen Abständen 

bzw. auf Antrag eines Mitgliedsstaates ist 

die Liste der prioritären Schädlinge auf 

der Grundlage einer Risikoanalyse neu zu 

bewerten.  Ergeben Bewertungen, dass ein 

Unionsquarantäneschädling die 

Bedingungen in Absatz 1 erfüllt bzw. dass 

ein Schädling eine oder mehrere dieser 

Bedingungen nicht mehr erfüllt, ändert die 

Kommission innerhalb einer Frist von 3 

Monaten die in Unterabsatz 1 genannte 

Liste, um den betreffenden Schädling in 

die Liste aufzunehmen bzw. aus der Liste 

zu streichen.  

 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 4 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Anzahl der prioritären Schädlinge 

darf 10 % der Anzahl der 

Unionsquarantäneschädlinge auf der 

Liste gemäß Artikel 5 Absätze 2 und 3 

nicht übersteigen. Ist die Zahl der 

prioritären Schädlinge auf über 10 % der 

Zahl der Unionsquarantäneschädlinge 

auf der Liste gemäß Artikel 5 Absätze 2 

entfällt 
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und 3 angestiegen, so ändert die 

Kommission den in Unterabsatz 1 

genannten Durchführungsrechtsakt, um 

die Zahl der Schädlinge auf dieser Liste 

auf Grundlage ihrer potenziellen 

wirtschaftlichen, ökologischen und 

sozialen Folgen gemäß Anhang II 

Abschnitt 2 entsprechend anzupassen. 

 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Durchführungsrechtsakte werden 

gemäß dem in Artikel 99 Absatz 3 

genannten Prüfverfahren erlassen.  

entfällt 

 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 – Absatz 2 – Unterabsatz 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

In hinreichend begründeten Fällen 

äußerster Dringlichkeit aufgrund eines 

ernsten Pflanzengesundheitsrisikos erlässt 

die Kommission nach dem in Artikel 99 

Absatz 4 genannten Verfahren sofort 

geltende Durchführungsrechtsakte zur 

Einstufung von 

Unionsquarantäneschädlingen als 

prioritäre Schädlinge.  

Wenn im Fall eines ernsten 

Pflanzengesundheitsrisikos Gründe 

äußerster Dringlichkeit es zwingend 

erforderlich machen, werden 

Unionsquarantäneschädlinge nach dem in 

Artikel 98a vorgesehenen Verfahren als 

prioritäre Schädlinge eingestuft. 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 6 – Buchstabe b 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) in Absatz 2 genannte Bewertungen 

und Genehmigung  und 

entfällt 

Begründung 

Die Bewertung des Risikos nach Artikel 8 Absatz 2 fällt ausdrücklich in die Verantwortung 

der zuständigen Behörde. Es gibt keinen Grund für die Kommission, hierfür delegierte 

Rechtsakte zu erlassen. 

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 13 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 

der Öffentlichkeit Informationen über die 

potenziellen wirtschaftlichen, 

ökologischen und sozialen Auswirkungen 

von Pflanzenschädlingen, über die 

wichtigsten Grundsätze der Prävention 

und der Verbreitung von Schädlingen und 

über die Verantwortung der Gesellschaft 

als Ganzes zur Verfügung gestellt werden, 

um für gesunde Pflanzen im EU-

Hoheitsgebiet zu sorgen.   

 Die Kommission stellt eine öffentlich 

zugängliche Liste der in Drittländern neu 

auftauchenden Pflanzenschädlinge auf, 

die die Pflanzengesundheit im Gebiet der 

Union gefährden können, und aktualisiert 

diese fortlaufend. 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 14 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Im Falle einer unmittelbaren Gefahr 

gemäß den Absätzen 1 und 2 müssen 
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Unternehmer entsprechend den mit dieser 

Gefahr verbundenen Risiken alle 

notwendigen Maßnahmen ergreifen, um 

das Eindringen solcher Schädlinge in das 

Gebiet der Union zu verhindern.  

Begründung 

Im Falle einer unmittelbaren Gefahr des Eindringens eines Unionsquarantäneschädlings in 

das Gebiet der Union sollten Mitgliedstaaten entsprechend den damit verbundenen Risiken 

nicht nur die Kommission, die übrigen Mitgliedstaaten und die zuständige Behörde 

informieren, sondern auch Sofortmaßnahmen ergreifen, um dieses Eindringen zu verhindern. 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Wird einem Unternehmer bekannt, dass ein 

Unionsquarantäneschädling bei Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen 

Gegenständen auftritt, für die er zuständig 

ist, so ergreift er unmittelbar nach der 

Meldung bei der betreffenden zuständigen 

Behörde und deren Konsultation die 

erforderlichen Pflanzenschutzmaßnahmen, 

um diesen Schädling bei den betreffenden 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen und 

gegebenenfalls in seinem Betrieb zu 

beseitigen und die Ausbreitung dieses 

Schädlings zu verhindern. 

Wird einem Unternehmer bekannt, dass ein 

Unionsquarantäneschädling bei Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen 

Gegenständen auftritt, für die er zuständig 

ist, so ergreift er unmittelbar nach der 

Meldung bei der betreffenden zuständigen 

Behörde und deren Konsultation die 

erforderlichen Pflanzenschutzmaßnahmen, 

um diesen Schädling bei den betreffenden 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und 

sonstigen Gegenständen und 

gegebenenfalls in seinem Betrieb zu 

beseitigen und die Ausbreitung dieses 

Schädlings zu verhindern. 

 Zu diesem Zweck muss der Unternehmer 

eine Maßnahmenhierarchie für alle Arten 

von Schädlingen gemäß den Grundsätzen 

des integrierten Pflanzenschutzes 

befolgen, wobei hauptsächlich 

nichtchemische nachhaltige 

agronomische Verfahren zum Einsatz 

kommen und Pestizide nur als letztes 

Mittel verwendet werden; sämtliche 

Maßnahmen sollten in Einklang mit 

Verordnung (EG) Nr. 1107/200923d über 

das Inverkehrbringen von 

Pflanzenschutzmitteln und Richtlinie 
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2009/128/EG23e über einen 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 

nachhaltige Verwendung von Pestiziden 

ergriffen werden, um den Einsatz von 

Methoden/Verfahren sicherzustellen, die 

die geringsten Auswirkungen auf die 

Gesundheit und die Umwelt haben. 

 __________________ 

 23d ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1.  

 23eABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  

 

Änderungsantrag  47 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 15 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die zuständige Behörde sorgt 

gegebenenfalls dafür, dass der betreffende 

Unternehmer die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände, die mit dem Schädling 

befallen sein könnten, vom Markt 

zurückruft und – sofern die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände bereits bei den Endnutzern 

angelangt sein könnten – sie bei diesen 

Endnutzern zurückruft. 

3. Die zuständige Behörde sorgt 

gegebenenfalls dafür, dass der betreffende 

Unternehmer die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände, die mit dem Schädling 

befallen sein könnten, vom Markt 

zurückruft und – sofern die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände bereits bei den Endnutzern 

angelangt sein könnten – sie bei diesen 

Endnutzern zurückruft oder sonstige 

Maßnahmen ergreift, um sicherzustellen, 

dass die Pflanzenschädlinge sich nicht 

weiter ausbreiten können. 

Begründung 

Das „Zurückrufen“ ist eine sehr drastische Option. Wenn es andere mögliche Lösungen gibt, 

müssen auch diese in Erwägung gezogen werden. 

 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Wurde das Auftreten eines 1. Wurde das Auftreten eines 
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Unionsquarantäneschädlings amtlich 

bestätigt, ergreift die zuständige Behörde 

unverzüglich alle erforderlichen 

Maßnahmen, um diesen Schädling im 

betreffenden Bezirk zu beseitigen und 

seine Ausbreitung über den Bezirk hinaus 

zu verhüten (im Folgenden „tilgen“).. 

Diese Maßnahmen werden gemäß 

Anhang IV zu Maßnahmen und 

Grundsätzen für das Risikomanagement 

bei Schädlingen angenommen. 

Unionsquarantäneschädlings amtlich 

bestätigt, ergreift die zuständige Behörde 

unverzüglich alle erforderlichen 

Maßnahmen in Einklang mit Richtlinie 

2009/128/EC23f über einen 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 

nachhaltige Verwendung von Pestiziden 

und Verordnung (EG) Nr. 1107/200923g 

über das Inverkehrbringen von 

Pflanzenschutzmitteln, um diesen 

Schädling im betreffenden Bezirk zu 

beseitigen und seine Ausbreitung über den 

Bezirk hinaus zu verhüten (im Folgenden 

„tilgen“). Diese Maßnahmen werden 

gemäß Anhang IV zu Maßnahmen und 

Grundsätzen für das Risikomanagement 

bei Schädlingen angenommen. 

 __________________ 

 23fABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  

 23gABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1.  

 

Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 16 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 1a. Entschädigen die Mitgliedstaaten 

Unternehmer gemäß Artikel 19 Absatz 1 

Buchstabe ca der Verordnung (EU) Nr. 

[Amt für Veröffentlichungen, bitte die 

Nummer der Verordnung (EU) Nr. 

[.…]/201323h mit Bestimmungen für die 

Verwaltung der Ausgaben in den 

Bereichen Lebensmittelkette, 

Tiergesundheit und Tierschutz sowie 

Pflanzengesundheit und 

Pflanzenvermehrungsmaterial einfügen] 

für den Wert der Pflanzen, der 

Pflanzenerzeugnisse und der sonstigen 

Gegenstände, die durch die in Absatz 1 

genannten und in einer Grenzregion 

ergriffenen Maßnahmen vernichtet 

wurden, sorgen sie dafür, dass unter den 
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betroffenen Mitgliedstaaten adäquate 

Entschädigungszahlungen vereinbart 

werden, damit unzumutbare 

Wettbewerbsverfälschung möglichst 

verhindert wird. 

 __________________ 

 23h ABl. L …, …., S.….  

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die zuständigen Behörden führen jährlich 

für jede Sperrzone eine Untersuchung zur 

Entwicklung des Auftretens des 

betreffenden Schädlings durch. 

Die zuständigen Behörden führen auf 

Risikobasis und mit angemessener 

Häufigkeit für jede Sperrzone eine 

Untersuchung zur Entwicklung des 

Auftretens des betreffenden Schädlings 

durch. 

Begründung 

Eine zügige, flexible und risikobezogene Herangehensweise ist notwendig, damit solche 

restriktiven Maßnahmen beseitigt werden können, sobald die zuständigen Behörden die 

Beseitigung des Schädlings bestätigt haben. Unbegründete Verzögerungen bei der Aufhebung 

von Sperrzonen sind zu vermeiden. 

 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 18 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Stellt eine zuständige Behörde im 

Rahmen einer jährlichen Untersuchung 

fest, dass der betreffende Schädling in der 

Pufferzone auftritt, meldet der betreffende 

Mitgliedstaat dies unverzüglich der 

Kommission und den anderen 

Mitgliedstaaten und gibt dabei an, dass der 

Schädling in einer Pufferzone aufgetreten 

ist. 

2. Stellt eine zuständige Behörde im 

Rahmen der Untersuchung fest, dass der 

betreffende Schädling in der Pufferzone 

auftritt, meldet der betreffende 

Mitgliedstaat dies unverzüglich der 

Kommission und den anderen 

Mitgliedstaaten und gibt dabei an, dass der 

Schädling in einer Pufferzone aufgetreten 

ist. 
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Begründung 

Eine zügige, flexible und risikobezogene Herangehensweise gemäß Artikel 18 Absatz 1 ist 

notwendig, damit solche restriktiven Maßnahmen beseitigt werden können, sobald die 

zuständigen Behörden die Beseitigung des Schädlings bestätigt haben. Unbegründete 

Verzögerungen bei der Aufhebung von Sperrzonen sind zu vermeiden. 

 

Änderungsantrag 52 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 20  

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts Anhang IV 

Abschnitt 1 (Maßnahmen für das 

Risikomanagement bei 

Quarantäneschädlingen) in Bezug auf 

Maßnahmen zur Verhütung und 

Beseitigung des Befalls von Kultur- und 

Wildpflanzen, Maßnahmen hinsichtlich 

Sendungen mit Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen sowie Maßnahmen 

hinsichtlich anderer Übertragungswege von 

Quarantäneschädlingen zu ändern und um 

Anhang IV Abschnitt 2 (Grundsätze für 

das Risikomanagement bei Schädlingen) in 

Bezug auf Grundsätze für das 

Risikomanagement bei Schädlingen zu 

ändern. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts sowie der 

vom Internationalen 

Pflanzenschutzübereinkommen (IPPC) 

entwickelten Internationalen Standards 

für Pflanzenschutzmaßnahmen 
Anhang IV Abschnitt 1 (Maßnahmen für 

das Risikomanagement bei 

Quarantäneschädlingen) in Bezug auf 

Maßnahmen zur Verhütung und 

Beseitigung des Befalls von Kultur- und 

Wildpflanzen, Maßnahmen hinsichtlich 

Sendungen mit Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen sowie Maßnahmen 

hinsichtlich anderer Übertragungswege von 

Quarantäneschädlingen zu ändern und um 

Anhang IV Abschnitt 2 (Grundsätze für 

das Risikomanagement bei Schädlingen) in 

Bezug auf Grundsätze für das 

Risikomanagement bei Schädlingen zu 

ändern.  

Begründung 

Als Vertragspartei des IPPC sollte die EU unter anderem die im Rahmen dieses 

Übereinkommens entwickelten internationalen Standards einhalten. 
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Änderungsantrag 53 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 21 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Bei diesen Untersuchungen werden die 

wissenschaftlichen und technischen 

Nachweise und alle weiteren geeigneten 

Informationen in Bezug auf das Auftreten 

der betreffenden Schädlinge berücksichtigt. 

Bei diesen Untersuchungen werden die 

wissenschaftlichen und technischen 

Nachweise, die von den Unternehmern 

ergriffenen vorbeugenden agronomischen 

Maßnahmen und alle weiteren geeigneten 

Informationen in Bezug auf das Auftreten 

der betreffenden Schädlinge berücksichtigt. 

 

Änderungsantrag 54 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 22 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um die in Absatz 1 

genannten Elemente der 

Mehrjahresprogramme für Untersuchungen 

zu ändern oder zu ergänzen. 

3. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um von den 

Mitgliedstaaten zu verlangen, die in 

Absatz 1 genannten Elemente der 

Mehrjahresprogramme für Untersuchungen 

zu ändern oder zu ergänzen. 

Begründung 

Da die Erstellung von Mehrjahresprogrammen Sache der Mitgliedstaaten ist, kann die 

Kommission diese Programme nicht eigenmächtig ändern oder ergänzen.  

 

Änderungsantrag 55 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Jeder Mitgliedstaat erstellt für jeden 

prioritären Schädling, der in der Lage ist, 

in sein Hoheitsgebiet oder Teile davon 

einzudringen und sich dort anzusiedeln, 

1. Jeder Mitgliedstaat erstellt nach 

Anhörung aller betroffenen Akteure für 

jeden prioritären Schädling, der in der Lage 

ist, in sein Hoheitsgebiet oder Teile davon 
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einen separaten Plan und aktualisiert diesen 

fortlaufend; der Plan (im Folgenden 

„Krisenplan“) enthält Informationen zu den 

anzuwendenden Entscheidungsprozessen, 

Verfahren und Protokollen und den 

bereitzustellenden Ressourcen für den Fall, 

dass ein Verdacht auf Auftreten des 

betreffenden Schädlings besteht oder 

dieses Auftreten bestätigt wird. 

einzudringen und sich dort anzusiedeln, 

einen separaten Plan und aktualisiert diesen 

fortlaufend; der Plan (im Folgenden 

„Krisenplan“) enthält Informationen zu den 

anzuwendenden Entscheidungsprozessen, 

Verfahren und Protokollen und den 

bereitzustellenden Ressourcen für den Fall, 

dass ein Verdacht auf Auftreten des 

betreffenden Schädlings besteht oder 

dieses Auftreten bestätigt wird. 

 

Änderungsantrag 56 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Zugang der zuständigen Behörden zu 

den Betrieben und Grundstücken von 

Unternehmern und Privatpersonen (soweit 

erforderlich), zu Laboratorien, Ausrüstung, 

Personal, externen Sachverständigen und 

Ressourcen, die für die schnelle und 

wirksame Tilgung bzw. gegebenenfalls die 

Eindämmung des prioritären Schädlings 

benötigt werden; 

(b) Zugang der zuständigen Behörden zu 

den Betrieben und Grundstücken von 

Unternehmen und Privatpersonen (soweit 

erforderlich), zu Laboratorien, Ausrüstung, 

Personal, externen Sachverständigen und 

Ressourcen, die für die schnelle, wirksame 

und nachhaltige Tilgung bzw. 

gegebenenfalls die Eindämmung des 

prioritären Schädlings gemäß der 

Richtlinie 2009/128/EG über einen 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 

nachhaltige Verwendung von Pestiziden23i 
benötigt werden. 

 __________________ 

 23iABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  

 

Änderungsantrag 57 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 24 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Auf Anfrage übermitteln die 

Mitgliedstaaten ihre Krisenpläne an die 

Kommission und die anderen 

4. Auf Anfrage übermitteln die 

Mitgliedstaaten ihre Krisenpläne an die 

Kommission und die anderen 
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Mitgliedstaaten. Mitgliedstaaten und die Unternehmer. 

 

Änderungsantrag 58 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Übungen werden innerhalb einer 

angemessenen Frist für alle betreffenden 

prioritären Schädlinge durchgeführt. 

Diese Übungen werden innerhalb einer 

angemessenen Frist und unter Mitwirkung 

der betroffenen Akteure für alle 

betreffenden prioritären Schädlinge 

durchgeführt. 

 

Änderungsantrag 59 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Falls das Auftreten eines prioritären 

Schädlings in einem Mitgliedstaat Folgen 

für benachbarte Mitgliedstaaten haben 

könnte, führen die betreffenden 

Mitgliedstaaten die Simulationsübungen 

auf Grundlage ihrer jeweiligen Krisenpläne 

gemeinsam durch. 

Falls das Auftreten eines prioritären 

Schädlings in einem Mitgliedstaat Folgen 

für benachbarte Mitgliedstaaten haben 

könnte, können die betreffenden 

Mitgliedstaaten die Simulationsübungen 

auf Grundlage ihrer jeweiligen Krisenpläne 

gemeinsam durchführen. 

Begründung 

Auf der Grundlage des Subsidiaritätsprinzips muss diese Entscheidung dem jeweiligen 

Mitgliedstaat überlassen werden. 

 

Änderungsantrag 60 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 25 – Absatz 4 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

4. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, in denen 

entfällt 
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Folgendes festgelegt wird: 

a) Häufigkeit, Inhalte und Form der 

Simulationsübungen; 

 

b) Simulationsübungen für mehrere 

prioritäre Schädlinge; 

 

c) Zusammenarbeit zwischen den 

Mitgliedstaaten sowie zwischen 

Mitgliedstaaten und Drittländern; 

 

d) Inhalte der in Absatz 3 genannten 

Berichte über die Simulationsübungen. 

 

Begründung 

Auf der Grundlage des Subsidiaritätsprinzips muss diese Entscheidung dem jeweiligen 

Mitgliedstaat überlassen werden. 

 

Änderungsantrag 61 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 26 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Wird das Auftreten eines prioritären 

Schädlings im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaates gemäß Artikel 11 Absatz 1 

Buchstabe a amtlich bestätigt, so legt die 

zuständige Behörde unverzüglich einen 

Plan mit Maßnahmen zur Tilgung des 

betreffenden Schädlings gemäß den 

Artikeln 16, 17 und 18 sowie einen 

Zeitplan zur Umsetzung dieser 

Maßnahmen fest. Dieser Plan wird als 

„Tilgungsplan“ bezeichnet. 

Wird das Auftreten eines prioritären 

Schädlings im Hoheitsgebiet eines 

Mitgliedstaates gemäß Artikel 11 Absatz 1 

Buchstabe a amtlich bestätigt, so legt die 

zuständige Behörde unverzüglich einen 

Plan mit Maßnahmen zur Tilgung des 

betreffenden Schädlings gemäß den 

Artikeln 16, 17 und 18, der den 

Grundsätzen der nachhaltigen 

Verwendung von Pestiziden gemäß der 

Richtlinie 2009/128/EG23j über einen 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 

nachhaltige Verwendung von Pestiziden 

Rechnung trägt, sowie einen Zeitplan zur 

Umsetzung dieser Maßnahmen fest. Dieser 

Plan wird als „Tilgungsplan“ bezeichnet. 

 __________________ 

 23j ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  
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Änderungsantrag 62 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission kann mittels 

Durchführungsrechtsakten Maßnahmen 

zur Bekämpfung bestimmter 

Unionsquarantäneschädlinge festlegen. 

Diese Maßnahmen dienen der 

Durchführung einer oder mehrerer der 

folgenden Vorschriften ausschließlich in 

Bezug auf den/die betreffenden 

Schädling(e): 

1. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, in denen 

Maßnahmen zur Bekämpfung bestimmter 

Unionsquarantäneschädlinge festgelegt 

werden. Diese Maßnahmen dienen der 

Festlegung der Anwendung einer oder 

mehrerer der folgenden Vorschriften 

ausschließlich in Bezug auf den/die 

betreffenden Schädling(e): 

Begründung 

Artikel 27 Absatz 1 regelt die Festlegung von Maßnahmen der Union zur Bekämpfung 

bestimmter Unionsquarantäneschädlinge und ergänzt dadurch diesen Artikel eindeutig 

inhaltlich. Daher sollten die Maßnahmen zur Bekämpfung bestimmter 

Unionsquarantäneschädlinge in delegierten Rechtsakten festgelegt werden.  Wenn im Fall 

eines ernsten Pflanzengesundheitsrisikos EU-Maßnahmen bezüglich bestimmter 

Unionsquarantäneschädlinge ergriffen werden müssen, findet das in Artikel 98a vorgesehene 

Dringlichkeitsverfahren Anwendung. 

 

Änderungsantrag 63 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 27 – Absatz 5 – Unterabsatz 1 a (neu) 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Diese Durchführungsrechtsakte werden 

gemäß dem in Artikel 99 Absatz 3 

genannten Prüfverfahren erlassen. 

 

Änderungsantrag 64 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Artikel 27 – Absatz 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

6. In hinreichend begründeten Fällen 

äußerster Dringlichkeit erlässt die 

Kommission zur Abwendung eines ernsten 

Pflanzengesundheitsrisikos sofort geltende 

Durchführungsrechtsakte nach dem in 

Artikel 99 Absatz 4 genannten Verfahren. 

6. Wenn es im Falle eines ernsten 

Pflanzengesundheitsrisikos aus Gründen 

der Dringlichkeit zwingend erforderlich 

ist, findet das in Artikel 98 Buchstabe a 

genannte Verfahren auf die gemäß diesem 

Absatz erlassenen delegierten Rechtsakte 

Anwendung. 

 

Änderungsantrag 65 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 28 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Wird das Auftreten eines nicht in der Liste 

der Unionsquarantäneschädlinge 

aufgeführten Schädlings im Hoheitsgebiet 

eines Mitgliedstaates amtlich bestätigt und 

gelangt die zuständige Behörde zu der 

Auffassung, dass dieser Schädling die 

Bedingungen zur Aufnahme in die Liste 

der Unionsquarantäneschädlinge erfüllen 

könnte, so bewertet sie unverzüglich, ob 

dieser Schädling die in Anhang II 

Abschnitt 3 Unterabschnitt 1 aufgeführten 

Kriterien erfüllt. Kommt die Behörde zu 

dem Schluss, dass diese Kriterien erfüllt 

werden, so ergreift sie unverzüglich 

Tilgungsmaßnahmen gemäß Anhang IV zu 

Maßnahmen und Grundsätzen für das 

Risikomanagement bei Schädlingen. Es 

gelten die Artikel 16 bis 19. 

Wird das Auftreten eines nicht in der Liste 

der Unionsquarantäneschädlinge 

aufgeführten Schädlings im Hoheitsgebiet 

eines Mitgliedstaates amtlich bestätigt und 

gelangt die zuständige Behörde zu der 

Auffassung, dass dieser Schädling die 

Bedingungen zur Aufnahme in die Liste 

der Unionsquarantäneschädlinge erfüllen 

könnte, so bewertet sie unverzüglich, ob 

dieser Schädling die in Anhang II 

Abschnitt 3 Unterabschnitt 1 aufgeführten 

Kriterien erfüllt. Kommt die Behörde zu 

dem Schluss, dass diese Kriterien erfüllt 

werden, so ergreift sie unverzüglich 

Tilgungsmaßnahmen gemäß Anhang IV zu 

Maßnahmen und Grundsätzen für das 

Risikomanagement bei Schädlingen und 

gemäß den Grundsätzen der nachhaltigen 

Verwendung von Pestiziden gemäß der 

Richtlinie 2009/128/EG über einen 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 

nachhaltige Verwendung von 

Pestiziden23k. Es gelten die Artikel 16 

bis 19. 

 

 __________________ 

 23kABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  
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Änderungsantrag 66 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 32 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Tritt ein Quarantäneschädling im Gebiet 

der Union auf, in einem Mitgliedstaat 

jedoch nicht, und ist dieser Schädling kein 

Unionsquarantäneschädling, so kann die 

Kommission auf Antrag des betreffenden 

Mitgliedstaates gemäß Absatz 4 das 

Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaates als 

Schutzgebiet gemäß Absatz 3 anerkennen. 

Tritt ein Quarantäneschädling im Gebiet 

der Union auf, in einem Mitgliedstaat 

jedoch nicht, so kann die Kommission auf 

Antrag des betreffenden Mitgliedstaates 

gemäß Absatz 4 das Hoheitsgebiet dieses 

Mitgliedstaates als Schutzgebiet gemäß 

Absatz 3 anerkennen. 

Begründung 

Schutzgebiete sind im Zusammenhang mit Quarantäneschädlingen einzurichten, unabhängig 

von deren Ursprung. 

Änderungsantrag 67 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 32 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Kommission stellt im Wege eines 

Durchführungsrechtsakts eine Liste der 

Schutzgebiete und der betreffenden 

Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge auf. In 

dieser Liste enthalten sind die 

Schutzgebiete, die gemäß Artikel 2 

Absatz 1 Buchstabe h Unterabsatz 1 der 

Richtlinie 2000/29/EG anerkannt wurden, 

sowie die entsprechenden Schädlinge, die 

in Anhang I Teil B und Anhang II Teil B 

der Richtlinie 2000/29/EG aufgeführt sind. 

Dieser Durchführungsrechtsakt wird 

gemäß dem in Artikel 99 Absatz 2 

genannten Beratungsverfahren erlassen.  

3. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, Rechtsakte gemäß Artikel 98 

zur Aufstellung und Änderung einer Liste 

der Schutzgebiete und der betreffenden 

Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge zu 

erlassen. In dieser Liste enthalten sind die 

Schutzgebiete, die gemäß Artikel 2 

Absatz 1 Buchstabe h Unterabsatz 1 der 

Richtlinie 2000/29/EG anerkannt wurden, 

sowie die entsprechenden Schädlinge, die 

in Anhang I Teil B und Anhang II Teil B 

der Richtlinie 2000/29/EG aufgeführt sind.  
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Begründung 

Ähnlich wie in den Artikeln 5 (Unionsquarantäneschädlinge), 6 (Prioritäre Schädlinge) und 

37 (Unionsqualitätsschädlinge) sollte die Liste der Schutzgebiete und der entsprechenden 

Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge mittels delegierter Rechtsakte aufgestellt (und später 

gegebenenfalls geändert) werden. Der Begriff der „Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge“ ist 

– wie der Begriff der in Artikel 5 geregelten „Unionsquarantäneschädlinge“ auch – 

wesentlich für die gesamte Verordnung, da eine erhebliche Anzahl der in der Verordnung 

festgelegten Maßnahmen diese Schädlinge betrifft.     

 

Änderungsantrag 68 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 32 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Wenn die in Absatz 1 genannten 

Bedingungen erfüllt sind, kann die 

Kommission zusätzliche Schutzgebiete 

anerkennen, indem sie den in 

Unterabsatz 1 genannten 

Durchführungsrechtsakt ändert. Eine 

solche Änderung wird nach dem in 

Artikel 99 Absatz 3 genannten 

Prüfverfahren angenommen. Das gleiche 

Verfahren kommt im Falle einer 

Aufhebung oder einer Ersetzung des in 

Unterabsatz 1 genannten 

Durchführungsrechtsakts zur 

Anwendung. 

Wenn die in Absatz 1 oder in Artikel 35 

genannten Bedingungen erfüllt sind, kann 

die Kommission zusätzliche Schutzgebiete 

anerkennen sowie Schutzgebiete ändern 

oder aufheben, indem sie die in 

Unterabsatz 1 genannte Liste ändert.  

 

Änderungsantrag 69 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 32 – Absatz 3 – Unterabsatz 3 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

In den Fällen, in denen Artikel 35 

Anwendung findet, wird ein 

Durchführungsrechtsakt nach dem in 

Artikel 99 Absatz 2 genannten 

Beratungsverfahren erlassen.  

entfällt 
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Änderungsantrag 70 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 36 – Absatz 1 – Buchstabe f 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

f) es stehen durchführbare, wirksame 

Maßnahmen zur Verfügung, mit denen 

sich sein Auftreten auf den betreffenden 

zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen 

verhüten lässt. 

entfällt 

 

Begründung 

Die „Qualitätsschädlinge“ können genauso großen Schaden anrichten oder in mindestens so 

großer Zahl vorhanden sein wie Quarantäneschädlinge, von denen sie sich einzig durch ihr 

Auftreten und ihre Ausbreitung in der Europäischen Union unterscheiden. Es werden keine 

Unterschiede hinsichtlich des Bestehens praktikabler Maßnahmen gemacht, durch die sich ihr 

Auftreten auf Pflanzen verhüten lässt. Die „Qualitätsschädlinge“ können genauso großen 

Schaden anrichten oder in mindestens so großer Zahl vorhanden sein wie 

Quarantäneschädlinge, von denen sie sich einzig durch ihr Auftreten und ihre Ausbreitung in 

der Europäischen Union unterscheiden. Es werden keine Unterschiede hinsichtlich des 

Bestehens praktikabler Maßnahmen gemacht, durch die sich ihr Auftreten auf Pflanzen 

verhüten lässt. 

 

Änderungsantrag 71 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission  Geänderter Text 

Die Kommission stellt im Wege eines 

Durchführungsrechtsakts eine Liste der 

Unionsqualitätsschädlinge und der 

spezifischen zum Anpflanzen bestimmten 

Pflanzen gemäß Artikel 36 Buchstabe d 

auf; gegebenenfalls sind darin jeweils auch 

die in Absatz 4 genannten Kategorien und 

die in Absatz 5 genannten Schwellen 

angegeben. 

Eine Liste der Unionsqualitätsschädlinge 

und der spezifischen zum Anpflanzen 

bestimmten Pflanzen gemäß Artikel 36 

Buchstabe d ist in Anhang 1c festgelegt; 

gegebenenfalls sind darin jeweils auch die 

in Absatz 4 genannten Kategorien und die 

in Absatz 5 genannten Schwellen 

angegeben. 
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Änderungsantrag 72 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 – Absatz 2 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

In dieser Liste sind die Schädlinge und 

die jeweiligen zum Anpflanzen 

bestimmten Pflanzen enthalten, die in 

folgenden Rechtsakten aufgeführt sind: 

entfällt 

a) Anhang II Teil A Kapitel II der 

Richtlinie 2000/29/EG; 

 

b) Anhang I Ziffern 3 und 6 sowie 

Anhang II Ziffer 3 der Richtlinie 

66/402/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 

über den Verkehr mit Getreidesaatgut24; 

 

c) Anhang der Richtlinie 93/48/EWG der 

Kommission vom 23. Juni 1993 zur 

Festlegung der Tabelle mit den 

Anforderungen an Vermehrungsmaterial 

und Pflanzen von Obstarten zur 

Fruchterzeugung gemäß der Richtlinie 

92/34/EWG des Rates25; 

 

d) Anhang der Richtlinie 93/49/EWG der 

Kommission vom 23. Juni 1993 zur 

Festlegung der Tabelle mit den 

Anforderungen an Vermehrungsmaterial 

und Pflanzen von Zierpflanzenarten 

gemäß der Richtlinie 91/682/EWG des 

Rates26; 

 

e) Anhang II Buchstabe b der Richtlinie 

2002/55/EG des Rates vom 13. Juni 2002 

über den Verkehr mit Gemüsesaatgut27; 

 

f) Anhang I Ziffer 6 sowie Anhang II 

Buchstabe B der Richtlinie 2002/56/EG 

des Rates28 vom 13. Juni 2002 über den 

Verkehr mit Pflanzkartoffeln; 

 

g) Anhang I Ziffer 4 sowie Anhang II 

Ziffer 5 der Richtlinie 2002/57/EG des 

Rates vom 13. Juni 2002 über den 

Verkehr mit Saatgut von Öl- und 

Faserpflanzen29. 

 

__________________  
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24 ABl. 125 vom 11.7.1966, S. 2309/66."  

25 ABl. L 250 vom 07.10.1993, S. 1.  

26 ABl. L 250 vom 07.10.1993, S. 9.  

27 ABl. L 193 vom 20.07.02, S. 33.  

28 ABl. L 193 vom 20.07.02, S. 60.  

29 ABl. L 193 vom 20.07.02, S. 74.  

 

Änderungsantrag 73 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 – Absatz 2 – Unterabsatz 3 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Dieser Durchführungsrechtsakt wird 

gemäß dem in Artikel 99 Absatz 2 

genannten Beratungsverfahren erlassen. 

entfällt 

 

Änderungsantrag 74 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 37 – Absatz 3 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Kommission ändert den in Absatz 2 

genannten Durchführungsrechtsakt, 

wenn eine Bewertung ergibt, dass ein nicht 

in diesem Durchführungsrechtsakt 

aufgeführter Schädling die Bedingungen 

des Artikels 36 erfüllt, dass ein in diesem 

Durchführungsrechtsakt aufgeführter 

Schädling eine oder mehrere dieser 

Bedingungen nicht mehr erfüllt oder dass 

diese Liste in Bezug auf die in Absatz 4 

genannten Kategorien oder die in Absatz 5 

genannten Schwellen geändert werden 

muss. 

3. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, Rechtsakte gemäß Artikel 98 

in Bezug auf die Änderung von Anhang 

1c zu erlassen, wenn eine Bewertung 

ergibt, dass ein nicht in diesem Anhang 

aufgeführter Schädling die Bedingungen 

des Artikels 36 erfüllt, dass ein in diesem 

Anhang aufgeführter Schädling eine oder 

mehrere dieser Bedingungen nicht mehr 

erfüllt oder dass diese Liste in Bezug auf 

die in Absatz 4 genannten Kategorien oder 

die in Absatz 5 genannten Schwellen 

geändert werden muss. 
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Änderungsantrag 75 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 44 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

a) sie werden in Drittländern in Bezirken 

angebaut bzw. erzeugt, die sich in der Nähe 

der Grenze zu Mitgliedstaaten der Union 

befinden (im Folgenden „Grenzgebiete von 

Drittländern“); 

a) sie werden in Drittländern in Bezirken 

angebaut bzw. erzeugt, die sich in der Nähe 

der Landgrenze zu Mitgliedstaaten der 

Union befinden (im Folgenden 

„Grenzgebiete von Drittländern“);; 

Begründung 

Es ist davon auszugehen, dass das Ziel dieser Ausnahme ist, bestimmte Verbringungen in 

denjenigen Grenzgebieten zu gestatten, in denen die pflanzengesundheitliche Lage davon 

nicht beeinträchtigt wird. Die Definition des Wortes „Grenze“ darf nicht zu weit gefasst sein, 

da diese falsch ausgelegt werden könnte, was mit zusätzlichen Risiken einhergeht. 

 

Änderungsantrag 76 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 45 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

c) sie werden unter der amtlicher 

Überwachung seitens der betreffenden 

zuständigen Behörden in das Gebiet der 

Union verbracht, durch das Gebiet 

durchgeführt und unverzüglich wieder aus 

dem Gebiet verbracht. 

c) sie werden unter amtlicher 

Überwachung seitens der betreffenden 

zuständigen Behörden und unter Aufsicht 

des Zolls in das Gebiet der Union 

verbracht, durch das Gebiet durchgeführt 

und unverzüglich wieder aus dem Gebiet 

verbracht. Die zuständige Behörde des 

Mitgliedstaates, in dem die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände in das Gebiet der Union 

verbracht werden bzw. erstmals innerhalb 

des Gebiets der Union verbracht werden, 

benachrichtigen die zuständigen 

Behörden aller anderen Mitgliedstaaten, 

durch die die Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse und sonstigen 

Gegenstände verbracht werden sollen, 

bevor sie aus dem Gebiet der Union 

heraus verbracht werden. 
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Begründung 

Es ist schwierig, die potenzielle Einfuhr verbotener Waren auf Grundlage dieses von der 

Kommission vorgeschlagenen Artikels zu überwachen. Daher werden die notwendigen 

Änderungen vorgeschlagen, um eine vollständige und wirksame Überwachung zu 

ermöglichen und so die Einfuhr verbotener Waren zu verhindern.  

 

Änderungsantrag 77 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 48 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts Anhang III 

mit Elementen zur Bestimmung von zum 

Anpflanzen bestimmten Pflanzen, von 

denen Pflanzengesundheitsrisiken für das 

Gebiet der Union ausgehen, in Bezug auf 

die Eigenschaften und den Ursprung dieser 

zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen zu 

ändern. 

Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um unter 

Berücksichtigung des technischen und 

wissenschaftlichen Fortschritts sowie 

neuer oder geänderter Internationaler 

Standards für Pflanzenschutzmaßnahmen 

(ISPM) des Internationalen 

Pflanzenschutzübereinkommens (IPPC) 
Anhang III mit Elementen zur Bestimmung 

von zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen, 

von denen Pflanzengesundheitsrisiken für 

das Gebiet der Union ausgehen, in Bezug 

auf die Eigenschaften und den Ursprung 

dieser zum Anpflanzen bestimmten 

Pflanzen zu ändern. 

Begründung 

Als Vertragspartei des IPPC sollte die EU unter anderem die im Rahmen dieses 

Übereinkommens entwickelten internationalen Standards einhalten. 

 

Änderungsantrag 78 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 61 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) weitere Kategorien von Unternehmern, 

auf die Absatz 1 keine Anwendung findet, 

wenn die Registrierung einen 

unverhältnismäßig hohen 

(a) weitere Kategorien von Unternehmern, 

auf die Absatz 1 keine Anwendung findet, 

wenn die Registrierung einen 

unverhältnismäßig hohen 
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Verwaltungsaufwand im Verhältnis zu dem 

von ihrer Unternehmenstätigkeit 

ausgehenden Pflanzengesundheitsrisiko für 

sie bedeuten würde; 

Verwaltungsaufwand im Verhältnis zu dem 

von ihrer Unternehmenstätigkeit 

ausgehenden Pflanzengesundheitsrisiko für 

sie bedeuten würde. Unternehmer, die 

Verkäufe im Fernabsatz tätigen, sind auf 

keinen Fall von der Anwendung von 

Absatz 1 ausgenommen; 

 

Änderungsantrag 79 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 67 – Absatz 1 – Buchstabe a a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (aa) sie werden den für Pestizide 

verbindlichen Herstellungsmethoden und 

Nutzungsgrundsätzen gemäß Artikel 67 

der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 über 

das Inverkehrbringen von 

Pflanzenschutzmitteln31a gerecht; 

 __________________ 

 31a ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1. 

 

Änderungsantrag 80 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 67 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) Das Pflanzengesundheitszeugnis 

kann auch in Übereinstimmung mit den 

Regelungen der Verordnung (EG) 

Nr. 338/9731b bzw. (EG) 865/200631c 

genutzt werden.  
 __________________ 

 31b ABl. L 61 vom 3.3.1997, S.1. 

 31c ABl. L 166 vom 19.6.2006, S.1. 

Begründung 

 

Es sollte sichergestellt werden, dass das Pflanzengesundheitszeugnis auch wie bisher für den 

Handel mit artenschutzrechtlich relevanten Pflanzen (CITES)b genutzt werden kann. 
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Änderungsantrag 81 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 70 – Absatz 1 – Unterabsatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Diese Ausnahmeregelung gilt nicht für 

zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen mit 

Ausnahme von Samen. 

Diese Ausnahmeregelung gilt nicht für 

zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen 

einschließlich Samen. 

Begründung 

Zum Anpflanzen bestimmte Pflanzen, einschließlich Samen, die aus Drittländern in das 

Gebiet der Union eingeführt werden sollen, sollten nicht von der Pflicht zur Vorlage eines 

Pflanzengesundheitszeugnisses ausgenommen werden, da sie – auch wenn sie nur in kleinen 

Mengen eingeführt werden – ein Risiko für die Pflanzengesundheit darstellen können.   

 

Änderungsantrag 82 

Vorschlag für eine Verordnung  

Artikel 76 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 76a 

 Ausnahme für den lokalen Handel 

 Für Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstige Gegenstände, die von kleinen 

Erzeugern produziert und ausschließlich 

auf örtlichen Märkten (im Folgenden: 

„lokaler Handel“) verkauft werden, ist 

kein Pflanzenpass erforderlich. 

 Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, in denen die 

Kriterien für die Definition von lokalem 

Handel festgelegt werden. 

 

Änderungsantrag 83 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 78 – Absatz 2 – Unterabsatz 1 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Ein Pflanzenpass enthält ferner Angaben 

zu den Herstellungsmethoden und 

Nutzungsgrundsätzen gemäß Artikel 67 

der Verordnung (EG) Nr. 1107/200931d  

über das Inverkehrbringen von 

Pflanzenschutzmitteln. 

 __________________ 

 31d ABl. L 309 vom 24.11.2009, S.1.  

 

Änderungsantrag 84 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 84 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Artikel 84 entfällt 

Ermächtigung von Unternehmern zur 

Ausstellung von Pflanzenpässen 

 

1. Die zuständige Behörde erteilt einem 

Unternehmer eine Ermächtigung zur 

Ausstellung von Pflanzenpässen (im 

Folgenden „Ermächtigung zur 

Ausstellung von Pflanzenpässen“), wenn 

er folgende Kriterien erfüllt: 

 

(a) er verfügt über die notwendigen 

Kenntnisse, um die Untersuchungen 

gemäß Artikel 82 im Hinblick auf 

Unionsquarantäneschädlinge, 

Schutzgebiet-Quarantäneschädlinge und 

Unionsqualitätsschädlinge 

durchzuführen, die die betreffenden 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und 

sonstigen Gegenstände befallen könnten, 

sowie über die notwendigen Kenntnisse 

im Hinblick auf Anzeichen für das 

Auftreten solcher Schädlinge und die von 

ihnen ausgelösten Symptome sowie 

Kenntnisse davon, wie Auftreten und 

Verbreitung dieser Schädlinge verhindert 

und wie sie getilgt werden können; 
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(b) er verfügt über Systeme und 

Verfahren, um seinen Verpflichtungen 

bezüglich der Rückverfolgbarkeit gemäß 

Artikel 65 und 66 nachkommen zu 

können. 

 

2. Der Kommission wird die Befugnis 

übertragen, gemäß Artikel 98 delegierte 

Rechtsakte zu erlassen, um festzulegen, 

welchen Qualifikationsanforderungen die 

Unternehmer genügen müssen, um die 

Kriterien gemäß Absatz 1 Buchstabe a zu 

erfüllen. 

 

 

Änderungsantrag 85 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 85 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Beabsichtigt ein ermächtigter Unternehmer 

die Ausstellung eines Pflanzenpasses, so 

ermittelt und überwacht er die Punkte in 

seinem Produktionsablauf und die Punkte 

bei der Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen durch ihn, die kritisch im 

Hinblick auf die Einhaltung der 

Bestimmungen gemäß Artikel 27 

Absätze 1, 2 und 3, Artikel 29 Absätze 1, 2 

und 3, Artikel 37 Absatz 1, Artikel 41 

Absatz 3, Artikel 80 und Artikel 82 sowie 

gegebenenfalls Artikel 33 Absatz 2, 

Artikel 50 Absatz 3 sowie Artikel 81 sind. 

Ein ermächtigter Unternehmer ermittelt 

und überwacht die Punkte in seinem 

Produktionsablauf und die Punkte bei der 

Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen und sonstigen 

Gegenständen durch ihn, die kritisch im 

Hinblick auf die Einhaltung der 

Bestimmungen gemäß Artikel 27 

Absätze 1, 2 und 3, Artikel 29 Absätze 1, 2 

und 3, Artikel 37 Absatz 1, Artikel 41 

Absatz 3, Artikel 80 und Artikel 82 sowie 

gegebenenfalls Artikel 33 Absatz 2, 

Artikel 50 Absatz 3 sowie Artikel 81 sind. 

 

Änderungsantrag 86 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 89 – Absatz 1 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Wird für die Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen 

1. Wird für die Verbringung von Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnissen oder sonstigen 
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Gegenständen, die aus einem Drittland in 

das Gebiet der Union verbracht wurden, 

innerhalb des Gebiets der Union ein 

Pflanzenpass nach Maßgabe der in 

Artikel 74 Absatz 1 und Artikel 75 

Absatz 1 genannten 

Durchführungsrechtsakte benötigt, so wird 

abweichend von Artikel 82 ein solcher 

Pass ausgestellt, wenn die gemäß 

Artikel 47 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Nr. …/…. [Office of Publications, please 

insert number of Regulation on Official 

Controls] durchgeführten Prüfungen und 

Kontrollen zufriedenstellend abgeschlossen 

wurden. 

Gegenständen, die aus einem Drittland in 

das Gebiet der Union verbracht wurden, 

innerhalb des Gebiets der Union ein 

Pflanzenpass nach Maßgabe der in 

Artikel 74 Absatz 1 und Artikel 75 

Absatz 1 genannten 

Durchführungsrechtsakte benötigt, so wird 

abweichend von Artikel 82 ein solcher 

Pass ausgestellt, wenn die gemäß 

Artikel 47 Absatz 1 der Verordnung (EU) 

Nr. …/…. [Office of Publications, please 

insert number of Regulation on Official 

Controls] durchgeführten Prüfungen und 

Kontrollen zufriedenstellend abgeschlossen 

wurden und ergeben haben, dass die 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 

sonstigen betreffenden Gegenstände die 

grundlegenden Anforderungen für die 

Ausstellung eines Pflanzenpasses gemäß 

Artikel 80 und, gegebenenfalls, Artikel 81 

erfüllen. 

Begründung 

Zur Vermeidung von Schlupflöchern bei der Einfuhr von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder 

sonstigen Gegenständen aus einem Drittland in die EU und der anschließenden Verbringung 

innerhalb der EU dürfen Pflanzengesundheitszeugnisse nur dann durch Pflanzenpässe ersetzt 

werden, wenn die Grenzkontrollen zufriedenstellend abgeschlossen wurden und ergeben 

haben, dass die fraglichen Waren die Voraussetzungen für die Ausstellung eines 

Pflanzenpasses erfüllen (z. B. kein Befall mit Quarantäneschädlingen, Erfüllung spezieller 

Einfuhrbestimmungen usw.)   

 

Änderungsantrag 87 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 97 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Die Kommission richtet ein 

elektronisches System ein, mit dem die 

Mitgliedstaaten Meldungen übermitteln 

können. 

1. Die Kommission richtet ein 

elektronisches System ein, mit dem die 

Mitgliedstaaten Meldungen übermitteln 

und das sie für die Kommunikation mit 

und die Konsultation von Unternehmern 

nutzen können. 
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Begründung 

Die Einbeziehung der Unternehmer in das elektronische Meldesystem ist außerordentlich 

wichtig, um ein frühzeitiges Ergreifen von Maßnahmen sicherzustellen und der Einschleppung 

von Schädlingen in das Gebiet der Union vorzubeugen. 

 

Änderungsantrag 88 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 98 – Absatz 2 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Die Befugnisse gemäß Artikel 1 

Absatz 2, Artikel 7 Absätze 1 und 2, 

Artikel 8 Absatz 6, Artikel 11 Absatz 3, 

Artikel 20, Artikel 22 Absatz 3, Artikel 25 

Absatz 4, Artikel 30, Artikel 32 Absatz 4, 

Artikel 34 Absatz 1, Artikel 38, Artikel 44 

Absatz 2, Artikel 45 Absatz 3, Artikel 46 

Absatz 6, Artikel 48, Artikel 61 Absatz 3, 

Artikel 67 Absatz 4, Artikel 71 Absatz 4, 

Artikel 76, Artikel 78 Absatz 4, Artikel 82 

Absatz 4, Artikel 84 Absatz 2, Artikel 86 

Absatz 3, Artikel 91 Absatz 2, Artikel 92 

Absätze 1 und 3, Artikel 93 Absatz 1, 

Artikel 94 Absatz 4, Artikel 95 Absatz 5 

und Artikel 96 Absatz 5 werden der 

Kommission ab dem Zeitpunkt des 

Inkrafttretens dieser Verordnung auf 

unbestimmte Zeit übertragen. 

2. Die Befugnisse gemäß Artikel 1 

Absatz 2, Artikel 5 Absätze 3 und 4, 

Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 Absätze 1 und 

2, Artikel 8 Absatz 6, Artikel 11 Absatz 3, 

Artikel 20, Artikel 22 Absatz 3, Artikel 25 

Absatz 4, Artikel 30, Artikel 32 Absatz 4, 

Artikel 34 Absatz 1, Artikel 37 Absatz 3, 

Artikel 38, Artikel 44 Absatz 2, Artikel 45 

Absatz 3, Artikel 46 Absatz 6, Artikel 48, 

Artikel 61 Absatz 3, Artikel 67 Absatz 4, 

Artikel 71 Absatz 4, Artikel 76, Artikel 78 

Absatz 4, Artikel 82 Absatz 4, Artikel 84 

Absatz 2, Artikel 86 Absatz 3, Artikel 91 

Absatz 2, Artikel 92 Absätze 1 und 3, 

Artikel 93 Absatz 1, Artikel 94 Absatz 4, 

Artikel 95 Absatz 5 und Artikel 96 

Absatz 5 werden der Kommission ab dem 

Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 

Verordnung für den Zeitraum von 

5 Jahren übertragen. Die Kommission 

erstellt spätestens neun Monate vor 

Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren 

einen Bericht über die 

Befugnisübertragung. Die 

Befugnisübertragung verlängert sich 

stillschweigend um Zeiträume gleicher 

Länge, es sei denn, das Europäische 

Parlament oder der Rat widersprechen 

einer solchen Verlängerung spätestens 

drei Monate vor Ablauf des jeweiligen 

Zeitraums. 
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Änderungsantrag 89 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 98 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Die Befugnisübertragung gemäß 

Artikel 1 Absatz 2, Artikel 7 Absätze 1 und 

2, Artikel 8 Absatz 6, Artikel 11 Absatz 3, 

Artikel 20, Artikel 22 Absatz 3, Artikel 25 

Absatz 4, Artikel 30, Artikel 32 Absatz 4, 

Artikel 34 Absatz 1, Artikel 38, Artikel 44 

Absatz 2, Artikel 45 Absatz 3, Artikel 46 

Absatz 6, Artikel 48, Artikel 61 Absatz 3, 

Artikel 67 Absatz 4, Artikel 71 Absatz 4, 

Artikel 76, Artikel 78 Absatz 4, Artikel 82 

Absatz 4, Artikel 84 Absatz 2, Artikel 86 

Absatz 3, Artikel 91 Absatz 2, Artikel 92 

Absätze 1 und 3, Artikel 93 Absatz 1, 

Artikel 94 Absatz 4, Artikel 95 Absatz 5 

und Artikel 96 Absatz 5 kann vom 

Europäischen Parlament und vom Rat 

jederzeit widerrufen werden. Der 

Beschluss über den Widerruf beendet die 

Übertragung der in diesem Beschluss 

angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 

nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 

der Europäischen Union oder zu einem im 

Beschluss über den Widerruf angegebenen 

späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 

von delegierten Rechtsakten, die bereits in 

Kraft sind, wird von dem Beschluss über 

den Widerruf nicht berührt. 

3. Die Befugnisübertragung gemäß 

Artikel 1 Absatz 2, Artikel 5 Absätze 3 

und 4, Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 

Absätze 1 und 2, Artikel 8 Absatz 6, 

Artikel 11 Absatz 3, Artikel 20, Artikel 22 

Absatz 3, Artikel 25 Absatz 4, Artikel 30, 

Artikel 32 Absatz 4, Artikel 34 Absatz 1, 

Artikel 37 Absatz 3, Artikel 38, Artikel 44 

Absatz 2, Artikel 45 Absatz 3, Artikel 46 

Absatz 6, Artikel 48, Artikel 61 Absatz 3, 

Artikel 67 Absatz 4, Artikel 71 Absatz 4, 

Artikel 76, Artikel 78 Absatz 4, Artikel 82 

Absatz 4, Artikel 84 Absatz 2, Artikel 86 

Absatz 3, Artikel 91 Absatz 2, Artikel 92 

Absätze 1 und 3, Artikel 93 Absatz 1, 

Artikel 94 Absatz 4, Artikel 95 Absatz 5 

und Artikel 96 Absatz 5 kann vom 

Europäischen Parlament und vom Rat 

jederzeit widerrufen werden. Der 

Beschluss über den Widerruf beendet die 

Übertragung der in diesem Beschluss 

angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 

nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 

der Europäischen Union oder zu einem im 

Beschluss über den Widerruf angegebenen 

späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 

von delegierten Rechtsakten, die bereits in 

Kraft sind, wird von dem Beschluss über 

den Widerruf nicht berührt. 

 

Änderungsantrag 90 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 98 – Absatz 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 

Artikel 1 Absatz 2, Artikel 7 Absätze 1 und 

2, Artikel 8 Absatz 6, Artikel 11 Absatz 3, 

5. Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 

Artikel 1 Absatz 2, Artikel 5 Absätze 3 

und 4, Artikel 6 Absatz 2, Artikel 7 
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Artikel 20, Artikel 22 Absatz 3, Artikel 25 

Absatz 4, Artikel 30, Artikel 32 Absatz 4, 

Artikel 34 Absatz 1, Artikel 38, Artikel 44 

Absatz 2, Artikel 45 Absatz 3, Artikel 46 

Absatz 6, Artikel 48, Artikel 61 Absatz 3, 

Artikel 67 Absatz 4, Artikel 71 Absatz 4, 

Artikel 76, Artikel 78 Absatz 4, Artikel 82 

Absatz 4, Artikel 84 Absatz 2, Artikel 86 

Absatz 3, Artikel 91 Absatz 2, Artikel 92 

Absätze 1 und 3, Artikel 93 Absatz 1, 

Artikel 94 Absatz 4, Artikel 95 Absatz 5 

und Artikel 96 Absatz 5 erlassen wurde, 

tritt nur in Kraft, wenn weder das 

Europäische Parlament noch der Rat 

innerhalb von zwei Monaten nach 

Übermittlung dieses Rechtsakts an das 

Europäische Parlament und den Rat 

Einwände erhoben hat oder wenn sowohl 

das Europäische Parlament als auch der 

Rat der Kommission vor Ablauf dieser 

Frist mitgeteilt haben, dass sie keine 

Einwände erheben werden. Auf Initiative 

des Europäischen Parlaments oder des 

Rates wird diese Frist um zwei Monate 

verlängert. 

Absätze 1 und 2, Artikel 8 Absatz 6, 

Artikel 11 Absatz 3, Artikel 20, Artikel 22 

Absatz 3, Artikel 25 Absatz 4, Artikel 30, 

Artikel 32 Absatz 4, Artikel 34 Absatz 1, 

Artikel 37 Absatz 3, Artikel 38, Artikel 44 

Absatz 2, Artikel 45 Absatz 3, Artikel 46 

Absatz 6, Artikel 48, Artikel 61 Absatz 3, 

Artikel 67 Absatz 4, Artikel 71 Absatz 4, 

Artikel 76, Artikel 78 Absatz 4, Artikel 82 

Absatz 4, Artikel 84 Absatz 2, Artikel 86 

Absatz 3, Artikel 91 Absatz 2, Artikel 92 

Absätze 1 und 3, Artikel 93 Absatz 1, 

Artikel 94 Absatz 4, Artikel 95 Absatz 5 

und Artikel 96 Absatz 5 erlassen wurde, 

tritt nur in Kraft, wenn weder das 

Europäische Parlament noch der Rat 

innerhalb von zwei Monaten nach 

Übermittlung dieses Rechtsakts an das 

Europäische Parlament und den Rat 

Einwände erhoben hat oder wenn sowohl 

das Europäische Parlament als auch der 

Rat der Kommission vor Ablauf dieser 

Frist mitgeteilt haben, dass sie keine 

Einwände erheben werden. Auf Initiative 

des Europäischen Parlaments oder des 

Rates wird diese Frist um zwei Monate 

verlängert. 

 

Änderungsantrag 91 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 98 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 Artikel 98a 

 Dringlichkeitsverfahren 

 Delegierte Rechtsakte, die gemäß diesem 

Artikel erlassen werden, treten 

unverzüglich in Kraft und finden 

Anwendung, solange keine Einwände 

gemäß Absatz 2 erhoben werden. Bei der 

Übermittlung eines delegierten Rechtsakts 

an das Europäische Parlament und den 

Rat werden die Gründe für die 

Anwendung des Dringlichkeitsverfahrens 
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angegeben. 

 Das Europäische Parlament oder der Rat 

können gemäß dem Verfahren des 

Artikels 98 Absatz 5 Einwände gegen 

einen delegierten Rechtsakt erheben. In 

diesem Fall hebt die Kommission den 

Rechtsakt umgehend nach der 

Übermittlung des Beschlusses des 

Europäischen Parlaments oder des Rates, 

Einwände zu erheben, auf. 

 

Änderungsantrag 92 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Absatz 2 – Buchstabe c 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Präventionsmaßnahmen zur 

Verhinderung der Ausbreitung eines 

prioritären Schädlings, der in der Liste 

gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung 

(EU) Nr. […]/[…]* aufgeführt ist, gegen 

den die Union gemäß Artikel 27 Absatz 3 

bzw. Artikel 29 Absatz 3 der genannten 

Verordnung Maßnahmen festgelegt hat, 

sofern diese Maßnahmen von 

entscheidender Bedeutung für den Schutz 

des Gebiets der Union gegen eine weitere 

Ausbreitung dieses prioritären Schädlings 

sind. 

(c) Präventionsmaßnahmen zur 

Verhinderung der Ausbreitung eines 

prioritären Schädlings, der in der Liste 

gemäß Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung 

(EU) Nr. […]/[…]* aufgeführt ist, gegen 

den die Union gemäß Artikel 27 Absatz 3 

bzw. Artikel 29 Absatz 3 der genannten 

Verordnung Maßnahmen festgelegt hat, 

sofern diese Maßnahmen von 

entscheidender Bedeutung für den Schutz 

des Gebiets der Union gegen eine weitere 

Ausbreitung dieses prioritären Schädlings 

sind; jegliche Maßnahmen tragen 

Anhang III der Richtlinie 2009/128/EG31f  

über einen Aktionsrahmen der 

Gemeinschaft für die nachhaltige 

Verwendung von Pestiziden Rechnung, 

die dafür sorgt, dass Unternehmer bei 

allen Schädlingsarten 

Präventionsmaßnahmen ergreifen. 

 __________________ 

 

 

31f ABl. L 309 vom 24.11.2009, S.71.  
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Änderungsantrag 93 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Absatz 2 – Buchstabe c a (neu) 

Verordnung (EU) […]/2013 

Artikel 17 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) Maßnahmen zur sofortigen Tilgung 

gebietsfremder Arten in einer frühen 

Phase der Invasion, die von einem 

Mitgliedstaat gemäß Artikel 15 der 

Verordnung (EU) Nr. […]/[…]** 

ergriffen werden, 

 _______________ 

 ** ABl. L … vom …., S. …“ [Office of 

Publications, please insert this footnote, 

referring to the present Regulation, in 

Regulation (EU) No [.…]/2013 on the 

prevention and management of the 

introduction and spread of invasive alien 

species]. 

Begründung 

Um die Verordnung über die Verwaltung der Ausgaben an den am 9. September 2013 

veröffentlichten Vorschlag für eine Verordnung über invasive gebietsfremde Arten 

anzupassen, sollten von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 15 des genannten Vorschlags 

ergriffene Maßnahmen zur sofortigen Tilgung gebietsfremder Arten in einer frühen Phase der 

Invasion zur Kofinanzierung durch die EU berechtigt sein. Vgl. Begründung des 

Änderungsantrags zu Artikel 102 Absatz 2 Buchstabe a. 

  

Änderungsantrag 94 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Absatz 3 – Buchstabe a – Unterabsatz c a (neu) 

Verordnung (EU) […]/2013 

Artikel 18 – Absatz 1 – Buchstabe c a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ca) sie betreffen lebende Exemplare von 

Arten, Unterarten oder eines niedrigeren 

Taxons von Pflanzen, Pilzen oder 

Mikroorganismen, die im Falle einer 
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Verbringung in das Gebiet der Union 

negative Auswirkungen auf die 

Pflanzengesundheit haben können und 

durch Maßnahmen zur frühzeitigen 

Tilgung gemäß Artikel 15 der Verordnung 

(EU) Nr. […]/[…] abgedeckt sind.**  

 ______________ 

 ** ABl. L … vom …., S. …“ [Office of 

Publications, please insert this footnote, 

referring to the present Regulation, in 

Regulation (EU) No [.…]/2013 on the 

prevention and management of the 

introduction and spread of invasive alien 

species]. 

Begründung 

Die Verordnung über die Verwaltung der Ausgaben sollte an den Vorschlag für eine 

Verordnung über invasive gebietsfremde Arten angepasst werden. Von den Mitgliedstaaten 

ergriffene Maßnahmen zur Tilgung gebietsfremder Arten in einer frühen Phase der Invasion 

sollten unter bestimmten Bedingungen zur Kofinanzierung durch die EU berechtigt sein. Auch 

die Kosten der Entschädigung von Unternehmern für den Wert von Pflanzen, die durch 

Tilgungsmaßnahmen in einer frühen Phase der Invasion vernichtet wurden, sollten für eine 

Kofinanzierung in Betracht kommen.  

 

Änderungsantrag 95 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Absatz 4 – Buchstabe a – Unterabsatz c a  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

'(ca) Kosten der Mitgliedstaaten für die 

Entschädigung der Unternehmer gemäß 

Artikel 2 Absatz 7 Buchstaben a, b und c 

der Verordnung (EU) Nr. […]/[…]* für 

den Wert der vernichteten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen 

Gegenstände, für die die Maßnahmen 

gemäß Artikel 16 der genannten 

Verordnung gelten, im Hinblick auf die in 

der Liste gemäß Artikel 6 Absatz 2 der 

genannten Verordnung aufgeführten 

prioritären Schädlinge; 

Kosten der Mitgliedstaaten für die 

Entschädigung der Unternehmer gemäß 

Artikel 2 Absatz 7 Buchstaben a, b und c 

der Verordnung (EU) Nr. […]/[…]* für 

den Wert der vernichteten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen 

Gegenstände und für sonstige Verluste, 

für die die Maßnahmen gemäß Artikel 16 

der genannten Verordnung gelten, im 

Hinblick auf die in der Liste gemäß 

Artikel 6 Absatz 2 der genannten 

Verordnung aufgeführten prioritären 

Schädlinge; zu diesem Zweck müssen die 

Unternehmer alle möglichen 
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landwirtschaftlichen 

Vorsichtsmaßnahmen, wie zum Beispiel 

Fruchtwechsel und Methoden des 

biologischen Pflanzenschutzes, getroffen 

haben; Pestizide sollten als äußerstes 

Mittel und unter Anwendung der besten 

verfügbaren Technik der Maßnahmen zur 

Reduktion von Pestiziden gemäß 

Richtlinie 2009/128/EG31g über einen 

Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 

nachhaltige Verwendung von Pestiziden 

genutzt werden. 

___________________ __________________ 

*ABl. L … vom …., S. …“ [Office of 

Publications, please insert this footnote, 

referring to the present Regulation, in 

Regulation (EU) No [.…]/2013 laying 

down provisions for the management of 

expenditure relating to the food chain, 

animal health and animal welfare, and 

relating to plant health and plant 

reproductive material] 

* ABl. L … vom …., S. …“ [Office of 

Publications, please insert this footnote, 

referring to the present Regulation, in 

Regulation (EU) No [.…]/2013 on 

protective measures against plant pests].  

 31g ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 71.  

 

Änderungsantrag 96 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Absatz 4 – Buchstabe a – Unterabsatz c b (neu) 

Verordnung (EU) […]/2013 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe c b (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (cb) Kosten der Mitgliedstaaten für die 

Entschädigung der Unternehmer gemäß 

Artikel 2 Absatz 7 Buchstaben a, b und c 

der Verordnung (EU) Nr. […]/[…]* für 

den Wert der vernichteten Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen 

Gegenstände, für die die Maßnahmen zur 

sofortigen Tilgung in einer frühen Phase 

der Invasion gemäß Artikel 15 der 

Verordnung (EU) Nr. […]/[…]** gelten. 

 _____________________________ 
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 * ABl. L … vom …., S. …“ [Office of 

Publications, please insert this footnote, 

referring to the present Regulation, in 

Regulation (EU) No [.…]/2013 on 

protective measures against plant pests].  

 ** ABl. L … vom …., S. …“ [Office of 

Publications, please insert this footnote, 

referring to the present Regulation, in 

Regulation (EU) No [.…]/2013 on the 

prevention and management of the 

introduction and spread of invasive alien 

species]. 

Begründung 

Der Verweis muss korrigiert werden (vgl. andere Änderungsanträge). 

 

Änderungsantrag 97 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Absatz 4 – Buchstabe a – Unterabsatz c c (neu) 

Verordnung (EU) […]/2013 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe c c (neu)  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (cc) Kosten für die Entschädigung der 

Unternehmer gemäß Artikel 2 Absatz 7 

Buchstaben a, b und c der Verordnung 

(EU) Nr. […]/[…]* für die Durchführung 

von Maßnahmen zur Verbesserung der 

Biosicherheit, die für den Schutz des 

Gebiets der Union vor prioritären 

Schädlingen entscheidend sind. 

 _____________________________ 

 * ABl. L … vom …., S. …“ [Office of 

Publications, please insert this footnote, 

referring to the present Regulation, in 

Regulation (EU) No [.…]/2013 on 

protective measures against plant pests].  

Begründung 

Unternehmer sollten eine Entschädigung erhalten für die Durchführung von Maßnahmen zur 

Verbesserung der Biosicherheit, die für eine frühzeitige Reaktion auf prioritäre Schädlinge 

entscheidend sind. 
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Änderungsantrag 98 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 102 – Absatz 4 – Buchstabe c 

Verordnung (EU) […]/2013 

Artikel 19 – Absatz 1 – Buchstabe c  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) Folgender Unterabsatz 2 wird angefügt: (c) Folgender Unterabsatz 2 wird angefügt: 

„Für die Zwecke von Unterabsatz 1 

Buchstabe ca darf die Entschädigung nicht 

den Marktwert der Pflanzen, 

Pflanzenerzeugnisse oder sonstigen 

Gegenstände unmittelbar vor ihrer 

Vernichtung übersteigen, und der 

Rückgewinnungswert ist gegebenenfalls 

von der Entschädigung abzuziehen.“ 

„Für die Zwecke von Unterabsatz 1 

Buchstaben ca, cb und cc darf die 

Entschädigung nicht den Marktwert der 

Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder 

sonstigen Gegenstände unmittelbar vor 

ihrer Vernichtung übersteigen, und der 

Rückgewinnungswert ist gegebenenfalls 

von der Entschädigung abzuziehen.“ 

Begründung 

Unternehmer sollten eine Entschädigung erhalten für die Durchführung von Maßnahmen zur 

Verbesserung der Biosicherheit, die für eine frühzeitige Reaktion auf prioritäre Schädlinge 

entscheidend sind. 

 

Änderungsantrag 99 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ANHANG Ia 

 Liste der Unionsquarantäneschädlinge 

gemäß Artikel 5 Absatz 2 

 Diese Liste umfasst auch die in Anhang I 

Teil A sowie Anhang II Teil A Kapitel I 

der Richtlinie 2000/29/EG31i aufgeführten 

Schädlinge. 

 SCHADORGANISMEN, DEREN 

AUFTRETEN NIRGENDS IN DER 

GEMEINSCHAFT FESTGESTELLT 

WURDE UND DIE FÜR DIE GESAMTE 
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GEMEINSCHAFT VON BELANG SIND 

 a) Insekten, Milben und Nematoden in 

allen Entwicklungsstadien 

 Acleris spp. (außereuropäische Arten) 

 Aculops fuchsiae Keifer 

 Agrilus planipennis Fairmaire 

 Aleurochantus spp. 

 Amauromyza maculosa (Malloch) 

 Anomala orientalis Waterhouse 

 Anoplophora chinensis (Thomson) 

 Anoplophora glabripennis (Motschulsky) 

 Anoplophora malasiaca (Forster) 

 Anthonomus bisignifer (Schenkling) 

 Anthonomus signatus (Say) 

 Aonidiella citrina Coquillet 

 Aphelenchoïdes besseyi Christie (*) 

 Arrhenodes minutus Drury 

 Aschistonyx eppoi Inouye 

 Bemisia tabaci Genn. (außereuropäische 

Populationen) als Vektor folgender Viren: 

 a) Bean golden mosaic virus 

 b) Cowpea mild mottle virus 

 c) Lettuce infectious yellows virus 

 d) Pepper mild tigré virus 

 e) Squash leaf curl virus 

 f) Euphorbia mosaic virus 

 g) Florida tomato virus 

 Bursaphelenchus xylophilus (Steiner et 

Buher) Nickle u. a. 

 Carposina niponensis Walsingham 

 Cicadellidae (außereuropäische Arten), 

bekanntlich Träger von Pierce's disease 

(verursacht durch Xylella fastidiosa), wie 

 a) Carneocephala fulgida Nottingham 

 b) Draeculacephala minerva Ball 
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 c) Graphocephala atropunctata (Signoret) 

 Choristoneura spp. (außereuropäische 

Arten) 

 Conotrachelus nenuphar (Herbst) 

 Dendrolimus sibiricus Tschetverikov 

 Diabrotica barberi Smith & Lawrence 

 Diabrotica undecimpunctata howardi 

Barber 

 Diabrotica undecimpunctata 

undecimpunctata Mannerheim 

 Diabrotica virgifera zeae Krysan & Smith 

 Diaphorina citri Kuway 

 Enarmonia packardi (Zeller) 

 Enarmonia prunivora Walsh 

 Eotetranychus lewisi McGregor 

 Grapholita inopinata Heinrich 

 Heliothis zea (Boddie) 

 Hirschmanniella spp., außer 

Hirschmanniella gracilis (de Man) Luc & 

Goodey 

 Hishimonus phycitis 

 Leucaspis japonica Ckll. 

 Liriomyza sativae Blanchard 

 Listronotus bonariensis (Kuschel) 

 Longidorus diadecturus Eveleigh & Allen 

 Margarodes, außereuropäische Arten, wie 

a) Margarodes vitis (Phillipi) 

 Margarodes vredendalensis de Klerk c) 

Margarodes prieskeansis Jakubski 

 Monochamus spp. (außereuropäische 

Arten) 

 Myndus crudus Van Duzee 

 Nacobbus aberrans (Thorne) Thorne et 

Allen 

 Naupactus leucoloma Boheman 

 Numonia pyrivorella (Matsumura) 
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 Oligonychus perditus Pritchard et Baker 

 Pissodes spp. (außereuropäische Arten) 

 Premnotrypes spp. (außereuropäische 

Arten) 

 Pseudopityophthorus minutissimus 

(Zimmermann) 

 Pseudopityophthorus pruinosus 

(Eichhoff) 

 Radopholus citrophilus Huettel Dickson 

et Kaplan 

 Rhynchophorus palmarum (L.) 

 Scaphoideus luteolus (Van Duzee) 

 Scirtothrips aurantii Faure 

 Scirtothrips dorsalis Hood 

 Scirtothrips citri (Moultex) 

 Scolytidae spp. (außereuropäische Arten) 

 Scrobipalpopsis solanivora Povolny 

 Spodoptera eridania (Cramer) 

 Spodoptera frugiperda (Smith) 

 Spodoptera litura (Fabricius) 

 Tachypterellus quadrigibbus Say 

 Toxoptera citricida Kirk. 

 Thaumatotibia leucotreta 

 Thrips palmi Karny 

 Tephritidae (außereuropäische Arten) wie 

 a) Anastrepha fraterculus (Wiedemann) 

 b) Anastrepha ludens (Loew) 

 c) Anastrepha obliqua Macquart 

 d) Anastrepha suspensa (Loew) 

 e) Dacus ciliatus Loew 

 f) Dacus cucurbitae Coquillet 

 g) Dacus dorsalis Hendel 

 h) Dacus tryoni (Froggatt) 

 i) Dacus tsunconis Miyake 



 

PE522.767v02-00 178/197 RR\1021316DE.doc 

DE 

 j) Dacus zonatus Saund 

 k) Epochra canadensis (Loew) 

 l) Pardalaspis cyanescens Bezzi 

 m) Pardalaspis quinaria Bezzi 

 n) Pterandrus rosa (Karsch) 

 o) Rhacochlaena japonica Ito 

 p) Rhagoletis cingulata (Loew) 

 q) Rhagoletis completa Cresson 

 r) Rhagoletis fausta (Osten-Sacken) 

 s) Rhagoletis indifferens Curran 

 t) Rhagoletis mendax Curran 

 u) Rhagoletis pomonella Walsh 

 v) Rhagoletis ribicola Doane 

 w) Rhagoletis suavis (Loew) 

 Trioza erytreae Del Guercio 

 Unaspis citri Comstock 

 Xiphinema americanum Cobb sensu lato 

(außereuropäische Populationen) 

 Xiphinema californicum Lamberti et 

Bleve-Zacheo 

 b) Bakterien 

 Citrus greening bacterium 

 Citrus variegated chlorosis 

 Erwinia stewartii (Smith) Dye 

 Xanthomonas campestris (alle für Citrus 

pathogenen Stämme) 

 Xanthomonas campestris pv. oryzae 

(Ishiyama) Dye et pv. oryzicola (Fang. et 

al.) Dye 

 Xylella fastidiosa (Well et Raju) 

 c) Pilze 

 Alternaria alternata (Fr.) Keissler 

(außereuropäische pathogene Isolate) 

 Anisogramma anomala (Peck) E. Müller 

 Apiosporina morbosa (Schwein.) v. Arx 
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 Atropellis spp. 

 Ceratocystis fagacearum (Bretz) Hunt 

 Ceratocystis virescens (Davidson) Moreau 

 Cercoseptoria pini-densiflorae (Hori et 

Nambu) Deighton 

 Cercospora angolensis Carv. et Mendes 

 Ciborinia camelliae Kohn 

 Chrysomyxa arctostaphyli Dietel 

 Cronartium spp. (außereuropäische 

Arten) 

 Diaporthe vaccinii Shaer 

 Endocronartium spp. (außereuropäische 

Arten) 

 Elsinoe spp. Bitanc. et Jenk. Mendes 

 Fusarium oxysporum f. sp. albedinis 

(Kilian et Maire) Gordon 

 Guignardia citricarpa Kiely (alle für 

Citrus pathogenen Stämme) 

 Guignardia laricina (Saw.) Yamamoto et 

Ito 

 Guignardia piricola (Nosa) Yamamoto 

 Gymnosporangium spp. 

(außereuropäische Arten) 

 Inonotus weiril (Murril) Kotlaba et 

Pouzar 

 Melampsora farlowii (Arthur) Davis 

 Monilinia fructiola (Winter) Honey 

 Mycosphaerella larici-leptolepis Ito et al. 

 Mycosphaerella populorum G. E. 

Thompson 

 Phoma andina Turkensteen 

 Phyllosticta solitaria Ell. et Ev. 

 Puccinia pittieriana Hennings 

 Septoria lycopersici Speg. var. malagutii 

Ciccarone et Boerema 

 Scirrhia acicola (Dearn.) Siggers 
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 Stegophora ulmea (Schweinitz: Fries) 

Sydow & Sydow 

 Thecaphora solani Barrus 

 Tilletia indica Mitra 

 Trechispora brinkmannii (Bresad.) 

Rogers 

 Venturia nashicola Tanaka et Yamamoto 

 d) Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger 

 Elm phlöem necresis mycoplasm 

 Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger der Kartoffel wie 

 a) Andean potato latent virus 

 b) Andean potato mottle virus 

 c) Arracacha virus B, oca strain 

 d) Potato black ringspot virus 

 e) Potato spindle tuber viroid 

 f) Potato virus T 

 g) außereuropäische Isolate der 

Kartoffelviren A, M, S, V, X und Y 

(einschließlich Yo, Yn und Ye); sowie 

Potato leafroll virus 

 Tobacco ringspot virus 

 Tomato ringspot virus 

 Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger von Cydonia Mill., 

Fragaria L., Malus Mill., Prunus L., 

Pyrus L., Ribes L., Rubus L. und Vitis L 

wie 

 a) Blueberry leaf mottle virus 

 b) Cherry rasp leaf virus (americano) 

 c) Peach mosaic virus (americano) 

 d) Peach phony rickettsia 

 e) Peach rosette mosaic virus 

 f) Peach rosette mycoplasm 

 g) Peach X-disease mycoplasm 

 h) Peach yellows mycoplasm 
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 i) Plum line pattern virus (americano) 

 j) Raspberry leaf curl virus (americano) 

 k) Strawberry latent „C“ virus 

 l) Strawberry vein banding virus 

 m) Strawberry witches’ broom mycoplasm 

 n) außereuropäische Viren und 

virusähnliche Krankheitserreger von 

Cydonia Mill., Fragaria L., Malus Mill., 

Prunus L., Pyrus L., Ribes L., Rubus L. 

und Vitis L. 

 Durch Bemisia tabaci Genn. übertragene 

Viren, wie 

 a) Bean golden mosaic virus 

 b) Cowpea mild mottle virus 

 c) Lettuce infectious yellows virus 

 d) Pepper mild tigré virus 

 e) Squash leaf curl virus 

 f) Euphorbia mosaic virus 

 g) Florida tomato virus 

 Beet curly top virus (außereuropäische 

Stämme) 

 Black raspberry latent virus 

 Blight y análogos 

 Cadang-Cadang viroid 

 Cherry leafroll virus (*) 

 Chrysanthemum stem necrosis virus 

 Citrus mosaic virus 

 Citrus tristeza virus (außereuropäische 

Stämme) 

 Leprosis 

 Little cherry pathogen (außereuropäische 

Stämme) 

 Naturally spreading psorosis 

 Palm lethal yellowing mycoplasm 

 Prunus necrotic ringspot virus (**) 

 Satsuma dwarf virus 
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 Tatter leaf virus 

 Witches’ broom (MLO) 

 e) Parasitäre Pflanzen 

 Arceuthobium spp. (außereuropäische 

Arten) 

 SCHADORGANISMEN, DEREN 

AUFTRETEN IN DER 

GEMEINSCHAFT FESTGESTELLT 

WURDE UND DIE FÜR DAS 

GESAMTE GEMEINSCHAFTSGEBIET 

VON BELANG SIND 

 a) Insekten, Milben und Nematoden in 

allen Entwicklungsstadien 

 Diabrotica virgifera virgifera Le Conte 

 Globodera pallida (Stone) Behrens 

 Globodera rostochiensis (Wollenweber) 

Behrens 

 Meloidogyne chitwoodi Golden et al. (alle 

Populationen) 

 Meloidogyne fallax Karssen 

 Opogona sacchari (Bojer) 

 Popillia japonica Newman 

 Rhizoecus hibisci Kawai & Takagi 

 Spodoptera littoralis (Boisduval) 

 b) Bakterien 

 Clavibacter michiganensi (Smith) Davis et 

al. ssp. sepedonicus (Spieckermann et 

Kotthoff) Davis et al. 

 Pseudomonas solanacearum (Smith) 

Smith 

 c) Pilze 

 Melampsora medusae Thümen 

 Synchytrium endobioticum (Schilhersky) 

Percival 

 d) Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger 

 Apple proliferation mycoplasm 
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 Apricot chlorotic leafroll mycoplasm 

 Pear decline mycoplasm 

 e) andere 

 Pomacea spp. 

 __________________ 

 31i ABl. L 169 vom 10.7.2000, Seite 1.  

 

Änderungsantrag 100 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang I b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ANHANG Ib 

 Liste von prioritären Unionsschädlingen 

gemäß Artikel 6 Absatz 2 

 a) Insekten, Milben und Nematoden in 

allen Entwicklungsstadien 

 Anoplophora chinensis (Thomson) 

 Anoplophora glabripennis (Motschulsky) 

 Bursaphelenchus xylophilus (Steiner et 

Buher) Nickle u. a. 

 Cicadellidae (außereuropäische Arten), 

bekanntlich Träger von Pierce's disease 

(verursacht durch Xylella fastidiosa), wie 

 a) Carneocephala fulgida Nottingham 

 b) Draeculacephala minerva Ball 

 c) Graphocephala atropunctata (Signoret) 

 Diaphorina citri Kuway 

 Thaumatotibia leucotreta 

 Trioza erytreae Del Guercio 

 b) Bakterien 

 Citrus greening bacterium 

 Pseudomonas solanacearum (Smith) 

Smith 

 Pseudomonas syringae 
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 Xanthomonas campestris (alle für Citrus 

pathogenen Stämme) 

 Xanthomonas campestris pv. oryzae 

(Ishiyama) Dye et pv. oryzicola (Fang. et 

al.) Dye 

 Xylella fastidiosa (Well et Raju), 

 c) Pilze 

 Elsinoe spp. Bitanc. et Jenk. Mendes 

 gibberella circinata 

 Guignardia citricarpa Kiely (alle für 

Citrus pathogenen Stämme) 

 Hypoxylon mammatum 

 Phythoptora ramorum 

 Trechispora brinkmannii (Bresad.) 

Rogers 

 Venturia nashicola Tanaka et Yamamoto 

 d) Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger 

 Viren und virusähnliche 

Krankheitserreger der Kartoffel wie 

 a) Andean potato latent virus 

 b) Andean potato mottle virus 

 c) Arracacha virus B, oca strain 

 d) Potato black ringspot virus 

 e) Potato spindle tuber viroid 

 f) Potato virus T 

 g) außereuropäische Isolate der 

Kartoffelviren A, M, S, V, X und Y 

(einschließlich Yo, Yn und Ye); sowie 

Potato leafroll virus 

 Flavescencia dorada de la vid (MLO) 

 e) andere 

 Pomacea spp. 

 

Änderungsantrag 101 

Vorschlag für eine Verordnung 
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Anhang I c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 ANHANG Ic 

 Liste der Unionsqualitätsschädlinge 

gemäß Artikel 37 Absatz 2 

 INSEKTEN 

 Acanthoscelides obtectus Sag. 

 Pelargonium flower break carmovirus 

 Aceria essigi. 

 Aculops fockeui. 

 Agromyzidae 

 Aleurodidae, insbesondere Bemisia tabaci 

 Aleurothrixus floccosus (Mashell) 

 Anarsia lineatella. 

 Aphelenchoides spp. 

 Blastophaga spp. 

 Bruchus affinis Froel. 

 Bruchus atomarius L. 

 Bruchus pisorum L. 

 Bruchus rufimanus Boh. 

 Cacoecimorpha pronubana 

 Cecidophyopsis ribis 

 Circulifer haematoceps 

 Circulifer tenellus 

 Schildläuse, insbesondere: Epidiaspis 

leperii, Pseudaulacaspis pentagona, 

Quadraspidiotus perniciosus 

 Daktulosphaira vitifoliae (Fitch) 

 Diarthronomia chrysanthemi 

 Ditylenchus destructor Thorne 

 Ditylenchus dipsaci 

 Epichoristodes acerbella 

 Epidiaspis leperii 
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 Eriophis avellanae 

 Eriophyes similis 

 Eriosoma lanigerum 

 Eumerus spp. 

 Eusophera pinguis 

 Eutetranychus orientalis Klein 

 Helicoverpa armigera (Hübner) 

 Lepidoptera 

 Liriomyza huidobrensis (Blanchard) 

 Liriomyza trifolii (Burgess) 

 Meloidogyne spp. 

 Merodon equestris 

 Myzus ornatus 

 Otiorrhynchus sulcatus 

 Parabemisia myricae (Kuwana) 

 *  

 Parasaissetia nigra (Nietner) 

 Paysandisia archon (Burmeister) 

 Pratylenchus penetrans 

 Pratylenchus spp. 

 Pseudaulacaspis pentagona 

 Quadraspidiotus perniciosus 

 Quadraspidiotus perniciosus 

 Radopholus similis (Cobb) Thorne 

 Rhizoglyphidae 

 Rhyacionia buoliana 

 Rhyzoglyphus spp. 

 Rotylenchus robustus 

 Salssetia oleae 

 Sciara 

 Tarsonemidae 

 * 

 Tetranychus urticae 
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 Thysanoptera 

 Tylenchulus semipenetrans 

 Pelargonium line pattern virus 

 BAKTERIEN 

 Agrobacterium rhizogenes 

 Agrobacterium tumefaciens 

 * 

 Clavibacter michiganensis spp. insidiosus 

(McCulloch) Davis et al. 

 Clavibacter michiganensis spp. 

michiganensis (Smith) Davis et al. 

 Corynebacterium sepedonicum 

 Erwinia amylovora (Burr.) Winsi. et al. 

 Erwinia carotovora subsp. Carotovora 

 Erwinia chrysanthemi 

 Pseudomonas caryophylli (Burkholder) 

Starr et Burkholder 

 Pseudomonas marginata 

 Pseudomonas solanacearum 

 Pseudomonas syringae pv. glycinea 

 Pseudomonas syringae pv. mors 

prunorum 

 Pseudomonas syringae pv. persicae 

(Prunier et al.) Young et al. 

 Pseudomonas syringae pv. savastanoi 

 Pseudomonas syringae pv. syringae 

 Rhodococcus fascians 

 Xanthomonas campestris pv. Begoniae 

 Xanthomonas campestris pv. corylina 

 Xanthomonas campestris pv. juglandi 

 Xanthomonas campestris pv. Pelargonii 

 Xanthomonas campestris pv. pruni 

(Smith) Dye 

 Xanthomonas campestris pv.phaseoli 

(Smith) Dye 
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 Xanthomonas campestris pv.vesicatoria 

(Doidge) Dye 

 Xanthomonas fragariae Kennedy et King 

 Xylophilus ampelinus Vitis 

(Panagopoulos) Willems et al. 

 PILZE  

 Stengelfäuleerreger (Botrytis spp., 

Pythium spp.) 

 Fusarium oxisporum f. sp. lilii 

 Fusarium oxisporum sp. gladioli 

 Rhizoctonia spp. 

 Alternaria dianthicola 

 Armillariella mellea 

 Ceratocystis fimbriata f. sp. platani Walter 

 Chondrostereum purpureum 

 Claviceps purpurea 

 Cryphonectria parasitica (Murrill) Barr 

 Curvularia trifolii 

 Cylindrocarpon destructans 

 Diaporthe phaseolorum var. caulivora et 

var. sojae 

 Didymella applanata 

 Didymella ligulicola (Baker, Dimock et 

Davis) v. Arx 

 Exosporium palmivorum 

 Fusarium fujikuroi 

 Fusarium oxisporum f. sp. dianthi 

 Fusarium oxisporum sp. chrysanthemi 

 Fusarium oxysporum f. sp. narcissi 

 Fusarium spp. 

 Gliocladium wermoeseni 

 Graphiola phoenicis 

 Helminthosporium 

 Lophodermium seditiosum 

 Mycosphaerella dianthi 
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 Nectria galligena 

 Mehltau 

 Penicillium gladioli 

 Peronospora rubi 

 Pestalozzia Phoenicis 

 Phialophora cinerescens (Wollenweber) 

van Beyma 

 Phialophora gregata 

 Phoma tracheiphila (Petri) Kanchaveli et 

Gikashvili 

 Phyllactinia guttata 

 Phytophthora cactorum 

 Phytophthora fragariae var. rubi 

 Phytophthora spp. 

 Plasmopara halstedii (Farlow) Berl. et de 

Toni 

 Stengelfäule:   Fusarium spp. und 

Pythium 

 Puccinia chrysanthemi 

 Puccinia horiana Hennings 

 Puccinia pelargonii zonalis 

 Pythium spp. 

 Rhizoctonia spp. 

 Rhizopus spp. 

 Rosellinia necatrix 

 Scirrhia pini Funk et Parker 

 Sclerotinia spp. 

 Septoria gladioli 

 Slerotium bulborum 

 Synchytrium endobioticum 

 Taphrina deformans 

 Thielaviopsis basicola 

 Tilletia 

 Urocystis gladiolicola 
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 Uromyces dianthi 

 Uromyces trasversalis 

 Ustilaginaceae 

 Venturia spp. 

 Verticillium spp 

 VIREN UND VIRUSÄHNLICHE 

KRANKHEITSERREGER 

 Narcissus white streak agent 

 Carnation mottle carmovirus 

 Carnation etched ring caulimovirus 

 Carnation necrotic fleck carmovirus 

 Aster yellow mycoplasm 

 Corky pit agent 

 Anarsia lineatella 

 Apple mosaic virus 

 Arabis mosaic virus Fragaria 

 Beet leaf curl virus 

 Black currant infecticus variegation 

 Black currant reversion virus 

 Cherry leaf roll virus 

 Chondrostereum purpureum 

 Chrysanthemum stunt viroid 

 Citrus leaf rugose 

 Virus der Tristeza-Krankheit der Orange 

(europäische Stämme) 

 Citrus vein enation/woody gall 

 Schildläuse, insbesondere: Epidiaspis 

leperii, Pseudaulacaspis pentagona, 

Quadraspidiotus perniciosus 

 Coniothyrium spp. 

 Tomato aspermy cucumovirus 

 Diplocarpon rosae 

 Krankheiten, die an Blattsprossen 

psorosis-ähnliche Symptome hervorrufen 

wie Psorosis, Ring spot, Cristacortis, 
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Impietratura, Concave gum.  

 Eriosoma lanigerum 

 Grapevine flavescence dorée MLO 

 Hazel maculatura lingare MLO 

 Infectious variegation 

 Arabis mosaic nepovirus  

 Peronospora sparsa 

 Phragmidium spp. 

 Plum pox virus 

 Potato stolbur mycoplasm 

 Prune dwarf virus 

 Prunus necrotic ringspot virus 

 Raspberry bushy dwarf virus 

 Raspberry leaf curl virus 

 Raspberry ringspot virus 

 

 Kräuselkrankheit 

 Rosellinia necatrix 

 Citrus leaf rugose 

 Sphaeroteca pannosa 

 Spiroplasma citri Saglio. et al. 

 Strawberry crinkle virus 

 Strawberry green petal MLO 

 Strawberry latent ringspot virus 

 Strawberry mild yellow edge virus 

 Tomato black ring virus 

 Bronzefleckenkrankheit der Tomate 

 Tomato yellow leaf curl virus 

 Pelargonium leaf curl tombusvirus 

 Tospoviren (Bronzefleckenkrankheit der 

Tomate, Impatiens necrotic spot virus) 

 Infectious variegation 

 Venturia spp. 
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 Verticillium spp. 

 Viroide wie exocortis, 

cachexiaxyloporosis 

 Lily symptomless virus  

 Tulip breaking virus 

 Gladiolus ringspot virus (syn. Narcissus 

latent virus) 

 Narcissus yellow stripe virus 

 Chrysanthemum B mosaic virus 

 Cucumber mosaic virus 

 Tobacco rattle virus 

 Virus x del lirio  

 NEMATODEN  

 Heterodera rostochiensis 

 ANDERE SCHADORGANISMEN 

 Cyperus esculentus (Erdmandel) 

 Orobanche (parasitäre Pflanze) 

 

Änderungsantrag 102 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Abschnitt 1 – Nummer 4 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Das Eindringen, die Ansiedlung und die 

Ausbreitung des Schädlings im 

betreffenden Gebiet bzw. – sofern er 

bereits auftritt – in dem Teil dieses 

Gebiets, in dem er in begrenztem Maße 

verbreitet ist, hat für das Gebiet bzw. – 

sofern er bereits auftritt – für den Teil des 

Gebiets, in dem er in begrenztem Maße 

verbreitet ist, in Bezug auf einen oder 

mehrere der unter den folgenden 

Buchstaben genannten Sachverhalte nicht 

hinnehmbare wirtschaftliche, soziale 

und/oder ökologische Folgen: 

Das Eindringen, die Ansiedlung und die 

Ausbreitung des Schädlings im 

betreffenden Gebiet bzw. – sofern er 

bereits auftritt – in dem Teil dieses 

Gebiets, in dem er in begrenztem Maße 

verbreitet ist, hat für das Gebiet bzw. – 

sofern er bereits auftritt – für den Teil des 

Gebiets, in dem er in begrenztem Maße 

verbreitet ist, in Bezug auf einen oder 

mehrere der unter den folgenden 

Buchstaben genannten Sachverhalte nicht 

hinnehmbare wirtschaftliche, soziale und 

ökologische Folgen: 
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Änderungsantrag 103 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Abschnitt 1 – Absatz 4 – Buchstabe q 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(q) Auswirkungen auf die 

Lebensmittelsicherheit; 

(q) Auswirkungen auf die 

Lebensmittelsicherheit oder 

Ernährungssicherheit; 

 

Änderungsantrag 104 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Abschnitt 2 – Absatz 1 – Buchstabe b – Ziffer iii a (neu) 

 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (iiia) einen Verlust der Artenvielfalt der 

Nutzpflanzen auf dem Gebiet der Union.  

Begründung 

Unionsquarantäneschädlinge sollten als prioritäre Schädlinge eingestuft werden, wenn ihr 

Eindringen, ihre Ansiedlung oder ihre Verbreitung zu einem Verlust der Artenvielfalt der 

Nutzpflanzen in der EU geführt hat. 

 

Änderungsantrag 105 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Abschnitt 3 – Unterabschnitt 1 – Nummer 4 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Den dem Mitgliedstaat vorliegenden 

Informationen zufolge hätte der Schädling 

in Bezug auf einen oder mehrere der in 

Abschnitt 1 Nummer 4 genannten 

Sachverhalte nicht hinnehmbare 

wirtschaftliche, soziale und/oder 

ökologische Folgen für sein Hoheitsgebiet 

und – soweit der Mitgliedstaat dies 

beurteilen kann – für das Gebiet der Union, 

falls er sich in diesem Gebiet ansiedeln und 

Den dem Mitgliedstaat vorliegenden 

Informationen zufolge hätte der Schädling 

in Bezug auf einen oder mehrere der in 

Abschnitt 1 Nummer 4 genannten 

Sachverhalte nicht hinnehmbare 

wirtschaftliche, soziale und ökologische 

Folgen für sein Hoheitsgebiet und – soweit 

der Mitgliedstaat dies beurteilen kann – für 

das Gebiet der Union, falls er sich in 

diesem Gebiet ansiedeln und ausbreiten 
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ausbreiten würde. würde. 

 

Änderungsantrag 106 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Abschnitt 3 – Unterabschnitt 2 – Nummer 4 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Den der Union vorliegenden Informationen 

zufolge hätte der Schädling in Bezug auf 

einen oder mehrere der in Abschnitt 1 

Nummer 4 genannten Sachverhalte nicht 

hinnehmbare wirtschaftliche, soziale 

und/oder ökologische Folgen für das 

Gebiet der Union, falls er sich in diesem 

Gebiet ansiedeln und ausbreiten würde. 

Den der Union vorliegenden Informationen 

zufolge hätte der Schädling in Bezug auf 

einen oder mehrere der in Abschnitt 1 

Nummer 4 genannten Sachverhalte nicht 

hinnehmbare wirtschaftliche, soziale und 

ökologische Folgen für das Gebiet der 

Union, falls er sich in diesem Gebiet 

ansiedeln und ausbreiten würde. 

 

Änderungsantrag 107 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang II – Abschnitt 4 – Nummer 3 – Absatz 1 – Einleitung 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Der Befall der unter Nummer 2 genannten 

zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen mit 

dem Schädling hat in Bezug auf einen oder 

mehrere der unter den folgenden 

Buchstaben genannten Sachverhalte nicht 

hinnehmbare wirtschaftliche Folgen 

hinsichtlich der vorgesehenen Verwendung 

dieser Pflanzen, 

Der Befall der unter Nummer 2 genannten 

zum Anpflanzen bestimmten Pflanzen mit 

dem Schädling hat in Bezug auf einen oder 

mehrere der unter den folgenden 

Buchstaben genannten Sachverhalte nicht 

hinnehmbare wirtschaftliche und 

ökologische Folgen hinsichtlich der 

vorgesehenen Verwendung dieser 

Pflanzen, 

 

Änderungsantrag 108 

Vorschlag für eine Verordnung 

Anhang IV – Abschnitt 2 – Absatz 1 – Nummer 6 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6a) Umwelt und Gesundheit 

 Bei Maßnahmen für das Management der 



 

RR\1021316DE.doc 195/197 PE522.767v02-00 

 DE 

Risiken eines Schädlings müssen stets 

eine hochwertige Gesundheits- und 

Umweltpolitik berücksichtigt werden. 

Unter anderem sollte der Einsatz von 

Pestiziden weitgehend eingeschränkt 

werden und soweit wie möglich sollten 

nachhaltige Bekämpfungsmethoden 

angewandt werden. 
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anwesende Mitglieder 

John Stuart Agnew, Eric Andrieu, Liam Aylward, José Bové, Luis 

Manuel Capoulas Santos, Vasilica Viorica Dăncilă, Michel Dantin, 

Paolo De Castro, Albert Deß, Herbert Dorfmann, Hynek Fajmon, Iratxe 

García Pérez, Julie Girling, Martin Häusling, Esther Herranz García, 

Peter Jahr, Elisabeth Jeggle, Jarosław Kalinowski, Elisabeth Köstinger, 

Agnès Le Brun, Mairead McGuinness, James Nicholson, Wojciech 

Michał Olejniczak, Marit Paulsen, Britta Reimers, Alfreds Rubiks, 

Giancarlo Scottà, Czesław Adam Siekierski, Sergio Paolo Francesco 

Silvestris, Alyn Smith, Ewald Stadler, Marc Tarabella, Janusz 

Wojciechowski 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellvertreter(innen) 

Pilar Ayuso, Francesca Barracciu, María Auxiliadora Correa Zamora, 

Spyros Danellis, Karin Kadenbach, Astrid Lulling, Petri Sarvamaa 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 

anwesende Stellv. (Art. 187 Abs. 2) 

Kriton Arsenis, Anne E. Jensen 

Datum der Einreichung 27.2.2014 

 
 


